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Stadt Grevesmühlen
Bauausschuss Stadt Grevesmühlen

Tagesordnung

Öffentlicher Teil

1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung, 
der Anwesenheit und Beschlussfähigkeit

2 Einwohnerfragestunde

3 Bestätigung der Tagesordnung

4 Billigung der Sitzungsniederschrift vom 01.04.2014

5 Stellungnahme der Stadt Grevesmühlen zur Fortschreibung des 
Landesentwicklungsprogramms; 1. Stufe der Beteiligung

VO/12SV/2014-434

6 Satzung über den Bebauungsplan Nr. 37 der Stadt Grevesmühlen 
"Einzelhandel am Bahnhof"
hier: Entwurfs- und Auslegungsbeschluss
Gast: Architektur + Stadtplanung Baum Beims GbR (Herr Beims)

VO/12SV/2014-438

7 Satzung über den Bebauungsplan Nr. 39 für das Gebiet "Zum 
Sägewerk" südlich des Bahngleises der Stadt Grevesmühlen
hier: Aufstellungsbeschluss

VO/12SV/2014-435

8 Beschluss zur Satzung der Stadt Grevesmühlen über eine 
Veränderungssperre nach § 14 BauGB für das Gebiet
der Satzung über den Bebauungsplanes Nr. 39 "Zum Sägewerk" 
südlich des Bahngleises der Stadt Grevesmühlen

VO/12SV/2014-436

9 Vorstellung: Entwurf des Regionalen Nahverkehrsplans des 
Landkreises Nordwestmecklenburg (Gast: Herr Lösel)

10 Informationen zum Stand städtebaulicher Planungen und 
Baumaßnahmen

11 Anfragen und Mitteilungen

Nichtöffentlicher Teil

12 Bauanträge und Bauvoranfragen

Sitzung des Bauausschusses der Stadt Grevesmühlen, Nr: SI/12BA/2014/28

Sitzungstermin: Donnerstag, 08.05.2014, 18:30 Uhr

Ort, Raum: Beratungsraum Haus 1 EG, Rathaus,  Rathausplatz 1, 23936 
Grevesmühlen
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13 Informationen und Sonstiges

Öffentlicher Teil

14 Wiederherstellung der Öffentlichkeit und Bekanntgabe der im 
nichtöffentlichen Teil gefassten Beschlüsse
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Stadt Grevesmühlen

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/12SV/2014-434
öffentlich

24.04.2014
Herr Lars Prahler

Stellungnahme der Stadt Grevesmühlen zur Fortschreibung des 
Landesentwicklungsprogramms; 1. Stufe der Beteiligung
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

08.05.2014 Bauausschuss Stadt Grevesmühlen

Beschlussvorschlag:

Die Stadtvertretung nimmt den in der Anlage aufgeführten Entwurf der Stellungnahme zum 
Landesentwicklungsprogramms (LEP) zustimmend zur Kenntnis und beauftragt den 
Bürgermeister mit der Versendung. 
    

Sachverhalt: 

Die Fortschreibung des Landesentwicklungsprogramms (LEP) steht turnusmäßig an, um 
dem Land sowie den Gebietskörperschaften im Land damit eine Grundlage für 
raumordnerische, aber auch förderrechtliche Fragestellungen zu geben. Das LEP regelt 
unter anderem die Festlegung von Ober-, Mittel- und Grundzentren, macht Aussagen zur 
Siedlungsentwicklung, Landwirtschaft, Tourismus und Energiewirtschaft.  
 
Die für die Stadt Grevesmühlen aus Sicht der Verwaltung maßgeblichen Inhalte sind in dem 
beiliegenden Entwurf der Stellungnahme aufgeführt und erläutert. 

Das LEP kann unter http://www.raumordnung-mv.de/ im Vorab gesichtet werden. Die 
weiteren Inhalte des  LEPs werden ferner auf der Sitzung mündlich erläutert. 

 

Finanzielle Auswirkungen:

keine
  

Anlage/n:

Entwurf der Stellungnahme der Stadt Grevesmühlen  

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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http://www.raumordnung-mv.de/


 

Telefon: 
(03881)723-0 
Telefax: 
(03881)723-111 

Öffnungszeiten: 
Di. -. Do. 09:00 - 12:00 Uhr 
Di.  13:00 - 15:00 Uhr 
Do. 13:00 - 18:00 Uhr 

Bankverbindung: 
Sparkasse MNW 
Volks- und Raiffeisenbank 
Deutsche Kreditbank AG 

Kto.-Nr. / BLZ 
1000030209 (14051000) 
103004 (13061078) 
100289 (12030000) 

BIC IBAN 
NOLADE21WIS DE65 1405 1000 1000 0302 09 
GENODEF1HWI DE25 1306 1078 0000 1030 04 
BYLADEM1001 DE51 1203 0000 0000 1002 89 

** Sie finden uns im Internet unter www.grevesmuehlen.de ** 

__ 

_ 

Stadt Grevesmühlen 
Der Bürgermeister 

 
Zugleich Verwaltungsbehörde für das Amt Grevesmühlen-Land mit den Gemeinden: 

Bernstorf, Börzow, Gägelow, Mallentin, Papenhusen, Plüschow, Roggenstorf, 
Rüting, Testorf-Steinfort, Upahl, Warnow 

      

 

 

 
Stadt  Grevesmühlen • Rathausplatz 1 • 23936 Grevesmühlen 
 
Ministerium für Energie,  
Infrastruktur und Landesentwicklung  
Mecklenburg-Vorpommern  
Schloßstr. 6-8 
19053 Schwerin  
 
 
- Entwurf vom 24.04.2014 –  
 

Geschäftsbereich: Bauamt 

Zimmer: 2.1.09 

Es schreibt Ihnen: Herr L.Prahler 

Durchwahl: -160 

E-Mail-Adresse: l.prahler@grevesmuehlen.de 

 info@grevesmuehlen.de 

Aktenzeichen: 6000/LPr. 

       

Datum: 20.05.2014 

 
Stellungnahme der Stadt Grevesmühlen zur Fortschrei bung des 
Landesraumentwicklungsprogramms M-V, 1. Stufe der B eteiligung    
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
nachfolgend erhalten Sie die Stellungnahme der Stadt Grevesmühlen, die die 
Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen am 19.05.2014 mehrheitlich zustimmend zur 
Kenntnis genommen und mich mit der Versendung beauftragt hat. Unsere Stellungnahme 
gliedern wir weitestgehend entsprechend der Abschnitte des zugrunde liegenden Textes des 
Landesraumentwicklungsprogramms ..:  
 
 
Zu 1.2: Entwicklungstendenzen in Verbindung mit 3.: Raumstruktur und räumliche 
Entwicklung  
 
Textlich sowie auch graphisch in Abb. 3 werden nach unserer Auffassung in zu grober 
Maßstäblichkeit soziodemographische, wirtschaftliche sowie arbeitsmarktpolitische 
Rahmenbedingungen sowie Prognosen verwendet. Sowohl soziodemographische 
Prognosen als auch Wirtschafts- und Arbeitsmarktdaten liegen weitaus kleingliedriger vor 
und würden bei Verwendung eine deutliche Differenzierung in den Schlussfolgerungen 
erbringen. Dies betrifft die allgemeinen Ausführungen dieses Kapitels, aber auch 
weitergehend die Ausführungen insbesondere zu Zielen und Grundsätzen der 
Wirtschaftsentwicklung, der Siedlungsentwicklung und der Wohnungswirtschaft.  
 
So ist unsere konkrete Erfahrung in Grevesmühlen und Umland, dass ein hoher Bedarf an 
weiteren Siedlungsflächen sowie neuen Wohnformen besteht, bestehender 
Arbeitskräftemangel nur durch Zuzug gestillt werden kann sowie neue Gewerbeansiedlungen 
dringend der Ausweisung neuer Industrie- und Gewerbeflächen bedürfen. Nicht ein 
allgemein negativer Trend beschneidet unsere Stadtentwicklung, vielmehr sehen wir den 
Bedarf, großflächig moderne Infrastruktur, Bildungsstandorte, Bauplätze und 
Gewerbeflächen anbieten zu können.    
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So ersehen wir es als begründet an, dass unter 3.1 sowie 4.1 auch Aussagen zu Regionen 
getroffen werden, die geringere demographische Herausforderungen bis hin zu Chancen aus 
Bevölkerungszuwachs  aufweisen. Die Abbildung 11 bedürfte in diesem Falle eine 
entsprechende Ergänzung. Zudem sollten diese Teilräume besondere 
Entwicklungsmöglichkeiten aufgrund ihrer bestehenden Vorzugslagen eingeräumt werden, 
um ihren Standortvorteil in Zukunft noch besser wahrnehmen zu können.   
 
Zu 3.2: Zentrale Orte  
 
Sehr ausführlich wird in der Begründung darauf abgestellt, dass in Ober-, Mittel-, und 
Grundzentren entsprechend ihrer Aufgabenstellung und Größe öffentliche Infrastruktur 
vorzuhalten, ggf. sogar auszubauen wäre. Es werden hierzu auch Ziele formuliert.   
 
Unsere konkrete Erfahrung bestätigt dies, da ein Mittelzentrum insbesondere als Zentrum 
der Bildung, des Handels, des Gewerbes sowie der öffentlichen Verwaltung wahrgenommen 
und genutzt wird. Letztere hat insbesondere noch die Bedeutung als Arbeitgeber mit 
nennenswertem Arbeitskräftepotenzial.  
 
Insofern wäre für uns schlussfolgernd, dass als Ziel formuliert wird, dass 
Landeseinrichtungen der Verwaltung sowie deren nachgeordneten Einrichtungen in Mittel- 
und Oberzentren zu konzentrieren seien und deren Bestand in den jeweiligen Standorten zur 
Absicherung der Funktionsfähigkeit der betreffenden Standorte gesichert werden sollte.  
 
Zu 3.4: Einbindung in europäische, nationale und überregionale Netzwerke 
 
Wir gehen davon aus, dass in der bereits vorhandenen Kooperationsdichte der 
Gebietskörperschaften, bei der Vernetzung im Gewerbe, Industrie und Handel sowie in 
Bezug auf Pendleraufkommen und vorhandene Verkehrswege die Metropolregion Hamburg 
einen deutlich größeren Stellenwert aufweist als die weiter genannten Kooperationsräume. 
Insofern sollte der Metropolregion Hamburg eine gesonderte Zielstellung in diesem Kapitel 
eingeräumt werden. Dieses Ziel sollte die Festigung und Erweiterung der Kooperation zum 
Inhalt haben sowie beschreiben, dass hierfür vom Land entsprechende Ressourcen 
bereitgestellt werden.  
 
 
Zu 4.1 Siedlungsentwicklung  
 
Hier sollte unter Ziffer 4 oder 7  ergänzt werden, dass eine weitere Siedlungsentwicklung im 
Außenbereich dann zulässig ist, wenn dadurch bereits bestehende öffentliche 
Infrastruktureinrichtungen, insbesondere Kindergärten, Schulen, in ihrem Fortbestand 
gesichert werden können.  
 
Zu 4.3.1. Gewerbe- und Industriestandorte 
 
Unerklärlich bleibt, warum das Gewerbegebiet Upahl in der Aufzählung der 
landesbedeutsamen Gewerbe- und Industriestandorte unberücksichtigt bleibt. Dem 
Energieministerium und dem Wirtschaftsministerium liegen Mitteilungen des Landkreises 
Nordwestmecklenburg vor, wonach beabsichtigt wird, diesen Gewerbe- und Industriestandort 
um weitere 40 ha zu erweitern. Begründet wurde diese von den Gemeinden Upahl und der 
Stadt Grevesmühlen mitgetragene Information  damit, dass dieser Standort bewiesen hat, 
dass er als Gewerbestandort angenommen wird, konkrete Erweiterungsmöglichkeiten 
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bestehen und zudem Anfragen aktuell  nicht bedient werden können, da großflächige 
Flächenreserven nicht vorliegen. Zudem besticht der Standort dadurch, dass er eine 
unmittelbare Nähe zur A 20 aufweist und zudem in unmittelbarer Nähe zum Mittelzentrum 
Grevesmühlen belegen ist.  
 
Ungeachtet der Erweiterungsplanung zeigen nicht zuletzt die aktuellen Erweiterungen des 
internationalen Konzerns ARLA, dass das Land hier über ein industrielles Zentrum mit 
Zukunftsoptionen verfügt.  
 
Unsere Forderung ist demnach die Aufnahme des Industrie- und Gewerbegebietes 
Upahl/Grevesmühlen inklusive der angezeigten Erweiterung um 40 ha in die Liste der 
landesweit bedeutsamen gewerblichen und industriellen Großstandorte.  
 
 
Zu 4.5.1 Landwirtschaftsräume  
 
Die hierin beschriebenen Vorranggebiete sind für das Umland von Grevesmühlen in Bezug 
auf unter Ziffer (1) formuliertes Ziel zu weitreichend festgelegt worden. Die Planungshoheit 
der betroffenen Gemeinden ist damit so stark eingeschränkt, dass weitere 
Entwicklungsmöglichkeiten nennenswert eingeschränkt sind. Zudem ergibt sich konkret die 
Fragestellung, ob eine Gemeinde die weitere Siedlungsentwicklung tatsächlich maßgeblich 
von der Ertragskraft der betreffenden Ackerfläche abhängig machen sollte. U.E. reichen die 
unter Ziffer 4.1 Ausnahmetatbestände für eine Baulandentwicklung im Außenbereich 
vollständig aus. Damit ist bereits ausgeschlossen, dass es zu einer Gefährdung der 
Versorgungssicherheit mit landwirtschaftlichen Produkten faktisch kommen kann.  
 
Hilfsweise sollte die Ansiedlung von Gewerbe- und Industrieflächen von einer Einschränkung 
in Vorranggebieten der Landwirtschaft ausgenommen werden, da hiermit nachweislich 
höhere Wertschöpfungen in der Region erzielt werden als durch die landwirtschaftliche 
Nutzung der betreffenden Fläche bzw. der unter Ziffer (6) genannte Grundsatz verfolgt wird.  
 
 
 
Zu 4.6.1. Tourismusentwicklung und Tourismusräume  
 
Die Stadt Grevesmühlen hat nachweislich in den letzten 10 Jahren einen erheblichen Schub 
im touristischen Angebot erfahren. Das Piraten Openair Grevesmühlen hat aktuell 50.000 
Gäste zu verzeichnen. Das Piraten Openair bildet damit einen zusätzlichen Baustein im 
touristischen Angebot der Langzeiturlauber der angrenzenden Ostseeregion, aber auch 
zunehmend ein eigenständiges Angebot für Tagestouristen aus der Region bis hin Hamburg 
und Berlin. Es bietet zudem ein für diese Region einzigartiges Eventgelände für Konzerte, 
Veranstaltungen und Feste.  
 
Die bestehenden Übernachtungseinrichtungen in Grevesmühlen und Umland verzeichnen 
durch das Piraten Openairs nennenswerte Mehrbuchungen. Die Stadt Grevesmühlen 
profitiert ferner durch eine stetige Zunahme von Tagestouristen, die den Besuch der Stadt für 
das Verweilen in der Innenstadt nutzen.  
 
Ausbaufähig sind konkrete Pauschalangebote unter Einbeziehung der einheimischen 
Gewerbetreibenden und Hoteliers. An deren Umsetzung wird jedoch in diesem Jahr 
erstmalig konkret seitens des Stadtmarketings und den Akteuren gearbeitet.  
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Zudem ist nachweisbar, dass durch die verbesserte verkehrliche Anbindung, durch den 
Ausbau des Radwegenetzes sowie Schaffung weiterer touristischer Angebote in der Stadt 
(z.B. Freibad, Kirchturm, Kulturnacht) eine bessere Vernetzung mit den benachbarten 
Ostseebädern erfolgt ist.  
 
Darüber hinaus verfügt die Stadt und das Umfeld über attraktive, teilweise sogar einzigartige 
Naturräume (z.B. NSG Santower See) sowie Kulturdenkmäler (Großsteingräber, 
Sühnesteine), deren touristischen Bedeutung Rechnung getragen werden sollte.  
 
Insofern ist für uns nicht nachvollziehbar, warum Grevesmühlen keine Berücksichtigung 
mehr als Vorbehaltsgebiet Tourismus erfahren soll.  
 
 
Zu 5.1.1: Erreichbarkeit  
 
U.E. sollte als Ziel aufgenommen werden, dass Mittelzentren einen innerörtlichen ÖPNV 
erhalten bzw. beibehalten, der standortbezogen die Erreichbarkeit innerörtlicher Ziele für die 
Bevölkerung sichert.  
 
 
Zu 5.1.2: Netze und Gesamtverkehrssystem 
 
U.E. sollte in der Kartendarstellung zu bedeutsamen Verkehrsachsen auch 
Autobahnabfahrten und Haltestellen der Bahn dargestellt werden, da diese 
Kristallationspunkte städtebaulicher Entwicklungen darstellen. Zudem geben diese 
Knotenpunkte wichtige Hinweise hinsichtlich der Erreichbarkeit von Standorten innerhalb der 
Region.  
 
 
Zu 5.3.1 Bildungseinrichtungen 
 
U.E. sollte in Ziffer (2) der Begriff „Vorranggebiete“ durch „Standorte“ ersetzt werden.   
 
Denn nur Zentralorte verfügen u.E. über die Leistungskraft, nachhaltig Schulstandorte 
vorzuhalten. Zudem verfügen diese Standorte über die notwendige Infrastruktur für Schulen.  
 
 
Zu 5.3.4 Sport  
 
U.E. sollte als Ziel formuliert werden, dass Leistungszentren des Landes und des Bundes in 
Zentralen Orten angesiedelt werden sollten.  
 
Denn nur hier sind die Voraussetzungen für eine nachhaltige Entwicklung dieser 
Leistungszentren gegeben sowie die erforderliche öffentliche Infrastruktur für eine derartige 
Einrichtung vorgehalten.  
 
 
Zu 6.1.2 Landschaft  
 
Abbildung 23 ist aufgrund des mangelhaften Maßstabs und der zu geringen Auflösung für 
uns nicht überprüfbar.  
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Zu 7.1. Unterirdische Raumordnung  
 
Abbildung 26 ist aufgrund des mangelhaften Maßstabs und der zu geringen Auflösung für 
uns nicht überprüfbar. Zudem erachten wir die Quellenangabe als nicht nachvollziehbar. 
 
 
Zu 7.2. Ressourcenschutz Trinkwasser 
 
Abbildung 30 ist aufgrund des mangelhaften Maßstabs und der zu geringen Auflösung für 
uns nicht überprüfbar. Zudem erachten wir die Angaben zu Kriterien als nicht 
nachvollziehbar. In diesem Zusammenhang sei auch erwähnt, dass nicht nachvollziehbar ist, 
warum bestehende Eignungsgebiete für Windenergieanlagen ausgenommen wurden, 
Siedlung- und Gewerbeflächen aber nach eigener Auskunft nicht.  
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
 
 
Jürgen Ditz 
Bürgermeister  
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Stadt Grevesmühlen

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/12SV/2014-438
öffentlich

29.04.2014
G. Matschke

Satzung über den Bebauungspln Nr. 37 der Stadt Grevesmühlen 
"Einzelhandel am Bahnhof"
hier: Entwurfs- und Auslegungsbeschluss
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

08.05.2014 Bauausschuss Stadt Grevesmühlen
12.05.2014 Hauptausschuss Stadt Grevesmühlen
19.05.2014 Stadtvertretung Grevesmühlen

Beschlussvorschlag:
1. Die Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen billigt die vorliegenden Entwürfe des 
Bebauungsplanes Nr. 37  „Einzelhandel am Bahnhof“ der Stadt Grevesmühlen und der 
dazugehörigen Begründung. Die Anlage ist Bestandteil des Beschlusses.

2. Der Bebauungsplan  wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13 a BauGB 
aufgestellt.

3. Die Entwürfe der Planzeichnung und der Begründung werden für die öffentliche 
Auslegung  nach § 3 Abs. 2 BauGB und für die Beteiligung  der Behörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Belange  nach § 4 Abs. 2 BauGB bestimmt. Die Stadt gibt das Ergebnis 
der Vorprüfung mit der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  bekannt.

4. Die Abstimmung mit den Nachbargemeinden ist nach § 2 Abs. 2 BauGB durchzuführen.

5. Der Bürgermeister wird mit der Durchführung der Beteiligung der Öffentlichkeit und der 
betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher belange beauftragt.    

Sachverhalt: 
Der Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen hat mit dem Aufstellungsbeschluss vom 
18.02.2013 das Verfahren für den Bebauungsplan Nr. 37 „Einzelhandel am Bahnhof“ 
eingeleitet. Ziel der Stad ist es bereits seit langem das Gebiet am Bahnhof für Einheimische 
und Touristen attraktiver zu gestalten. Beabsichtigt ist neben der Beseitigung städtebaulicher 
Missstände (-Wiedernutzbarmachung innerstädtischer Flächen-) auch die Verlagerung eines 
Markant Marktes und Aldi-Discounter in den Planbereich. 
Auf einer Fläche von 2,4 ha soll ein Nahversorgungzentrum mit  einer Verkaufsfläche von ca. 
2680 qm entstehen. 
Der Bebauungsplan ist damit als Maßnahme der Innenentwicklung im Sinne des § 13 a Abs. 
1 Satz 1 BauGB zu qualifizieren. 
Mit der vorliegenden Planung werden die Voraussetzungen gemäß Anlage 1 zum UVPG 
Nr.18.6.2 i.V.m. Nr. 18.8 erfüllt. Somit ist eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls 
durchzuführen. Hierbei ist überschlägig zu prüfen, ob der Bebauungsplan erhebliche 
Umweltauswirkungen haben könnte. 
Nach sorgfältiger Prüfung der Zulässigkeitsvoraussetzungen des § 13a BauGB ist 
festzustellen, dass auch die übrigen Voraussetzungen des § 13 a BauGB für das 
beschleunigte Verfahren gegeben sind. Der Bebauungsplan wird ohne Durchführung einer 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt. 
Die wesentlichen Gründe hierfür sind nach Abschluss der Vorprüfung des Einzelfalles: 
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Die Vorprüfung des Einzelfalls hat ergeben, dass voraussichtlich keine relevanten  
Auswirkungen auf die Umwelt zu erwarten sind. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist nicht 
erforderlich. Die Vorprüfung des Einzelfalles liegt dieser Beschlussvorlage zur Kenntnis bei.
Bei einer durchgeführten faunistische Bestandserfassung und artenschutzrechtlichen 
Prüfung wurden gemäß §§ 44 und 45 BNatSchG die artenschutzrechtliche  Belange ermittelt 
und fachgerecht geprüft. Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände können bei 
Berücksichtigung von Vermeidungs-, Verminderungsmaßnahmen sowie bei Umsetzung von 
vorgezogenen Maßnahmen außerhalb des Plangebietes für bestimmte Arten vermieden 
werden. Die Fachbeitrag (AFB) liegt dieser Beschlussvorlage zur Kenntnis bei.

Planungskonzeption:
Im Einzelnen wird im Bebauungsplan entsprechend den Planungszielen zur Entwicklung und 
zum Ausbau des Nahversorgungsstandortes Am Bahnhof im Einklang mit dem konkreten 
Bauvorhaben ein sonstiges Sondergebiet (SO) „Nahversorgungszentrum“ festgesetzt, damit 
hier ein Lebensmittelvollsortimenter mit einer Verkaufsfläche von max. 1.500 qm und ein 
Lebensmitteldiscounter mit einer Verkaufsfläche von max. 1.000 qm errichtet werden 
können. Die verkehrliche Erschließung soll zukünftig für Kfz-, Fahrrad- und 
Fußgängerverkehr von der Gebhardstraße bzw. Gebhardweg aus erfolgen. Die Aussagen 
bzw. Forderungen der vorliegenden Gutachten (Verkehrsuntersuchung, Schalltechnische 
Untersuchung, Altlastengutachten) sind bei der Erarbeitung des Entwurfs berücksichtigt 
worden.

Weiteres Verfahren:
Der Bebauungsplan wird im vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB durchgeführt. Aus 
diesem Grund kann von der frühzeitigen Bürgerbeteiligung sowie Unterrichtung der Träger 
öffentlicher Belange abgesehen werden.
Nach dem Entwurfsbeschluss werden die Entwürfe des Bebauungsplanes mit 
planungsrechtlichen Festsetzungen sowie und  der Begründung, die artenschutzrechtlichen 
Prüfung, die Prüfung des Einzelfalls .... zur Einsichtnahme öffentlich ausgelegt. 
Während der öffentlichen Auslegung können Anregungen und Bedenken (Stellungnahmen) 
von Jedermann vorgebracht werden, über die die Stadtvertreter im Rahmen der Abwägung 
zu entscheiden haben. Parallel dazu erfolgt die Beteiligung der berührten Behörden und 
sonstigen Trägern öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB sowie der 
Nachbargemeinden.

Information zum Einfluss der Entscheidung auf Leitbilder:
Leitbild 1: Entwicklung des Bahnhofes und des Bahnhofsumfeldes (Schlüsselprojekt. 

Finanzielle Auswirkungen:
  

Anlage/n:
- Entwurfsunterlagen zum Bebauungsplan Nr. 37 der Stadt Grevesmühlen 

„Einzelhandel am Bahnhof“

  

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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PRÄAMBEL
Aufgrund des § 10 BauGB und 13a BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert am 11.06.2013 (BGBl. I S. 1509) sowie nach § 86 der 
Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) beschließt die Gemeindevertretung 
am ................... nachstehende Satzung über den Bebauungsplan Nr. 37 "Einzelhandel am Bahnhof" 
bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil B).

ÜBERSICHTSPLAN

TOP 6

11 von 107 in Zusammenstellung



32.63 32.62
32.55

32.59

32.59

32.6432.6532.6632.6532.69

32.6232.58

32.7232.74

32.5532.61

32.92

32.72

32.63
32.51

32.40 32.44

32.47

32.45

32.37

32.40

32.39

32.40

32.39

32.35

32.37

32.45

32.50

32.45

32.57

32.51

32.5332.5532.62
32.6132.66

32.72

32.60
32.59

32.71
32.73

32.74 32.59

D 32.61

32.81

32.70 D 32.30

32.69

32.81

32.40
32.40 32.37

32.39
32.33

32.50

32.47

OK 33.00

32.52
32.50

OK 33.04

OK 33.02

32.5632.60

D 32.54

33.02
33.35

33.34 33.34

33.42

33.48

33.52

33.51

33.62

33.62

33.56

33.55

33.58

33.33
33.31

33.29

33.15
33.25

33.31

33.34

33.22

33.28

33.48
33.16

33.36

33.35

33.41

33.39

33.29
33.24

D 33.37

32.47 33.48
32.27

32.23 33.49

32.25

32.13

31.87

31.67

31.71

31.67

32.02

32.18

32.18

31.96

31.70

31.47
31.42

31.54

31.60 31.84

32.04

32.08

31.78

31.58

33.49

33.31

33.06

32.97

32.24

32.13

32.28

32.44

32.94

32.52

32.64

33.35

33.25

32.58
32.59

32.11

32.06

D 32.16
32.17

32.22

32.07

31.88

D 31.76

31.74

31.76

32.02

32.51

32.41

D 32.33
33.46

32.55
32.51

33.46

33.46

33.27

33.44

33.56

33.42

33.34

32.67

32.43

33.48

32.26

32.17

32.08

32.08

32.25

32.15

32.19
32.05

31.62
31.74

31.63
31.67 31.68

31.72 31.70
31.74 31.72

31.76
31.72
31.76

31.74
31.78

31.77
31.81 31.79

31.91

31.93

31.86

31.69

31.61
31.5231.45

31.40

31.45

31.30
31.42

31.32
31.44

31.36
31.48

31.40
31.52 31.48

31.60
31.50
31.52

31.56
31.58 31.60

31.72 31.66
31.78

31.81
31.93

D 31.79

D 31.57

D 31.58 D 31.67

31.68

31.84

31.91

32.24

32.27

32.18

32.25

31.97

31.80
31.76

D 32.78

32.80
32.92

32.89
33.01

32.99
33.11

32.96
33.08

32.92
33.04

32.82
32.94

D 32.87

32.80

32.78

D 32.83

D 32.90
32.82
32.94

32.82
32.86

32.90
32.94

32.91
33.01

32.94
33.04 32.93

32.97 32.84
32.88

32.84
32.94 32.70

32.80
32.66
32.71 32.59

32.64
32.60
32.70

32.42
32.52 32.26

32.36 32.13
32.23

31.95
32.05

31.87
31.97

31.48
31.58

31.13
31.23

31.40
31.43

Flur 4

Flur 6

31.31

31.46

31.49

31.72

31.69

31.94
31.90

31.84

31.89

32.01

32.06

32.26
32.20

32.36
32.33

32.52
32.58

32.72
32.67

32.91
32.94

32.83
32.79

32.84

D 32.86

32.93
32.97

32.92

33.05

32.98

33.00

32.99

33.00

32.99

32.94

33.01
33.04 33.09

33.05 33.06
33.07

32.97

33.01

32.96

32.98

33.19
OK 33.28

32.97
33.11

34.24

32.99
33.03

32.94
32.98

32.93
33.03

32.86

32.83

D 32.85

32.87

32.96

32.97
32.99

32.95
32.93

32.89

32.79

32.77

32.69

32.93

EH 33.09

EH 33.16
33.15

32.88

32.85

32.95
32.83

33.05
33.05

32.97

32.91

33.07

D 32.95

D 33.04

32.98

32.99
32.99

33.01
33.01

33.00

33.12

32.99

33.02
33.01

33.03

32.95

32.96

D 33.06
D 33.08

D 32.96

32.85

D 32.92

32.78

32.83 32.87

32.81

33.00

32.93

32.90

32.94

32.73

32.90

D 32.98

32.93

D 33.01

32.80

32.95

33.00

33.09

33.00

32.85

32.92 33.05

33.05

33.06

32.89

32.81

32.71

32.85

32.70

32.75

32.32

33.06

32.98

32.88

33.39 33.04

33.07
33.10 33.10

33.14 33.05

D 32.97

33.10

33.08

33.09

33.03

32.99

32.91

32.94

30.92

31.02

30.94

30.83

31.08

32.25

32.75

32.24

32.33

32.57

31.08

30.97

31.18
31.87

31.28
31.28

31.27
31.39

31.21
31.33

31.11
31.23 31.07

31.19

31.13
31.25

31.26
31.38

31.39
31.51

31.42
31.54

31.45
31.57

31.48
31.60

31.49
31.61

31.51
31.63

31.54
31.66

31.58
31.70

31.60
31.72

31.88

31.73

31.72

31.72

31.60

31.55

31.30

31.09

31.31

31.51

31.83

32.14

31.31

31.13

31.01
31.13

30.96
31.08

30.90
31.02

30.90
31.0230.87

30.87
30.85
30.85

30.84
30.96

30.77
30.89

30.71
30.83

30.65
30.77

30.67
30.79

30.73
30.85

30.74
30.76

30.88
30.90

31.02
31.04

31.16
31.18

31.21
31.23

31.22
31.34

31.36
31.48

31.49
31.61

31.65

31.45

922/8

922/7
31.29

922/4

917/3

31.15

922/5

919

31.02

953/6

30.91

918

30.91

920/3

920/4
921/1

921/2

120

121/1

121/2

31.04

943

257

30.87

956/9

956/11

1/22

31.04

1/20

30.83

1/19

1/18

953/2

922/1

956/12

31.03

952/8

1/16

30.81

956/19

955/5

956/15

31.04

956/16

30.83

956/17

31.00

956/18

956/13

953/1

922/10
30.85

1/8

1/17

30.92

956/10

31.03

952/13

30.99

953/3

954/1

1702

31.03

1701

956/7

30.95

954/2

1700

31.06

1/4

31.10

953/5

31.15

956/20

954/3

31.28

31.44

955/3

31.89

32.31

32.50

32.54

955/6

32.67

32.56

955/1

956/14

1/23

1/24

1/15

D 31.01
30.93

D 30.89

30.93

30.88

D 30.84

30.79

30.74

30.83

30.98

D 30.96
D 30.88

31.12

31.30

31.47

D 31.46
D 31.49

31.64

D 31.57

31.63

Tor

B

D 31.42

31.50
31.62

B

31.36
31.48

31.20
31.32

31.07
31.19

30.91
31.03

30.77
30.89

30.69
30.81

30.65
30.77

30.70
30.82

30.76
30.88

30.81
30.93

30.83
30.95

Rampe

30.86
30.98

30.87
30.89

30.90
30.92

30.94
31.06

31.01
31.13

31.04
31.06

31.09
31.11

31.12
31.24

31.19
31.31

B

31.23
31.35

B

31.24
31.36

B

31.28
31.40

D 31.38

31.35

31.29

31.18

31.07

31.00

31.06

31.20

31.10

30.93

32.44

32.34

32.23

32.23

31.79

31.84

RA

RA

32.09

32.27

32.45

32.29

32.28

32.32

32.37

32.55

32.51
32.46

32.48

32.73

32.39

32.55

32.54

32.47

32.46

32.47

32.24
32.25

32.24

32.24

32.19

32.44

32.30

31.92

31.93

31.99

31.52
31.12

32.00

31.13

31.60
31.72

RA

31.83
31.95

31.94
32.06

31.95
31.97

31.99
32.01

32.12
32.14

32.14
32.16

32.19
32.2132.20

32.32
32.26
32.38

32.41

32.36

D 32.23

D 32.22

32.06

31.84

31.75
31.87

31.97
32.09

32.11
32.23

32.13
32.15

32.23
32.2532.25

32.37

32.30

32.15

32.24

31.93

32.06

31.98

31.97

32.09

32.32

32.15

32.49
32.50

32.36

32.09

32.24

32.24

32.27

31.99

E

To
r

AS

KN

GN Tor

OK Fundament

¯ 0.3/5.0
Birke

¯ 0.4/6.0

¯ 0.4/6.0

¯ 0.4/6.0

¯ 0.4/6.0

¯ 0.4/6.0

GN

GN

Tor

¯ 0.4/6.0

¯ 0.4/6.0

PK
RA

B
B

B B

Rinne ohne Schutzgitter

B

B

B

B

B

B

¯ 0.1/2.0

¯ 0.3/5.0

¯ 0.3/5.0

¯ 0.3/5.0

¯ 0.3/5.0

¯ 0.3/5.0

¯ 0.3/5.0

¯ 0.3/5.0

¯ 0.3/5.0

¯ 0.3/5.0

¯ 0.3/5.0

¯ 0.3/5.0

¯ 0.3/5.0

¯ 0.4/8.0

E

To
r

Container

¯ 0.1/5.0

¯ 0.2/5.0

¯ 0.2/5.0

¯ 0.2/5.0

¯ 0.2/5.0

¯ 0.2/5.0

¯ 0.3/6.0
¯ 0.3/6.0

¯ 0.3/6.0

¯ 0.5/7.0

31.09

31.30

31.30

31.28

31.24

31.20 31.24

31.36

31.41

31.46

RA

31.50
31.58

31.62

31.94

31.62

31.56

31.34

31.00

31.01

31.15

31.11

30.93

30.97

31.22

31.22
31.34

30.99

30.93

30.82

30.83

30.63

30.64

30.88

30.81

30.85

31.03

31.21

31.44

31.65

31.46

31.42

33.01

32.63

32.45

32.20

31.90 32.02

30.79

30.81

First 40.30

First 36.36

RA

First 40.91

Traufe 36.86

Traufe 33.66

Traufe 34.83

Traufe 38.06

O
K D

ach 35.79

O
K D

ach 36.16

OK 
Da

ch
 3

3.
76

Tor

Rampe
First 35.58

32.17

32.03
32.05

32.04
32.06
32.11
32.13

32.28

32.26

D 32.05

32.09

32.90

32.00

32.10

32.33

32.44

32.46

32.56

32.62

D 32.72

D 32.68

D 32.69

D 32.67

32.62
32.62

32.62

32.61

32.54

UN

32.47

32.56

32.74

32.62

32.61

32.57

32.62

32.62

32.54

32.51

32.5532.60

32.65

32.65

32.66

32.51

32.36

32.3532.37

32.40

32.54

OK Dach

32.66

RG

32.76

PF

32.73

PF

32.83

PF

32.82

PF

32.92

PF

32.96

32.9232.9632.9232.85

32.8732.78

32.7532.7532.62

32.69

Zweckverband
Grevesmühlen

32.58
32.68

32.64
32.74 32.75

32.85
32.84
32.94 32.74

First 40.64

First 43.63

Fi
rs

t 3
9.

68

Tr
au

fe
 3

7.
39

Tr
au

fe
 3

8.
20 Traufe 36.89

Traufe 41.37
Traufe 41.48

Traufe 41.39

EH 33.84

EH 34.24

EH 32.83

EH 32.96

Traufe 38.59

Traufe 36.44

Traufe 37.56

B

Traufe 39.01

UN

Traufe 40.37

RA

Traufe 43.32

RA

First 37.06

KN

32.87

KN

32.79

RA

32.93

RA

First 39.92

SBP

Traufe 39.03

OK Fundament

Traufe 37.59

OK Dach 36.47

¯ 0.3/5.0

Traufe 38.10

Traufe 37.96

Traufe 36.25

Traufe 38.54

¯ 0.4/5.0

Traufe 38.62

B

First 40.86

B

B

O
K D

ach 41.26

OK Dach 39.75

OK Dach 39.66

B

mehrst.

mehrst.

mehrst.

mehrst.

mehrst.

mehrst.

mehrst.

mehrst.

mehrst.

mehrst.

mehrst.

mehrst.

mehrst.

mehrst.

mehrst.

mehrst.

mehrst.

mehrst.

RA

RA

Birke

Birke

KN

RG

RG
RA

O
K 

D
ac

h 
35

.3
5

RA

O
K 

D
ac

h 
35

.7
8

RA

Fi
rs

t 3
6.

85

RA

Tr
au

fe
 3

5.
68

AS

Tr
au

fe
 3

5.
76

AS

First 36.90

AS

Traufe 35.72

AS

First 39.63

AS

Traufe 38.70

GN

EH 33.45

32.93

4

32.56

32.54

32.36

32.42
32.60

32.53

32.42

32.23

32.21

32.24
32.42

32.24
32.29

32.31

32.24

32.29

32.23

32.30

32.44

32.56

32.53

D 32.52

D 32.51

D 32.63 32.53
32.51

32.49

32.53
32.63

32.50
32.53

32.41
32.44

32.39
32.53

32.35
32.49
32.31
32.45

32.35
D 32.39

32.67

32.66
32.68

32.64

32.58

32.57

32.83
32.43

32.52

32.47

32.50

32.41

32.47

32.44
32.58

32.44
32.58

32.45
32.59

32.47
32.51

32.47
32.51

32.46
32.50

32.45
32.5932.34

32.48

32.53 32.61

32.65

32.69

32.75

32.57
32.71

32.75

32.65

32.46

32.65
32.68

32.45
32.45
32.45

32.56
32.58

32.67
32.72

32.71
32.76

32.74
32.84

32.81
32.91

32.81
32.91

32.82
32.92

32.85
32.95

32.94

32.84

32.77

32.72

32.47

32.56
32.56

32.63
32.68

32.58
32.63

32.61
32.66

32.57
32.62

32.59
32.64

32.64
32.66

32.48

32.67

32.76

32.82

Traufe 36.20
Traufe 35.77

First 37.48

33.13

33.11

33.05 33.07 33.07
33.08

33.1433.14

33.0733.0733.07

33.02

33.02

32.93
32.97

32.92 32.93 32.95
32.96

33.01
33.00

33.03

33.06

33.03

33.07

D 33.06

33.02

33.05

33.04 33.09
33.06

33.08

D 33.05

33.02
33.12

33.08

33.07

32.99
32.90

32.95

32.86

32.77

32.59

32.82

32.82

32.92

Schotter

Baumreihe ¯ 0.4/2.0

Baum
reihe ¯ 0.4/2.0

Wertstoffcontainer

Tor

E

w

¯ 0.4/4.0

¯ 0.4/4.0

¯ 0.3/3.0

¯ 0.4/4.0

¯ 0.4/4.0

¯ 0.4/6.0

¯ 0.3/4.0

¯ 0.4/8.0

¯ 0.3/4.0

¯ 0.5/8.0

¯ 0.4/6.0

H
H

w

¯ 0.2/4.0

ww

RGG

TorTor

¯ 0.6/8.0

¯ 0.3/5.0

¯ 0.3/5.0

www

RA

GN

DB

B

¯ 0.5/8.0¯ 0.5/8.0¯ 0.5/8.0

H

E E E E

RGG

33.04 33.03 33.03 33.03
33.05

33.02
33.01

33.01

OKS 32.88 OKS 32.87
OKS 32.86

OKS 32.85
OKS 32.83

OKS 32.78

OKS 32.76
OKS 32.76

OKS 32.80

36.52

36.38

38.38

37.07
36.96

33.55

KN

33.60

33.67

33.52

UN

33.53

32.77

32.64

32.67

Kleinkläranlage

32.62

baufällig

32.75

nicht betretbar

33.33

33.36

32.89

32.74
32.70 D 32.65

32.95

33.11

32.80

32.68

OKS 32.83
OKS 32.79

OKS 32.75
OKS 32.73

OKS 32.79

E

OKS 32.75

D 32.6032.61
32.63 32.66

32.61

32.54
32.49 32.53

32.58

D 32.63

D 32.56

32.59

OKS 32.76
OKS 32.75

33.32

OKS 32.74

34.15 34.12

36.91

34.1834.12

NS

33.32
33.09

35.19
35.34

35.32
35.37

35.05

34.73

35.03

35.03

34.55

außer Betrieb

33.11
33.31

außer Betrieb

32.84

GN

GN

OK 33.20

PK

OK 33.47

OK 33.23

32.64

OKS 32.71

OKS 32.68

D 32.63

32.54

D 32.54

32.54

OKS 32.72

32.63
38.10

35.12

35.28

VB

35.23

B

35.25

¯ 0.4/8.0

34.92
34.12

34.87

34.83

34.51

D 33.26
33.26

33.21 33.27

33.29 33.29

33.44

33.13

33.20

33.42

33.96

36.26

32.86

32.72

32.57

32.61OKS 32.79
31.78

OKS 32.75

OKS 32.68 OKS 32.68

OKS 32.68OKS 32.68

OKS 32.66OKS 32.68

D 32.51

OKS 32.76

33.19
OK 33.37

32.56

32.45

OKS 32.63

32.99

33.05

33.01
32.83

33.18
33.66 36.52

37.07

D 32.44

UN

Vereinsgebäude

¯ 0.3/5.0

¯ 0.3/5.0

¯ 0.3/8.0

¯ 0.2/4.0

¯ 0.3/5.0

¯ 0.3/5.0

¯ 0.3/5.0

¯ 0.2/4.0

¯ 1.0/10.0

¯ 0.7/10.0

¯ 0.3/5.0

RA

¯ 0.3/5.0

¯ 0.3/5.0

¯ 0.2/4.0 ¯ 0.2/4.0 ¯ 0.2/4.0RA

To
r

¯ 0.4/5.0

¯ 0.3/3.0

¯ 0.4/4.0
¯ 0.2/4.0

¯ 0.2/4.0

¯ 0.2/4.0

¯ 0.4/4.0

¯ 0.3/5.0

¯ 1.9/30.0

¯ 0.6/7.0

¯ 0.2/4.0

¯ 0.4/8.0

RGG

MN

¯ 0.2/4.0

¯ 0.3/6.0 ¯ 0.1/2.0
mehrst.

RA

RA

¯ 0.4/8.0

RA ¯ 0.4/5.0

Tor

PK

MN

PK

GN

GN

GN

RA

¯ 0.6/7.0

RGG

Rudolf-B
reitsc

heid-Stra
ße

Gebhardweg

1

Gebhardstraße

Bahnhof

WC

Garage Güterbahnhof

Halle

Bahnsteig

Baumflaeche ¯ 0.1/1.0

Waage

O
K Dach

Tor

OKS 32.84

33.08
33.02

33.02

OKS 32.84

33.08

Tor

32.64

OK Fundament

32.58

32.58

32.52

32.47

Grube

32.44

32.23

32.15

33.08

32.47

32.31

32.70

33.18

33.47

D 33.4833.42

33.31

33.39

33.27

32.58

32.62

32.84

33.0032.98

33.00

D 33.27

D 32.68

32.70

32.73

D 32.59

32.7532.72

32.75

32.67

32.6732.58

32.62

32.63

32.60

32.57 32.64

34.12

34.03

33.98

34.21

33.02
34.00

33.99

OKS 32.74

OKS 32.81

32.78

32.74

32.74

32.74

32.73

32.65

32.68

32.68
32.74 32.74

32.80

OKS 32.86

OKS 32.89
OKS 32.85

OKS 32.76

32.67
32.79

32.71

32.67

32.74

32.13

32.21

32.25

32.75

32.77

32.63

OKS 32.75

OKS 32.66

OKS 32.64

OKS 32.62

33.79

33.72

32.05

32.68

32.71

OKS 32.55

OKS 32.61

33.66

OKS 32.47

OKS 32.57

33.63

33.62

33.61

33.52

33.45

33.31

32.90

33.60

32.5732.35

OKS 32.49

OKS 32.49

OKS 32.48

OKS 32.49

OKS 32.48

OKS 32.52

OKS 32.49

OKS 32.53

OKS 32.52

OKS 32.49

OKS 32.52 OKS 32.53

OKS 32.53

OKS 32.53

D 32.60

D 32.39

32.62

32.37

32.35

32.38

OKS 32.70

OKS 32.55OKS 32.69

OKS 32.77OKS 32.81

OKS 32.76

OKS 32.84

OKS 32.79

OKS 32.88

OKS 32.77OKS 32.75

OKS 32.77

32.95
33.13

33.06
33.04

OKS 32.89

Bahnsteig

Gleisende

Tiefe

OK Mauer

Gleisende

Traufe

Traufe

First
First

Traufe
Traufe

Holzmauer

OK Mauer

Beton
¯ 0.4/6.0

¯ 0.5/8.0¯ 0.3/6.0
¯ 0.2/4.0

Traufe

¯ 0.3/5.0

¯ 0.3/5.0

Beton

EI

¯ 0.1/2.0
Obst

mehrst.
¯ 0.4/6.0

First

Gebüsch

Lagerhalle

Lokschuppen

Bahngebäude

B

GN

GN

GN

Gleisende

B

Mast

Prellbock

B

B

Kleinkläranlage

GN

GN

Gleisende

GleisendeBahnsteig

Mast

B

B

UN

Halle

2

¯ 0.4/6.0

mehrst.

mehrst.

mehrst.
mehrst.

mehrst.

mehrst.
¯ 0.2/4.0

¯ 0.2/4.0

¯ 0.3/8.0
¯ 0.3/8.0

¯ 0.2/6.0
¯ 0.2/6.0

¯ 0.3/8.0 ¯ 0.4/8.0

¯ 0.2/4.0

¯ 0.3/8.0

¯ 0.3/8.0

¯ 0.3/8.0

¯ 0.3/8.0

¯ 0.3/8.0
¯ 0.2/4.0

¯ 0.5/8.0

¯ 0.4/8.0

¯ 0.4/8.0

¯ 0.4/8.0

¯ 0.4/8.0

¯ 0.4/8.0

¯ 0.4/8.0

¯ 0.4/8.0

¯ 0.2/6.0

¯ 0.3/8.0

¯ 0.3/8.0
¯ 0.4/10.0

¯ 0.4/10.0

¯ 0.3/6.0

¯ 0.2/4.0 ¯ 0.5/10.0

¯ 0.3/7.0

¯ 0.4/8.0

¯ 0.2/4.0

¯ 0.2/4.0

¯ 0.4/8.0
¯ 0.4/8.0

¯ 0.2/4.0

¯ 0.2/4.0

3x ¯ 0.2/4.0

¯ 0.2/4.0¯ 0.2/4.0

¯ 0.1/4.0

¯ 0.3/8.0
¯ 0.2/4.0 ¯ 0.2/4.0

¯ 0.2/4.0

¯ 0.3/5.0

¯ 0.4/8.0
¯ 0.4/8.0

¯ 0.6/14.0
¯ 0.6/12.0

¯ 0.5/12.0
¯ 0.4/8.0

¯ 0.2/4.0

¯ 0.3/6.0
¯ 0.3/6.0

¯ 0.2/4.0

¯ 0.2/4.0

¯ 0.1/4.0

¯ 0.2/4.0
¯ 0.3/4.0¯ 0.3/4.0

¯ 0.2/4.0

¯ 0.2/4.0
¯ 0.3/4.0

¯ 0.2/4.0

¯ 0.2/4.0

¯ 0.2/4.0 ¯ 0.3/4.0

¯ 0.3/4.0

¯ 0.3/4.0

¯ 0.2/4.0

¯ 0.2/8.0

¯ 0.4/8.0

¯ 0.4/8.0

¯ 0.4/8.0

¯ 0.6/16.0

¯ 0.6/16.0
¯ 0.5/12.0

¯ 0.5/12.0
¯ 0.6/14.0

¯ 0.3/8.0

¯ 0.2/4.0

¯ 0.2/4.0
¯ 0.2/4.0

¯ 0.4/8.0

¯ 0.2/5.0

¯ 0.3/8.0

¯ 0.4/12.0

¯ 0.4/8.0

¯ 0.3/6.0

¯ 0.1/4.0

¯ 0.2/10.0

¯ 0.5/10.0

¯ 0.7/14.0

¯ 0.2/4.0
¯ 0.6/12.0

¯ 0.3/8.0

¯ 0.3/8.0

¯ 0.1/5.0
¯ 0.3/8.0

¯ 0.3/8.0

¯ 0.1/5.0
¯ 0.1/5.0

¯ 0.1/5.0
¯ 0.1/5.0

1/19

953/6

4

x x

xx

x

x

x
x

x

x

x

x

x

x

xx

x x

x

xx

x

x

xx

x
x

x
x

x

x x

x

x x

x x

x x x
x

x
x

x

x x

x

x

x
x

x
x x x

x

x

x

x
x

x
x

x
x

x

x

x x

x

x

x

x

x

x

32,50 m

SATZUNG  ÜBER  DEN  BEBAUUNGSPLAN  NR. 37 "EINZELHANDEL  AM  BAHNHOF" DER STADT  GREVESMÜHLEN
PLANZEICHNUNG  /  TEIL A     

LPB  III

LPB  IV

G-F-L zugunsten 1/19 

6
P-St

5
St

D

x x x x x
x

x
x

x
x

6 146

43
10

2

I

0,8 a

OK 9,0 m

TH 6,0 m

SO
NVZ

11
P-St

3
P-St

6,5

13

5
LPB  IV

LPB  V

GF   4730 qmmax 

A

A

B

B

F 
zu

gu
ns

te
n

P-
St

6

4,
0

4,0

TOP 6

12 von 107 in Zusammenstellung



ZEICHENERKLÄRUNG / FESTSETZUNGEN
Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1 BauGB)  

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1 BauGB)  

Grundflächenzahl (§ 19 (1) BauNVO)GRZ  0,8

Bauweise / Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 (1) 2 BauGB) 

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß (§ 20 (1) BauNVO)I

abweichende Bauweise (§ 22 (4) BauNVO)a

Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
- Nahversorgungszentrum - (§ 11 BauNVO)

Baugrenze (§ 23 (2) BauNVO)

Verkehrsflächen (§ 9 (1) 11 BauGB)

Straßenverkehrsflächen (§ 9 (1) 11 BauGB)   

Straßenbegrenzungslinie (§ 9 (1) 11 BauGB)   

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung (§ 9 (1) 11 BauGB)   

Verkehrsberuhigter Bereich

maximale Geschoßfläche

OK Oberkante Hauptgebäude über Bezugspunkt

Traufhöhe als Höchstmaß über BezugspunktTH

Ein- und Ausfahrt

Einfahrt

SO
NVZ

GFmax

Grünflächen § 9 (1) 15 BauGB

Private Grünfläche (§ 9 (1) 15 BauGB)

Private Grünfläche / Parkanlage
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Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen (§ 9 (1) 21  BauGB) 

Umgrenzung für das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 

Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 (1) 25 a BauGB)

Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  

Erhalten von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 (1) 25 b BauGB)

Bäume, zu erhalten   

Bäume, anzupflanzen

Abgrenzung von Flächen für besondere Anlagen zum Schutz vor
schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetz (§ 9 (1) 24 BauGB)

Abgrenzung von Lärmpegelbereichen

D

Regelung für die Stadterhaltung und für den Denkmalschutz (§ 9 (6) BauGB)

Einzeldenkmal (Baudenkmal), das dem Denkmalschutz unterliegt

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen und Stellplätze (§ 9 (1) 22 BauGB) 

St
Stellplätze

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Höhenbezugspunkt z.B. 32,50 m üHN32,50 m

Darstellungen ohne Normcharakter

P-St
Pendlerstellplätze

LPB  IV

LPB  III

G

F

L

Gehrecht

Fahrrecht

Leitungsrecht
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1,50 1,25 5,50 1,501,25

Schnitt   A-A

Schnitt   B-B

F R GG R

(Gebhardstraße)

(Planstraße Zufahrtsweg)

B  -  Bankett
G  -  Gehweg
F  -  Fahrbahn
R  -  Radweg

STRASSENPROFILE  M. 1 : 250

33.18

D 32.61

Darstellungen ohne Normcharakter

Sichtdreieck

Baum künftig fortfallend

Gebäude künftig fortfallend

Vermaßungen alle Angaben in Meter 

Flurstücksgrenze

Flurstücksnummer

vorhandene Böschung / Mauer

Höhenangabe in Meter üHN

vorhandener Schacht

955/3

Leitungen unterirdisch, künftig fortfallendx

x
x

x
x

3,0

Flurgrenze.   .
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I. Planungsrechtliche Festsetzungen

1. Art der Baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 Sonstiges Sondergebiet - Nahversorgungszentrum (§ 11 Abs. 3 BauNVO)
Das Sonstige Sondergebiet "Nahversorgungszentrum" dient vorwiegend der Unterbringung von 
Einzelhandels- und Dienstleistungsbetrieben für die Wohngebietsversorgung mit einer Verkaufsfläche 
von maximal 2.500 qm.

Im Sonstigen Sondergebiet "Nahversorgungszentrum" sind zulässig:

- ein Lebensmittelvollsortimenter bis zu einer Verkaufsfläche von max. 1.500 qm
  mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten der Grevesmühlener Sortimentsliste.
  Zentrenrelevante Rand- und Aktionssortimente sind auf max. 10% (150 qm)
  Verkaufsfläche und max. 100 qm je Sortiment beschränkt.
- ein Lebensmitteldiscounter bis zu einer Verkaufsfläche von max. 1.000 qm mit
  nahversorgungsrelevanten Sortimenten der Grevesmühlener Sortimentsliste sh. Punkt IV /7.
  Zentrenrelevante Rand- und Aktionssortimente sind auf max. 10% (100 qm)
  Verkaufsfläche und max. 100 qm je Sortiment beschränkt.
- ein Bäcker bis zu einer Fläche von 180 qm zulässig .

1.2 Eigenständige Drogeriemärkte sind unzulässig.

1.3 Im Sonstigen Sondergebiet "Nahversorgungszentrum" sind Schank- und Speisewirtschaften und 
nicht störende Handwerks- und Dienstleistungsbetriebe allgemein zulässig.

1.4 Im Sonstigen Sondergebiet "Nahversorgungszentrum" sind die dem Gebiet dienenden Lager- 
einrichtungen (Lagerflächen/ Lagerräume) zulässig.

1.5 Im Sonstigen Sondergebiet "Nahversorgungszentrum" sind zwei Werbepylone, die dem Gebiet 
dienen, zulässig.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16, 18 BauNVO)

2.1 Die Grundflächenzahl darf durch die in § 19 Abs. 4 Nr. 1 und 2 BauNVO bezeichneten Anlagen 
(Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen i.S. von § 14 BauNVO) bis zu 0,9 überschritten 
werden.

Höhe der baulichen Anlagen

2.2 Eine Überschreitung der festgesetzten maximal zulässigen Traufhöhe ist bis zu 20 % über der 
nach den Fest- setzungen des Bebauungsplanes zulässigen Geschossfläche aber nur bis zur 
maximalen Gebäudehöhe über dem festgesetzten Bezugspunkt zulässig. Als Traufhöhe wird die Höhe 
der äußeren Schnittkante der Außenwand des aufgehenden Mauerwerks mit der Dachaußenhaut 
bezeichnet.

2.3 Die Gebäudehöhe wird definiert als das senkrecht gemessene maximale Maß vom festgesetzten 
Bezugspunkt bis zur Oberkante des Gebäudes oder der baulichen Anlage.

2.4 Eine Überschreitung der festgesetzten Oberkante ist für Technikaufbauten in der Summe bis zu 
10 % der Geschossfläche des darunterliegenden Geschosses undum bis zu 2,00 m ausnahms- weise 
zulässig.

2.5 Werbeanlagen dürfen die zulässige Oberkante nicht überschreiten. Abweichend davon sind 
innerhalb des Sonstigen Sondergebietes die Errichtung eines Werbepylons mit einer maximalen Höhe 
von 8,00 m und die Errichtung eines Werbepylons mit einer maximalen Höhe von 15,00 m über dem 
festgesetzten Bezugspunkt zulässig.

3. Bauweise (§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO)

Im Sonstigen Sondergebiet ist gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO eine abweichende Bauweise (a) 
festgesetzt: Als abweichende Bauweise gilt die offene Bauweise mit der Maßgabe, dass einzelne 
Gebäudelängen mehr als 50 m betragen dürfen.

4. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)

4.1 Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes darf die nördliche Baugrenze mit Überdachungen bis zu 
einer Tiefe von max. 3,00 m und auf der gesamten Gebäudelänge überschritten werden.

4.2 Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes sind die zulässigen Werbepylonen außerhalb der 
Baugrenzen und ausnahmsweise innerhalb der Flächen mit Pflanzbindung zulässig.

5. Stellplätze, Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, §§ 12, 14 BauNVO)

5.1 Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes sind Stellplätze nach § 12 BaNVO mit der Zweckbe- 
stimmung Pendler-Stellplätze nur auf den gesondert dafür ausgewiesenen Flächen zulässig.

5.2 Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes sind Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) 
nach § 12 BauNVO unzulässig.

5.3 Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 2 BauNVO sind im Sonstigen Sondergebiet ausnahms- 
weise zulässig. Auf den mit Pflanzbindung ausgewiesenen Flächen sind Nebenanlagen, 
ausgenommen Fahnenmasten und Hinweisschilder, im Sinne des § 14 Abs. 2 BauNVO unzulässig.

6. Ein- und Ausfahrten (§ 9 Abs.1 Nr. 11 BauGB)

Vom Gebhardweg ist nur eine Einfahrt zulässig.

7. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Aktive Schallschutzmaßnahmen
Der Gebhardweg ist innerhalb des Plangebietes zu asphaltieren.

Passive Schallschutzmaßnahmen
Innerhalb der festgesetzten Lärmpegelbereiche (LPB) sind passive Maßnahmen zum Schutz gegen 
Verkehrslärm zu treffen. Die bauaufsichtlich eingeführte DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau" 
(Ausgabe November 1989) enthält die baurechtliehen Anforderungen an die Luftschalldämmung von 
Außenbauteilen in Abhängigkeit des "maßgeblichen Außenlärmpegels" für die 
Gesamtlärmimmissionen. Der maßgebliche Außenlärmpegel von Verkehrsgeräuschen ergibt sich aus 
dem Beurteilungspegel für den Tag, wobei auf die berechneten Werte 3 dB(A) zu addieren sind als 
Ausgleich für die geringere Schalldämmung der für diffusen Schalleinfall gekennzeichneten Bauteile 
bei einwirkenden Linienschallquellen. Nach DIN 4109 ergeben sich in Abhängigkeit der maßgeblichen 
Gesamt-Außenlärmpegel unabhängig von der Festsetzung der Gebietsart folgende Lärmpegel- 
bereiche bzw. erforderliche resultierende bewertete Schalldämm-Maße erf. R'w.res der 
Außenbauteile:

TEXT  TEIL  B
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I. Planungsrechtliche Festsetzungen

1. Art der Baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 Sonstiges Sondergebiet - Nahversorgungszentrum (§ 11 Abs. 3 BauNVO)
Das Sonstige Sondergebiet "Nahversorgungszentrum" dient vorwiegend der Unterbringung von 
Einzelhandels- und Dienstleistungsbetrieben für die Wohngebietsversorgung mit einer Verkaufsfläche 
von maximal 2.500 qm.

Im Sonstigen Sondergebiet "Nahversorgungszentrum" sind zulässig:

- ein Lebensmittelvollsortimenter bis zu einer Verkaufsfläche von max. 1.500 qm
  mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten der Grevesmühlener Sortimentsliste.
  Zentrenrelevante Rand- und Aktionssortimente sind auf max. 10% (150 qm)
  Verkaufsfläche und max. 100 qm je Sortiment beschränkt.
- ein Lebensmitteldiscounter bis zu einer Verkaufsfläche von max. 1.000 qm mit
  nahversorgungsrelevanten Sortimenten der Grevesmühlener Sortimentsliste sh. Punkt IV /7.
  Zentrenrelevante Rand- und Aktionssortimente sind auf max. 10% (100 qm)
  Verkaufsfläche und max. 100 qm je Sortiment beschränkt.
- ein Bäcker bis zu einer Fläche von 180 qm zulässig .

1.2 Eigenständige Drogeriemärkte sind unzulässig.

1.3 Im Sonstigen Sondergebiet "Nahversorgungszentrum" sind Schank- und Speisewirtschaften und 
nicht störende Handwerks- und Dienstleistungsbetriebe allgemein zulässig.

1.4 Im Sonstigen Sondergebiet "Nahversorgungszentrum" sind die dem Gebiet dienenden Lager- 
einrichtungen (Lagerflächen/ Lagerräume) zulässig.

1.5 Im Sonstigen Sondergebiet "Nahversorgungszentrum" sind zwei Werbepylone, die dem Gebiet 
dienen, zulässig.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16, 18 BauNVO)

2.1 Die Grundflächenzahl darf durch die in § 19 Abs. 4 Nr. 1 und 2 BauNVO bezeichneten Anlagen 
(Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen i.S. von § 14 BauNVO) bis zu 0,9 überschritten 
werden.

Höhe der baulichen Anlagen

2.2 Eine Überschreitung der festgesetzten maximal zulässigen Traufhöhe ist bis zu 20 % über der 
nach den Fest- setzungen des Bebauungsplanes zulässigen Geschossfläche aber nur bis zur 
maximalen Gebäudehöhe über dem festgesetzten Bezugspunkt zulässig. Als Traufhöhe wird die Höhe 
der äußeren Schnittkante der Außenwand des aufgehenden Mauerwerks mit der Dachaußenhaut 
bezeichnet.

2.3 Die Gebäudehöhe wird definiert als das senkrecht gemessene maximale Maß vom festgesetzten 
Bezugspunkt bis zur Oberkante des Gebäudes oder der baulichen Anlage.

2.4 Eine Überschreitung der festgesetzten Oberkante ist für Technikaufbauten in der Summe bis zu 
10 % der Geschossfläche des darunterliegenden Geschosses undum bis zu 2,00 m ausnahms- weise 
zulässig.

2.5 Werbeanlagen dürfen die zulässige Oberkante nicht überschreiten. Abweichend davon sind 
innerhalb des Sonstigen Sondergebietes die Errichtung eines Werbepylons mit einer maximalen Höhe 
von 8,00 m und die Errichtung eines Werbepylons mit einer maximalen Höhe von 15,00 m über dem 
festgesetzten Bezugspunkt zulässig.

3. Bauweise (§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO)

Im Sonstigen Sondergebiet ist gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO eine abweichende Bauweise (a) 
festgesetzt: Als abweichende Bauweise gilt die offene Bauweise mit der Maßgabe, dass einzelne 
Gebäudelängen mehr als 50 m betragen dürfen.

4. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)

4.1 Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes darf die nördliche Baugrenze mit Überdachungen bis zu 
einer Tiefe von max. 3,00 m und auf der gesamten Gebäudelänge überschritten werden.

4.2 Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes sind die zulässigen Werbepylonen außerhalb der 
Baugrenzen und ausnahmsweise innerhalb der Flächen mit Pflanzbindung zulässig.

5. Stellplätze, Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, §§ 12, 14 BauNVO)

5.1 Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes sind Stellplätze nach § 12 BaNVO mit der Zweckbe- 
stimmung Pendler-Stellplätze nur auf den gesondert dafür ausgewiesenen Flächen zulässig.

5.2 Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes sind Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) 
nach § 12 BauNVO unzulässig.

5.3 Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 2 BauNVO sind im Sonstigen Sondergebiet ausnahms- 
weise zulässig. Auf den mit Pflanzbindung ausgewiesenen Flächen sind Nebenanlagen, 
ausgenommen Fahnenmasten und Hinweisschilder, im Sinne des § 14 Abs. 2 BauNVO unzulässig.

6. Ein- und Ausfahrten (§ 9 Abs.1 Nr. 11 BauGB)

Vom Gebhardweg ist nur eine Einfahrt zulässig.

7. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Aktive Schallschutzmaßnahmen
Der Gebhardweg ist innerhalb des Plangebietes zu asphaltieren.

Passive Schallschutzmaßnahmen
Innerhalb der festgesetzten Lärmpegelbereiche (LPB) sind passive Maßnahmen zum Schutz gegen 
Verkehrslärm zu treffen. Die bauaufsichtlich eingeführte DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau" 
(Ausgabe November 1989) enthält die baurechtliehen Anforderungen an die Luftschalldämmung von 
Außenbauteilen in Abhängigkeit des "maßgeblichen Außenlärmpegels" für die 
Gesamtlärmimmissionen. Der maßgebliche Außenlärmpegel von Verkehrsgeräuschen ergibt sich aus 
dem Beurteilungspegel für den Tag, wobei auf die berechneten Werte 3 dB(A) zu addieren sind als 
Ausgleich für die geringere Schalldämmung der für diffusen Schalleinfall gekennzeichneten Bauteile 
bei einwirkenden Linienschallquellen. Nach DIN 4109 ergeben sich in Abhängigkeit der maßgeblichen 
Gesamt-Außenlärmpegel unabhängig von der Festsetzung der Gebietsart folgende Lärmpegel- 
bereiche bzw. erforderliche resultierende bewertete Schalldämm-Maße erf. R'w.res der 
Außenbauteile:

1)
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Bäume 1. Ordnung- 
Hochstamm, 3xv, Stammumfang (Stu)
für §18-Bäume Stu 16-18 cm,
für Bäume nach Baumschutzsatzung der Stadt Grevesmühlen
Stu 12-14 cm

Bäume 2. Ordnung- 
Heister, Höhe 175/200 cm
oder Hochstamm, 3xv, Stammumfang (Stu)
für §18-Bäume Stu 16-18 cm,
für Bäume nach Baumschutzsatzung der Stadt Grevesmühlen
Stu 12-14 cm

Sträucher- 125/150 cm.

Bäume 1. Ordnung:
Stiel-Eiche (Quercus robur),
Ahorn (Acer platanoides, Acer pseudoplatanus),
Winter-Linde (Tilia cordata),
Sommer Linde (Tilia platyphyllos),
Weiden in Arten und Sorten (Salix alba, Salix fragilis) ,
Rot-Buche (Fagus sylvatica),

Bäume 2. Ordnung 
Feld-Ahorn (Acer campestre),
Hain-Buche (Carpinus betulus),
Eberesche (Sorbus aucuparia),
Schwedische Mehlbeere (Sorbus intermedia),
Hain-Buche (Carpinus betulus),
Rot-Dorn (Crataegus laevigata 'Paul 's Scarlet').
Schwarz- Erle (Ainus glutinosa).

Sträucher 
Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna),
Zweigriffliger Weissdorn (Crataegus laevigata),
Hasel (Corylus avellana),
Schlehe (Prunus spinosa),
Holunder (Sambucus nigra),
Roter Hartriegel (Cornus sanguinea),
Brombeere (Rubus fruticosus) ,
Purgier-Kreuzdorn (Rhamnus carthatica),
Strauch-Rosen in Arten (Rosa ssp.),
Rain-Weide (Ligustrum vulgare),
Gewöhnlicher Schneeball (Viburnum opolus),
Strauch-Weiden in Arten (Salix ssp.).

1.2 Für die festgesetzten Einzelbäume sind Bäume 1. oder 2. Ordnung
gemäß Pflanzliste unter III.1.1 zu verwenden.

1.3 Die Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen innerhalb des 
Sonstigen Sondergebietes "Nahversorgungszentrum" an der westlichen Plangebietsgrenze ist 
ausschließlich mit heimischen und standortgerechten Gehölzen gemäß Pflanzliste unter III.1.1 zu 
bepflanzen. Die Fläche ist parkartig zu gestalten und mit mindestens einer Einzelbaumpflanzung (ein 
Baum 1.Ordnung) pro 200 qm zu bepflanzen.

1.4 Die Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen innerhalb des 
Sonstigen Sondergebietes "Nahversorgungszentrum" an der südlichen bzw. südöstlichen Plangebiets- 
grenze sind mit Gehölzen in einem Reihenabstand von 1,00 m und in einem Pflanzabstand von 1,00 m 
zu bepflanzen. Als Abgrenzung zu den Anlagen der Deutschen Bahn sind Zaunanlagen bis zu einer 
Höhe von 1,50 m über Gelände und in einem Abstand von mindestens 1,00 m zur Grundstücksgrenze
zulässig.

1.5 Die Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen innerhalb des 
Sonstigen Sondergebietes "Nahversorgungszentrum" angrenzend an die Gebhardstraße ist mit 
lockeren Strauchgruppen zu bepflanzen. Es sind Arten der Pflanzliste unter III.1.1 zu nutzen.

1.6 Pro 10 Stellplätze ist ein großkroniger Laubbaum entsprechend vorfolgender Pflanzliste zu 
pflanzen. Die Mindestgröße der unbefestigten, vor Befahren zu schützenden Baumscheiben muss 
1,5 x 1,5 m sein. Die konkreten Baumstandorte innerhalb des Bebauungsplangebietes dürfen in der 
Ausführungsplanung festgelegt werden.

2. Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen und Sträuchern und 
Sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)

2.1 Die mit Erhaltungsgeboten festgesetzten Einzelbäume sind dauerhaft zu erhalten und
zu pflegen. Die Gehölze sind bei Abgang artengleich nach zu pflanzen.

2.2 Innerhalb der festgesetzten privaten Grünfl.che mit der Zweckbestimmung "Parkanlage" im 
westlichen Plangeltungsbereich sind die vorhandenen mit Erhaltungsgebot festgesetzten Einzelbäume 
dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Die Gehölze sind bei Abgang artengleich nach zu pflanzen.

IV. Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise

1. Bau- Und Kulturdenkmale/ Bodendenkmale
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist gemäß 
§ 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern die zuständige untere Denkmalschutzbehörde zu benach- 
richtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern des Landesamtes für 
Kultur und Denkmalpflege oder dessen Vertreter in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich 
sind hierfür der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen,
die den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige.

Der Beginn der Erdarbeiten ist der unteren Denkmalschutzbehörde spätestens zwei Wochen vor 
Termin schriftlich und verbindlich mitzuteilen, um zu gewährleisten, dass Mitarbeiter oder Beauftragte 
des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege bei den Erdarbeiten zugegen sein können und 
eventuell auftretende Funde gemäß § 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern unverzüglich bergen und 
dokumentieren können. Dadurch werden Verzögerungen der Baumaßnahmen vermieden (vgl. § 11 
Abs.3 DSchG M-V).

2. Bodenschutz
Der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein Grundstück sowie die 
weiteren in § 4 Abs. 3 und 6 des Bundesbodenschutzgesetzesgenannten Personen sind verpflichtet 
konkrete Anhaltspunkte dafür, dass eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast vorliegt, 
unverzüglich die Landrätin des Landkreises Nordwestmecklenburg als zuständige Bodenschutz- 
behörde mitzuteilen. Diese Pflicht gilt bei Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder ähnlichen
Einwirkungen auf den Boden und den Untergrund zusätzlich für die Bauherren und die von ihnen mit 
der Durchführung dieser Tätigkeiten Beauftragten, Schadensgutachter, Sachverständige und 
Untersuchungsstellen.
Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des BundesBodenschutzgesetzes
(BBodSchG) festgestellt, sind die Grundstückseigentümer in Grundlage von § 2 des Gesetzes zum 
Schutz des Bodens im Land Mecklenburg - Vorpommern (Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG)M-V) 
verpflichtet, den unteren Bodenschutzbehörden der Landkreise und kreisfreien Städte hierüber 
Mitteilung zu machen.
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkungen, welche eine 
Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderung des Bodens, Verlust von Oberboden, 
Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, vermieden werden.

3. Verhaltensweise bel unnatürlichen Verfärbungen bzw. Gerüchen des Bodens
Sollten während der Erdarbeiten Auffälligkeiten, wie unnatürliche Verfärbungen bzw. Gerüche des 
Bodens auftreten, ist die Landrätin des Landkreises Nordwestmecklenburg als zuständige Behörde zu 
informieren. Der Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer nach § 15 Kreislaufwirtschaftsgesetz
(KrWG) zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet.

4. Munitionsfunde
Munitionsfunde sind nicht auszuschließen. Konkrete und aktuelle Angaben über die Kampfmittel- 
belastung (Kampfmittelbelastungsauskunft) für das Plangebiet sind gebührenpflichtig beim 
Munitionsbergungsdienst des Landesamtes für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und 
Katastrophenschutz M-V, Graf-YorkStr. 6, 19061 Schwerin, zu erhalten. Ein Auskunftsersuchen wird 
rechtzeitig vor Baubeginn empfohlen.

5. Anforderungen an die Sicherung des ausreichenden Schallschutzes
Die Anlieferungszeiten sind auf den Zeitraum zwischen 6:00 Uhr und 22:00 Uhr
beschränkt.

6. Artenschutzrechtliche Belange

6.1 CEF-Maßnahmen
Fledermäuse - Als CEF-Maßnahme für die Artengruppe der Fledermäuse sind 6 Fledermaus- 
fassaden-Fiachkästen am Gebäude des Bahnhofs oder anderen geeigneten Standorten der 
Umgebung des Plangebietes anzubringen.

6.2 Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen
Brutvögel - Zur Minimierung der Beeinträchtigungen für die Brutvogelarten der Freiflächen und 
Gebäude, ist der Zeitraum der Entfernung der Vegetationsschicht und der Abbruch der Gebäude auf 
den Zeitraum außerhalb der Brutzeit (September bis März) zu beschränken. Zur Minimierung der 
Beeinträchtigungen für die Brutvogelarten, die in Gehölzen und Gebüschen brüten, ist ebenfalls dieses
Zeitfenster zu beachten.

Amphibien/ Reptilien - Bei Erdarbeiten ist darauf zu achten, dass steile Böschungen vermieden werden 
bzw. die Kabelgräben schnellstmöglich zu verschließen sind und vorher eventuell hereingefallene Tiere 
(Amphiben, Reptilien usw.) aus den Gräben zu entfernen sind.

Reptilien - Die Beräumung des Gleisbereiches und der Freiflächen südlich des Gebhardweges hat zu 
Vermeidung von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG im Zeitraum von Mai bis 
September erfolgen, damit die Tiere flüchten können.

Fledermäuse - Der Gebäudeabbruch ist in der Zeit von Oktober bis März durchzuführen, um eine 
Beeinträchtigung eventuell vorhandener Wochenstubenbzw. Übergangsquartiere nachhaltig 
auszuschließen.

Die benannten Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen sind im Rahmen einer ökologischen 
Baubegleitung vor und während der Bauphase durch einen hierfür geeigneten Fachgutachter 
sicherzustellen.

6.3 Empfehlungen des Gutachters für Vorsorgemaßnahmen
Empfehlungen für Vorsorgemaßnahmen werden im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag gegeben. 
Im Rahmen des fortschreitenden Planungsprozesses werden Vorsorgemaßnahmen abgestimmt und 
festgelegt. 

Brutvögel
Für die Artengruppe der Brutvögel ist als Vorsorgemaßnahme der Anbau von 2 Stück Sperlings- 
mehrfachquartieren am Bahnhofsgebäude anzuraten, um den Brutplatzverlust zu kompensieren. 
Ansonsten sind keine weiteren Vorsorgemaßnahmen notwendig.

Reptilien
Durch die Umsetzung des Vorhabens kommt es zu einem Teilverlust an Landlebensräumen bzw. 
potenziellen aktuellen Winterquartieren von Reptilien. Durch die Anlage von zusätzlichen 
Winterquartieren Nerstecken in den Randstrukturen und in das direkte Gewässerumfeld lässt sich die 
Funktion von der eigentlichen Vorhabenfläche in die Randstrukturen bzw. in die gewässernahen
Bereiche verlagern.

Das erforderliche resultierende Schalldämm-Maß erf. R'w,res gilt für die gesamte Außenfläche eines 
Raumes. Der Nachweis der Anforderung, insbesondere bei Außenbauteilen, die aus mehreren 
Teilflächen bestehen, ist nach DIN 4109, Abschnitt 5 bzw. Beiblatt 1 zu DIN 4109 im Einzelfall in 
Abhängigkeit der Raumgeometrie und der Flächenanteile der einzelnen Außenbauteile zu führen.
Es können Ausnahmen von den getroffenen Festsetzungen zugelassen werden, soweit nachgewiesen 
wird, dass insbesondere an gegenüber den Lärmquellen abgeschirmten oder Lärmquellen 
abgewandten Gebäudeteilen geringere Schalldämm-Maße erforderlich sind. Die Nachweise über 
ausreichenden Schallschutz sind im Baugenehmigungsverfahren zu führen.

1) Die DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau" (Ausgabe November 1989) ist bei der Beuth Verlag GmbH, Berlin, zu
beziehen. Sie kann zudem bei der Stadtverwaltung Grevesmühlen, Bauamt, Rathausplatz 1, 23936 Grevesmühlen
eingesehen werden.

8. Höhenlage baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 3 BauGB)

Der konkrete Bezugspunkt wird in der Planzeichnung mit 32 ,50 m über HN festgesetzt.

II. Örtliche Bauvorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen 
(§ 9 Abs. 4 BauGB und § 86 LBauO M-V) 

1. Werbeanlagen 

1.1 Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes ist die Errichtung von zwei Werbepylonen zulässig.  
Zulässig sind auch Fahnenmasten und Hinweisschilder.

1.2 Werbeanlagen auf dem Gebäude dürfen die maximal zulässige Gebäudehöhe nicht überschreiten. 

2. Festsetzung zu Bußgeldern 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die örtlichen Bauvorschriften II.1 verstößt, handelt ordnungswidrig 
im Sinne des § 84 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V. Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 84 Abs. 3 
LBauO M-V mit einer Geldbuße geahndet werden kann. 

III. Grünflächen, Anpflanzungs- und Erhaltungsgebote
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, Nr. 20, Nr. 25 und Abs. 6 BauGB)

1. Anpflanzungen von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

1.1 Für Anpflanzungen sind ausschließlich heimische standortgerechte Gehölze gemäß Pflanzliste in 
folgenden Pflanzqualitäten zu verwenden:
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Bäume 1. Ordnung- 
Hochstamm, 3xv, Stammumfang (Stu)
für §18-Bäume Stu 16-18 cm,
für Bäume nach Baumschutzsatzung der Stadt Grevesmühlen
Stu 12-14 cm

Bäume 2. Ordnung- 
Heister, Höhe 175/200 cm
oder Hochstamm, 3xv, Stammumfang (Stu)
für §18-Bäume Stu 16-18 cm,
für Bäume nach Baumschutzsatzung der Stadt Grevesmühlen
Stu 12-14 cm

Sträucher- 125/150 cm.

Bäume 1. Ordnung:
Stiel-Eiche (Quercus robur),
Ahorn (Acer platanoides, Acer pseudoplatanus),
Winter-Linde (Tilia cordata),
Sommer Linde (Tilia platyphyllos),
Weiden in Arten und Sorten (Salix alba, Salix fragilis) ,
Rot-Buche (Fagus sylvatica),

Bäume 2. Ordnung 
Feld-Ahorn (Acer campestre),
Hain-Buche (Carpinus betulus),
Eberesche (Sorbus aucuparia),

Schwedische Mehlbeere (Sorbus intermedia),
Hain-Buche (Carpinus betulus),
Rot-Dorn (Crataegus laevigata 'Paul 's Scarlet').
Schwarz- Erle (Ainus glutinosa).

Sträucher 
Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna),
Zweigriffliger Weissdorn (Crataegus laevigata),
Hasel (Corylus avellana),
Schlehe (Prunus spinosa),
Holunder (Sambucus nigra),
Roter Hartriegel (Cornus sanguinea),
Brombeere (Rubus fruticosus) ,
Purgier-Kreuzdorn (Rhamnus carthatica),
Strauch-Rosen in Arten (Rosa ssp.),
Rain-Weide (Ligustrum vulgare),
Gewöhnlicher Schneeball (Viburnum opolus),
Strauch-Weiden in Arten (Salix ssp.).

1.2 Für die festgesetzten Einzelbäume sind Bäume 1. oder 2. Ordnung
gemäß Pflanzliste unter III.1.1 zu verwenden.

1.3 Die Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen innerhalb des 
Sonstigen Sondergebietes "Nahversorgungszentrum" an der westlichen Plangebietsgrenze ist 
ausschließlich mit heimischen und standortgerechten Gehölzen gemäß Pflanzliste unter III.1.1 zu 
bepflanzen. Die Fläche ist parkartig zu gestalten und mit mindestens einer Einzelbaumpflanzung (ein 
Baum 1.Ordnung) pro 200 qm zu bepflanzen.

1.4 Die Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen innerhalb des 
Sonstigen Sondergebietes "Nahversorgungszentrum" an der südlichen bzw. südöstlichen Plangebiets- 
grenze sind mit Gehölzen in einem Reihenabstand von 1,00 m und in einem Pflanzabstand von 1,00 m 
zu bepflanzen. Als Abgrenzung zu den Anlagen der Deutschen Bahn sind Zaunanlagen bis zu einer 
Höhe von 1,50 m über Gelände und in einem Abstand von mindestens 1,00 m zur Grundstücksgrenze
zulässig.

1.5 Die Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen innerhalb des 
Sonstigen Sondergebietes "Nahversorgungszentrum" angrenzend an die Gebhardstraße ist mit 
lockeren Strauchgruppen zu bepflanzen. Es sind Arten der Pflanzliste unter III.1.1 zu nutzen.

1.6 Pro 10 Stellplätze ist ein großkroniger Laubbaum entsprechend vorfolgender Pflanzliste zu 
pflanzen. Die Mindestgröße der unbefestigten, vor Befahren zu schützenden Baumscheiben muss 
1,5 x 1,5 m sein. Die konkreten Baumstandorte innerhalb des Bebauungsplangebietes dürfen in der 
Ausführungsplanung festgelegt werden.

2. Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen und Sträuchern und 
Sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)

2.1 Die mit Erhaltungsgeboten festgesetzten Einzelbäume sind dauerhaft zu erhalten und
zu pflegen. Die Gehölze sind bei Abgang artengleich nach zu pflanzen.

2.2 Innerhalb der festgesetzten privaten Grünfl.che mit der Zweckbestimmung "Parkanlage" im 
westlichen Plangeltungsbereich sind die vorhandenen mit Erhaltungsgebot festgesetzten Einzelbäume 
dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Die Gehölze sind bei Abgang artengleich nach zu pflanzen.

IV. Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise

1. Bau- Und Kulturdenkmale/ Bodendenkmale
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist gemäß 
§ 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern die zuständige untere Denkmalschutzbehörde zu benach- 
richtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern des Landesamtes für 
Kultur und Denkmalpflege oder dessen Vertreter in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich 
sind hierfür der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen,
die den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige.

Der Beginn der Erdarbeiten ist der unteren Denkmalschutzbehörde spätestens zwei Wochen vor 
Termin schriftlich und verbindlich mitzuteilen, um zu gewährleisten, dass Mitarbeiter oder Beauftragte 
des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege bei den Erdarbeiten zugegen sein können und 
eventuell auftretende Funde gemäß § 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern unverzüglich bergen und 
dokumentieren können. Dadurch werden Verzögerungen der Baumaßnahmen vermieden (vgl. § 11 
Abs.3 DSchG M-V).

2. Bodenschutz
Der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein Grundstück sowie die 
weiteren in § 4 Abs. 3 und 6 des Bundesbodenschutzgesetzesgenannten Personen sind verpflichtet 
konkrete Anhaltspunkte dafür, dass eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast vorliegt, 
unverzüglich die Landrätin des Landkreises Nordwestmecklenburg als zuständige Bodenschutz- 
behörde mitzuteilen. Diese Pflicht gilt bei Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder ähnlichen
Einwirkungen auf den Boden und den Untergrund zusätzlich für die Bauherren und die von ihnen mit 
der Durchführung dieser Tätigkeiten Beauftragten, Schadensgutachter, Sachverständige und 
Untersuchungsstellen.
Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des BundesBodenschutzgesetzes
(BBodSchG) festgestellt, sind die Grundstückseigentümer in Grundlage von § 2 des Gesetzes zum 
Schutz des Bodens im Land Mecklenburg - Vorpommern (Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG)M-V) 
verpflichtet, den unteren Bodenschutzbehörden der Landkreise und kreisfreien Städte hierüber 
Mitteilung zu machen.
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkungen, welche eine 
Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderung des Bodens, Verlust von Oberboden, 
Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, vermieden werden.

3. Verhaltensweise bel unnatürlichen Verfärbungen bzw. Gerüchen des Bodens
Sollten während der Erdarbeiten Auffälligkeiten, wie unnatürliche Verfärbungen bzw. Gerüche des 
Bodens auftreten, ist die Landrätin des Landkreises Nordwestmecklenburg als zuständige Behörde zu 
informieren. Der Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer nach § 15 Kreislaufwirtschaftsgesetz
(KrWG) zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet.

4. Munitionsfunde
Munitionsfunde sind nicht auszuschließen. Konkrete und aktuelle Angaben über die Kampfmittel- 
belastung (Kampfmittelbelastungsauskunft) für das Plangebiet sind gebührenpflichtig beim 
Munitionsbergungsdienst des Landesamtes für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und 
Katastrophenschutz M-V, Graf-YorkStr. 6, 19061 Schwerin, zu erhalten. Ein Auskunftsersuchen wird 
rechtzeitig vor Baubeginn empfohlen.

5. Anforderungen an die Sicherung des ausreichenden Schallschutzes
Die Anlieferungszeiten sind auf den Zeitraum zwischen 6:00 Uhr und 22:00 Uhr
beschränkt.

6. Artenschutzrechtliche Belange

6.1 CEF-Maßnahmen
Fledermäuse - Als CEF-Maßnahme für die Artengruppe der Fledermäuse sind 6 Fledermaus- 
fassaden-Fiachkästen am Gebäude des Bahnhofs oder anderen geeigneten Standorten der 
Umgebung des Plangebietes anzubringen.

6.2 Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen
Brutvögel - Zur Minimierung der Beeinträchtigungen für die Brutvogelarten der Freiflächen und 
Gebäude, ist der Zeitraum der Entfernung der Vegetationsschicht und der Abbruch der Gebäude auf 
den Zeitraum außerhalb der Brutzeit (September bis März) zu beschränken. Zur Minimierung der 
Beeinträchtigungen für die Brutvogelarten, die in Gehölzen und Gebüschen brüten, ist ebenfalls dieses
Zeitfenster zu beachten.

Amphibien/ Reptilien - Bei Erdarbeiten ist darauf zu achten, dass steile Böschungen vermieden werden 
bzw. die Kabelgräben schnellstmöglich zu verschließen sind und vorher eventuell hereingefallene Tiere 
(Amphiben, Reptilien usw.) aus den Gräben zu entfernen sind.

Reptilien - Die Beräumung des Gleisbereiches und der Freiflächen südlich des Gebhardweges hat zu 
Vermeidung von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG im Zeitraum von Mai bis 
September erfolgen, damit die Tiere flüchten können.

Fledermäuse - Der Gebäudeabbruch ist in der Zeit von Oktober bis März durchzuführen, um eine 
Beeinträchtigung eventuell vorhandener Wochenstubenbzw. Übergangsquartiere nachhaltig 
auszuschließen.

Die benannten Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen sind im Rahmen einer ökologischen 
Baubegleitung vor und während der Bauphase durch einen hierfür geeigneten Fachgutachter 
sicherzustellen.

6.3 Empfehlungen des Gutachters für Vorsorgemaßnahmen
Empfehlungen für Vorsorgemaßnahmen werden im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag gegeben. 
Im Rahmen des fortschreitenden Planungsprozesses werden Vorsorgemaßnahmen abgestimmt und 
festgelegt. 

Brutvögel
Für die Artengruppe der Brutvögel ist als Vorsorgemaßnahme der Anbau von 2 Stück Sperlings- 
mehrfachquartieren am Bahnhofsgebäude anzuraten, um den Brutplatzverlust zu kompensieren. 
Ansonsten sind keine weiteren Vorsorgemaßnahmen notwendig.

Reptilien
Durch die Umsetzung des Vorhabens kommt es zu einem Teilverlust an Landlebensräumen bzw. 
potenziellen aktuellen Winterquartieren von Reptilien. Durch die Anlage von zusätzlichen 
Winterquartieren Nerstecken in den Randstrukturen und in das direkte Gewässerumfeld lässt sich die 
Funktion von der eigentlichen Vorhabenfläche in die Randstrukturen bzw. in die gewässernahen
Bereiche verlagern.
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Bäume 1. Ordnung- 
Hochstamm, 3xv, Stammumfang (Stu)
für §18-Bäume Stu 16-18 cm,
für Bäume nach Baumschutzsatzung der Stadt Grevesmühlen
Stu 12-14 cm

Bäume 2. Ordnung- 
Heister, Höhe 175/200 cm
oder Hochstamm, 3xv, Stammumfang (Stu)
für §18-Bäume Stu 16-18 cm,
für Bäume nach Baumschutzsatzung der Stadt Grevesmühlen
Stu 12-14 cm

Sträucher- 125/150 cm.

Bäume 1. Ordnung:
Stiel-Eiche (Quercus robur),
Ahorn (Acer platanoides, Acer pseudoplatanus),
Winter-Linde (Tilia cordata),
Sommer Linde (Tilia platyphyllos),
Weiden in Arten und Sorten (Salix alba, Salix fragilis) ,
Rot-Buche (Fagus sylvatica),

Bäume 2. Ordnung 
Feld-Ahorn (Acer campestre),
Hain-Buche (Carpinus betulus),
Eberesche (Sorbus aucuparia),

Schwedische Mehlbeere (Sorbus intermedia),
Hain-Buche (Carpinus betulus),
Rot-Dorn (Crataegus laevigata 'Paul 's Scarlet').
Schwarz- Erle (Ainus glutinosa).

Sträucher 
Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna),
Zweigriffliger Weissdorn (Crataegus laevigata),
Hasel (Corylus avellana),
Schlehe (Prunus spinosa),
Holunder (Sambucus nigra),
Roter Hartriegel (Cornus sanguinea),
Brombeere (Rubus fruticosus) ,
Purgier-Kreuzdorn (Rhamnus carthatica),
Strauch-Rosen in Arten (Rosa ssp.),
Rain-Weide (Ligustrum vulgare),
Gewöhnlicher Schneeball (Viburnum opolus),
Strauch-Weiden in Arten (Salix ssp.).

1.2 Für die festgesetzten Einzelbäume sind Bäume 1. oder 2. Ordnung
gemäß Pflanzliste unter III.1.1 zu verwenden.

1.3 Die Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen innerhalb des 
Sonstigen Sondergebietes "Nahversorgungszentrum" an der westlichen Plangebietsgrenze ist 
ausschließlich mit heimischen und standortgerechten Gehölzen gemäß Pflanzliste unter III.1.1 zu 
bepflanzen. Die Fläche ist parkartig zu gestalten und mit mindestens einer Einzelbaumpflanzung (ein 
Baum 1.Ordnung) pro 200 qm zu bepflanzen.

1.4 Die Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen innerhalb des 
Sonstigen Sondergebietes "Nahversorgungszentrum" an der südlichen bzw. südöstlichen Plangebiets- 
grenze sind mit Gehölzen in einem Reihenabstand von 1,00 m und in einem Pflanzabstand von 1,00 m 
zu bepflanzen. Als Abgrenzung zu den Anlagen der Deutschen Bahn sind Zaunanlagen bis zu einer 
Höhe von 1,50 m über Gelände und in einem Abstand von mindestens 1,00 m zur Grundstücksgrenze
zulässig.

1.5 Die Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen innerhalb des 
Sonstigen Sondergebietes "Nahversorgungszentrum" angrenzend an die Gebhardstraße ist mit 
lockeren Strauchgruppen zu bepflanzen. Es sind Arten der Pflanzliste unter III.1.1 zu nutzen.

1.6 Pro 10 Stellplätze ist ein großkroniger Laubbaum entsprechend vorfolgender Pflanzliste zu 
pflanzen. Die Mindestgröße der unbefestigten, vor Befahren zu schützenden Baumscheiben muss 
1,5 x 1,5 m sein. Die konkreten Baumstandorte innerhalb des Bebauungsplangebietes dürfen in der 
Ausführungsplanung festgelegt werden.

2. Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen und Sträuchern und 
Sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)

2.1 Die mit Erhaltungsgeboten festgesetzten Einzelbäume sind dauerhaft zu erhalten und
zu pflegen. Die Gehölze sind bei Abgang artengleich nach zu pflanzen.

2.2 Innerhalb der festgesetzten privaten Grünfl.che mit der Zweckbestimmung "Parkanlage" im 
westlichen Plangeltungsbereich sind die vorhandenen mit Erhaltungsgebot festgesetzten Einzelbäume 
dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Die Gehölze sind bei Abgang artengleich nach zu pflanzen.

IV. Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise

1. Bau- Und Kulturdenkmale/ Bodendenkmale
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist gemäß 
§ 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern die zuständige untere Denkmalschutzbehörde zu benach- 
richtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern des Landesamtes für 
Kultur und Denkmalpflege oder dessen Vertreter in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich 
sind hierfür der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen,
die den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige.

Der Beginn der Erdarbeiten ist der unteren Denkmalschutzbehörde spätestens zwei Wochen vor 
Termin schriftlich und verbindlich mitzuteilen, um zu gewährleisten, dass Mitarbeiter oder Beauftragte 
des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege bei den Erdarbeiten zugegen sein können und 
eventuell auftretende Funde gemäß § 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern unverzüglich bergen und 
dokumentieren können. Dadurch werden Verzögerungen der Baumaßnahmen vermieden (vgl. § 11 
Abs.3 DSchG M-V).

2. Bodenschutz
Der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein Grundstück sowie die 
weiteren in § 4 Abs. 3 und 6 des Bundesbodenschutzgesetzesgenannten Personen sind verpflichtet 
konkrete Anhaltspunkte dafür, dass eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast vorliegt, 
unverzüglich die Landrätin des Landkreises Nordwestmecklenburg als zuständige Bodenschutz- 
behörde mitzuteilen. Diese Pflicht gilt bei Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder ähnlichen
Einwirkungen auf den Boden und den Untergrund zusätzlich für die Bauherren und die von ihnen mit 
der Durchführung dieser Tätigkeiten Beauftragten, Schadensgutachter, Sachverständige und 
Untersuchungsstellen.
Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des BundesBodenschutzgesetzes
(BBodSchG) festgestellt, sind die Grundstückseigentümer in Grundlage von § 2 des Gesetzes zum 
Schutz des Bodens im Land Mecklenburg - Vorpommern (Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG)M-V) 
verpflichtet, den unteren Bodenschutzbehörden der Landkreise und kreisfreien Städte hierüber 
Mitteilung zu machen.
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkungen, welche eine 
Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderung des Bodens, Verlust von Oberboden, 
Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, vermieden werden.

3. Verhaltensweise bel unnatürlichen Verfärbungen bzw. Gerüchen des Bodens
Sollten während der Erdarbeiten Auffälligkeiten, wie unnatürliche Verfärbungen bzw. Gerüche des 
Bodens auftreten, ist die Landrätin des Landkreises Nordwestmecklenburg als zuständige Behörde zu 
informieren. Der Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer nach § 15 Kreislaufwirtschaftsgesetz
(KrWG) zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet.

4. Munitionsfunde
Munitionsfunde sind nicht auszuschließen. Konkrete und aktuelle Angaben über die Kampfmittel- 
belastung (Kampfmittelbelastungsauskunft) für das Plangebiet sind gebührenpflichtig beim 
Munitionsbergungsdienst des Landesamtes für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und 
Katastrophenschutz M-V, Graf-YorkStr. 6, 19061 Schwerin, zu erhalten. Ein Auskunftsersuchen wird 
rechtzeitig vor Baubeginn empfohlen.

5. Anforderungen an die Sicherung des ausreichenden Schallschutzes
Die Anlieferungszeiten sind auf den Zeitraum zwischen 6:00 Uhr und 22:00 Uhr
beschränkt.

6. Artenschutzrechtliche Belange

6.1 CEF-Maßnahmen
Fledermäuse - Als CEF-Maßnahme für die Artengruppe der Fledermäuse sind 6 Fledermaus- 
fassaden-Fiachkästen am Gebäude des Bahnhofs oder anderen geeigneten Standorten der 
Umgebung des Plangebietes anzubringen.

6.2 Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen
Brutvögel - Zur Minimierung der Beeinträchtigungen für die Brutvogelarten der Freiflächen und 
Gebäude, ist der Zeitraum der Entfernung der Vegetationsschicht und der Abbruch der Gebäude auf 
den Zeitraum außerhalb der Brutzeit (September bis März) zu beschränken. Zur Minimierung der 
Beeinträchtigungen für die Brutvogelarten, die in Gehölzen und Gebüschen brüten, ist ebenfalls dieses
Zeitfenster zu beachten.

Amphibien/ Reptilien - Bei Erdarbeiten ist darauf zu achten, dass steile Böschungen vermieden werden 
bzw. die Kabelgräben schnellstmöglich zu verschließen sind und vorher eventuell hereingefallene Tiere 
(Amphiben, Reptilien usw.) aus den Gräben zu entfernen sind.

Reptilien - Die Beräumung des Gleisbereiches und der Freiflächen südlich des Gebhardweges hat zu 
Vermeidung von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG im Zeitraum von Mai bis 
September erfolgen, damit die Tiere flüchten können.

Fledermäuse - Der Gebäudeabbruch ist in der Zeit von Oktober bis März durchzuführen, um eine 
Beeinträchtigung eventuell vorhandener Wochenstubenbzw. Übergangsquartiere nachhaltig 
auszuschließen.

Die benannten Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen sind im Rahmen einer ökologischen 
Baubegleitung vor und während der Bauphase durch einen hierfür geeigneten Fachgutachter 
sicherzustellen.

6.3 Empfehlungen des Gutachters für Vorsorgemaßnahmen
Empfehlungen für Vorsorgemaßnahmen werden im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag gegeben. 
Im Rahmen des fortschreitenden Planungsprozesses werden Vorsorgemaßnahmen abgestimmt und 
festgelegt. 

Brutvögel
Für die Artengruppe der Brutvögel ist als Vorsorgemaßnahme der Anbau von 2 Stück Sperlings- 
mehrfachquartieren am Bahnhofsgebäude anzuraten, um den Brutplatzverlust zu kompensieren. 
Ansonsten sind keine weiteren Vorsorgemaßnahmen notwendig.

Reptilien
Durch die Umsetzung des Vorhabens kommt es zu einem Teilverlust an Landlebensräumen bzw. 
potenziellen aktuellen Winterquartieren von Reptilien. Durch die Anlage von zusätzlichen 
Winterquartieren Nerstecken in den Randstrukturen und in das direkte Gewässerumfeld lässt sich die 
Funktion von der eigentlichen Vorhabenfläche in die Randstrukturen bzw. in die gewässernahen
Bereiche verlagern.
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Bäume 1. Ordnung- 
Hochstamm, 3xv, Stammumfang (Stu)
für §18-Bäume Stu 16-18 cm,
für Bäume nach Baumschutzsatzung der Stadt Grevesmühlen
Stu 12-14 cm

Bäume 2. Ordnung- 
Heister, Höhe 175/200 cm
oder Hochstamm, 3xv, Stammumfang (Stu)
für §18-Bäume Stu 16-18 cm,
für Bäume nach Baumschutzsatzung der Stadt Grevesmühlen
Stu 12-14 cm

Sträucher- 125/150 cm.

Bäume 1. Ordnung:
Stiel-Eiche (Quercus robur),
Ahorn (Acer platanoides, Acer pseudoplatanus),
Winter-Linde (Tilia cordata),
Sommer Linde (Tilia platyphyllos),
Weiden in Arten und Sorten (Salix alba, Salix fragilis) ,
Rot-Buche (Fagus sylvatica),

Bäume 2. Ordnung 
Feld-Ahorn (Acer campestre),
Hain-Buche (Carpinus betulus),
Eberesche (Sorbus aucuparia),

Schwedische Mehlbeere (Sorbus intermedia),
Hain-Buche (Carpinus betulus),
Rot-Dorn (Crataegus laevigata 'Paul 's Scarlet').
Schwarz- Erle (Ainus glutinosa).

Sträucher 
Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna),
Zweigriffliger Weissdorn (Crataegus laevigata),
Hasel (Corylus avellana),
Schlehe (Prunus spinosa),
Holunder (Sambucus nigra),
Roter Hartriegel (Cornus sanguinea),
Brombeere (Rubus fruticosus) ,
Purgier-Kreuzdorn (Rhamnus carthatica),
Strauch-Rosen in Arten (Rosa ssp.),
Rain-Weide (Ligustrum vulgare),
Gewöhnlicher Schneeball (Viburnum opolus),
Strauch-Weiden in Arten (Salix ssp.).

1.2 Für die festgesetzten Einzelbäume sind Bäume 1. oder 2. Ordnung
gemäß Pflanzliste unter III.1.1 zu verwenden.

1.3 Die Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen innerhalb des 
Sonstigen Sondergebietes "Nahversorgungszentrum" an der westlichen Plangebietsgrenze ist 
ausschließlich mit heimischen und standortgerechten Gehölzen gemäß Pflanzliste unter III.1.1 zu 
bepflanzen. Die Fläche ist parkartig zu gestalten und mit mindestens einer Einzelbaumpflanzung (ein 
Baum 1.Ordnung) pro 200 qm zu bepflanzen.

1.4 Die Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen innerhalb des 
Sonstigen Sondergebietes "Nahversorgungszentrum" an der südlichen bzw. südöstlichen Plangebiets- 
grenze sind mit Gehölzen in einem Reihenabstand von 1,00 m und in einem Pflanzabstand von 1,00 m 
zu bepflanzen. Als Abgrenzung zu den Anlagen der Deutschen Bahn sind Zaunanlagen bis zu einer 
Höhe von 1,50 m über Gelände und in einem Abstand von mindestens 1,00 m zur Grundstücksgrenze
zulässig.

1.5 Die Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen innerhalb des 
Sonstigen Sondergebietes "Nahversorgungszentrum" angrenzend an die Gebhardstraße ist mit 
lockeren Strauchgruppen zu bepflanzen. Es sind Arten der Pflanzliste unter III.1.1 zu nutzen.

1.6 Pro 10 Stellplätze ist ein großkroniger Laubbaum entsprechend vorfolgender Pflanzliste zu 
pflanzen. Die Mindestgröße der unbefestigten, vor Befahren zu schützenden Baumscheiben muss 
1,5 x 1,5 m sein. Die konkreten Baumstandorte innerhalb des Bebauungsplangebietes dürfen in der 
Ausführungsplanung festgelegt werden.

2. Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen und Sträuchern und 
Sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)

2.1 Die mit Erhaltungsgeboten festgesetzten Einzelbäume sind dauerhaft zu erhalten und
zu pflegen. Die Gehölze sind bei Abgang artengleich nach zu pflanzen.

2.2 Innerhalb der festgesetzten privaten Grünfl.che mit der Zweckbestimmung "Parkanlage" im 
westlichen Plangeltungsbereich sind die vorhandenen mit Erhaltungsgebot festgesetzten Einzelbäume 
dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Die Gehölze sind bei Abgang artengleich nach zu pflanzen.

IV. Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise

1. Bau- Und Kulturdenkmale/ Bodendenkmale
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist gemäß 
§ 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern die zuständige untere Denkmalschutzbehörde zu benach- 
richtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern des Landesamtes für 
Kultur und Denkmalpflege oder dessen Vertreter in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich 
sind hierfür der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen,
die den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige.

Der Beginn der Erdarbeiten ist der unteren Denkmalschutzbehörde spätestens zwei Wochen vor 
Termin schriftlich und verbindlich mitzuteilen, um zu gewährleisten, dass Mitarbeiter oder Beauftragte 
des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege bei den Erdarbeiten zugegen sein können und 
eventuell auftretende Funde gemäß § 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern unverzüglich bergen und 
dokumentieren können. Dadurch werden Verzögerungen der Baumaßnahmen vermieden (vgl. § 11 
Abs.3 DSchG M-V).

2. Bodenschutz
Der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein Grundstück sowie die 
weiteren in § 4 Abs. 3 und 6 des Bundesbodenschutzgesetzesgenannten Personen sind verpflichtet 
konkrete Anhaltspunkte dafür, dass eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast vorliegt, 
unverzüglich die Landrätin des Landkreises Nordwestmecklenburg als zuständige Bodenschutz- 
behörde mitzuteilen. Diese Pflicht gilt bei Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder ähnlichen
Einwirkungen auf den Boden und den Untergrund zusätzlich für die Bauherren und die von ihnen mit 
der Durchführung dieser Tätigkeiten Beauftragten, Schadensgutachter, Sachverständige und 
Untersuchungsstellen.
Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des BundesBodenschutzgesetzes
(BBodSchG) festgestellt, sind die Grundstückseigentümer in Grundlage von § 2 des Gesetzes zum 
Schutz des Bodens im Land Mecklenburg - Vorpommern (Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG)M-V) 
verpflichtet, den unteren Bodenschutzbehörden der Landkreise und kreisfreien Städte hierüber 
Mitteilung zu machen.
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkungen, welche eine 
Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderung des Bodens, Verlust von Oberboden, 
Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, vermieden werden.

3. Verhaltensweise bel unnatürlichen Verfärbungen bzw. Gerüchen des Bodens
Sollten während der Erdarbeiten Auffälligkeiten, wie unnatürliche Verfärbungen bzw. Gerüche des 
Bodens auftreten, ist die Landrätin des Landkreises Nordwestmecklenburg als zuständige Behörde zu 
informieren. Der Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer nach § 15 Kreislaufwirtschaftsgesetz
(KrWG) zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet.

4. Munitionsfunde
Munitionsfunde sind nicht auszuschließen. Konkrete und aktuelle Angaben über die Kampfmittel- 
belastung (Kampfmittelbelastungsauskunft) für das Plangebiet sind gebührenpflichtig beim 
Munitionsbergungsdienst des Landesamtes für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und 
Katastrophenschutz M-V, Graf-YorkStr. 6, 19061 Schwerin, zu erhalten. Ein Auskunftsersuchen wird 
rechtzeitig vor Baubeginn empfohlen.

5. Anforderungen an die Sicherung des ausreichenden Schallschutzes
Die Anlieferungszeiten sind auf den Zeitraum zwischen 6:00 Uhr und 22:00 Uhr
beschränkt.

6. Artenschutzrechtliche Belange

6.1 CEF-Maßnahmen
Fledermäuse - Als CEF-Maßnahme für die Artengruppe der Fledermäuse sind 6 Fledermaus- 
fassaden-Fiachkästen am Gebäude des Bahnhofs oder anderen geeigneten Standorten der 
Umgebung des Plangebietes anzubringen.

6.2 Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen
Brutvögel - Zur Minimierung der Beeinträchtigungen für die Brutvogelarten der Freiflächen und 
Gebäude, ist der Zeitraum der Entfernung der Vegetationsschicht und der Abbruch der Gebäude auf 
den Zeitraum außerhalb der Brutzeit (September bis März) zu beschränken. Zur Minimierung der 
Beeinträchtigungen für die Brutvogelarten, die in Gehölzen und Gebüschen brüten, ist ebenfalls dieses
Zeitfenster zu beachten.

Amphibien/ Reptilien - Bei Erdarbeiten ist darauf zu achten, dass steile Böschungen vermieden werden 
bzw. die Kabelgräben schnellstmöglich zu verschließen sind und vorher eventuell hereingefallene Tiere 
(Amphiben, Reptilien usw.) aus den Gräben zu entfernen sind.

Reptilien - Die Beräumung des Gleisbereiches und der Freiflächen südlich des Gebhardweges hat zu 
Vermeidung von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG im Zeitraum von Mai bis 
September erfolgen, damit die Tiere flüchten können.

Fledermäuse - Der Gebäudeabbruch ist in der Zeit von Oktober bis März durchzuführen, um eine 
Beeinträchtigung eventuell vorhandener Wochenstubenbzw. Übergangsquartiere nachhaltig 
auszuschließen.

Die benannten Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen sind im Rahmen einer ökologischen 
Baubegleitung vor und während der Bauphase durch einen hierfür geeigneten Fachgutachter 
sicherzustellen.

6.3 Empfehlungen des Gutachters für Vorsorgemaßnahmen
Empfehlungen für Vorsorgemaßnahmen werden im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag gegeben. 
Im Rahmen des fortschreitenden Planungsprozesses werden Vorsorgemaßnahmen abgestimmt und 
festgelegt. 

Brutvögel
Für die Artengruppe der Brutvögel ist als Vorsorgemaßnahme der Anbau von 2 Stück Sperlings- 
mehrfachquartieren am Bahnhofsgebäude anzuraten, um den Brutplatzverlust zu kompensieren. 
Ansonsten sind keine weiteren Vorsorgemaßnahmen notwendig.

Reptilien
Durch die Umsetzung des Vorhabens kommt es zu einem Teilverlust an Landlebensräumen bzw. 
potenziellen aktuellen Winterquartieren von Reptilien. Durch die Anlage von zusätzlichen 
Winterquartieren Nerstecken in den Randstrukturen und in das direkte Gewässerumfeld lässt sich die 
Funktion von der eigentlichen Vorhabenfläche in die Randstrukturen bzw. in die gewässernahen
Bereiche verlagern.

Als Maßnahme sollten Lesesteinhaufen am Rand des Gebietes zur Bahnstrecke hin angelegt werden, 
die einen Anteil von etwa 30 % unbelastetem Totholz haben sollten. Die Steinhaufen (etwa 2 cbm je 
Haufen) sind mit einer 15 cm starken Erdschicht zu überdecken. Die Korngröße der Steine sollte 
möglichst vielfältig sein. Es kann auch unbelasteter Bahnschotter bzw. Abbruchmaterial verwendet 
werden. Die Hohlräume zwischen den Steinen sollten so klein sein, dass Prädateren wie Marder nicht 
die überwinternden Tiere schädigen können. Es sollten insgesamt etwa 4 Haufen angelegt werden. 
Die Maßnahme ist auch für die Artengruppe der Amphibien zielführend.

Amphibien
Für die Artengruppe der Amphibien sind keine weiteren Vorsorgemaßnahmen notwendig.

Fledermäuse
Für die Artengruppe der Fledermäuse ist als Vorsorgemaßnahme die Gestaltung eines Kellerraumes 
des Bahnhofes als Winterquartier für Fledermäuse zu empfehlen. Diese Maßnahme kann auch als 
CEF-Maßnahme für andere Projekte, bei denen es zu maßgeblichen Eingriffen in Fledermaus- 
Winterquartiere kommt, angerechnet werden.
Insbesondere vor dem Hintergrund, dass die neuen Quartiere vor dem Verlust funktionsfähig 
hergestellt und besiedelt werden müssen, ist dies dringend anzuraten.
Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund zu sehen, dass mehrere leer stehende und zur Sanierung 
vorgesehene Gebäude in der Altstadt bzw. deren Keller aktuell Winterquartiere für Fledermäuse 
darstellen.

7. Liste zentren- und nahversorgungsrelevanter Sortimente in Grevesmühlen 
(Grevesmühlener Liste)
Liste zentren- und nahversorgungsrelevanter Sortimente in Grevesmühlen gemäß
dem von der Stadtvertretung beschlossenen Einzelhandelskonzept mit integrierter
Wirkungsanalyse für ein geplantes Nahversorgungszentrum Stand Mai 2013

8. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Bei der Herstellung von baulichen Anlagen, Nebenanlagen sowie Ver- und Entsorgungsanlagen 
ist zum Schutz der vorhandenen Gehölze im Wurzelbereich die DlN 18920 "Schutz von Bäumen, 
Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnamen" anzuwenden.

Für notwendigen Beeinträchtigung bzw. Rodung von geschützten Einzelbäumen sind entsprechende 
Ausnahmeanträge bei der zuständigen Behörde einzureichen. Zur Kompensation der 
Beeinträchtigungen von geschützten Einzelbäumen sind die von der Behörde festgelegten 
Ausgleichsmaßnahmen zu leisten durch städtebaulichen Vertrag zu sichern.
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1 PLANUNGSGEGENSTAND 

1.1 Planungsanlass  
Grundlage für die Einleitung des Aufstellungsverfahrens für den Bebauungsplan Nr. 37 ist 
ein Antrag des Vorhabenträgers Langness GmbH & Co.KG mit dem Ziel der Verlagerung 
des Verbrauchermarktes Markant, Am Lustgarten 1 und des Discounters Aldi aus dem 
Grünen Weg 30 an einen gemeinsamen Standort am Bahnhof, der über die Gebhardstraße 
erschlossen werden soll.  
 
Grundlage für den Antrag bildet eine Planstudie, die durch zeichnerische Darstellung die 
Planungsziele definiert. Die Planungsziele sind die  Verlagerung des Verbrauchermarktes 
Markant und des Discounters Aldi. Das Nahversorgungszentrum soll eine Verkaufsfläche 
von maximal 2.500 qm aufweisen. Hinzu kommen die erforderlichen ebenerdigen Stellplätze 
und Erschließungsanlagen. Zusätzlich sollen ca. 20 Pendlerparkplätze errichtet werden, die 
ein geordnetes Parken in unmittelbarer Bahnhofsnähe ermöglichen und somit den 
Bahnhofsvorplatz entlasten. 

1.2 Ursprüngliches Baurecht 
Für die Flächen des Plangebietes wurde bislang kein Bebauungsplan aufgestellt.  

Sie sind demnach gemäß § 34 BauGB dem unbeplanten Innenbereich zuzuordnen. Ein Bau-
vorhaben im unbeplanten Innenbereich ist zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der bau-
lichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die 
Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung gesichert ist. Das Ortsbild darf 
dabei nicht beeinträchtigt werden.  

Das Plangebiet befindet sich unmittelbar angrenzend an der Eisenbahnstrecke 1122 Lübeck 
– Strasburg,  im Bereich km 36,685 bis im 36,740 links der Bahn. 

Das innerhalb des Geltungsbereiches liegende Flurstück wurde gem. § 23 AEG (Allgemei-
nes Eisenbahngesetz) mit Bescheid des Eisenbahn- Bundesamtes, Außenstelle Hamburg / 
Schwerin vom 23.10.2013, Geschäftszeichen 57140-571pf/008#018 von Bahnbetriebszwe-
cken freigestellt. Auf den freigestellten Flächen befinden/befanden sich Bahnbetriebsanlagen 
wie Ladestraße, Gleise, Rampen, Güterschuppen. 

Durch die Freistellung von Bahnbetriebszwecken endet die Eigenschaft als Betriebsanlage 
Eisenbahn mit der Folge, dass die Fläche aus dem eisenbahnrechtlichen Fachplanungsprivi-
leg (§ 38 BauGB i.V.m. § 18 AEG) entlassen und damit die Planungshoheit vom Fachpla-
nungsträger Eisenbahn – Bundesamt auf die kommunale Zuständigkeit übertragen wird. 

1.3 Planungserfordernis 

Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine integrierte Bereichsentwicklung, die 
den oben genannten Zielsetzungen gerecht wird, zu schaffen, wird die Aufstellung eines 
Bebauungsplanes erforderlich.  
Das Areal ist hinsichtlich Größe, Lage, Umfang, Nutzung und Baustruktur als sogenannter 
„unbeplanter Innenbereich“ zu bezeichnen. Es ist unabdingbar einen Bebauungsplan aufzu-
stellen sowie den Flächennutzungsplan zu ändern. Denn die beabsichtigten Nutzungen sind 
mit bestehenden Baurechten nicht vereinbar. Die städtebaulichen Ziele, die mit der neuen 
Planung verfolgt werden, sind anders gelagert, als die bisherigen Nutzungen des Gebietes. 
Die Festsetzungen zu Art und Maß der baulichen Nutzung, zu den überbaubaren Grund-
stücksflächen, zu den örtlichen Verkehrsflächen, als auch die Regelungen zur äußeren und 
inneren Erschließung des Planbereiches sind insgesamt erstmalig und neu zu fixieren. Die 
Aufstellung eines Bebauungsplanes, der in seinem Geltungsbereich an die Stelle bisheriger 
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Rechtsnormen (in diesem Fall gewidmete Bahnanlagen als Fachplanungsrecht) tritt, ist 
durchaus planerisch der Regelfall, wenn - wie vorliegend - ein städtebauliches Leitbild grund-
legend neu formuliert wird und die erforderliche Freistellung von Bahnbetriebsbezwecken 
veranlasst ist. 

Zur Steuerung der städtebaulichen Entwicklung und Ordnung der geplanten Bauflächen 
unter Berücksichtigung der Einbindung in die bestehende Siedlungsstruktur, zur Klärung der 
Erschließung sowie der gesamtstädtischen Verträglichkeit der vorgesehenen 
Einzelhandelsnutzungen ist ein Bauleitplanverfahren erforderlich. 

1.4 Planungsziel 
Die Stadt Grevesmühlen beabsichtigt seit langem das Gebiet am Bahnhof für Einheimische 
und Touristen attraktiver zu gestalten. Dazu gehört neben der Sanierung des 
Bahnhofsgebäudes auch die Gestaltung eines ansprechenden Bahnhofsumfeldes. Die 
Beseitigung städtebaulicher Missstände hat dabei oberste Priorität. Während westlich der 
Bahnhofsstraße auf einer Brachfläche mit dem Bebauungsplan Nr. 12 in den letzten Jahren 
ein neues Wohngebiet entstanden ist, bleibt das Gelände des ehemaligen Güterbahnhofs mit 
den baufälligen Gebäuden und mit Altlasten belasteten Böden ein Problemfall. Es wurde für 
dieses Gelände ein Investor gesucht der bereit ist, die Flächen zu sanieren, nach heutigen 
Standards neu zu erschließen und in ansprechender Weise zu bebauen. Der Güterbahnhof 
soll für Ankommende und Abreisende zu einem "Aushängeschild" für die Stadt werden und 
Stellplätze für Pendler bieten. Darüber hinaus soll die Nahversorgung der Wohngebiete in 
Bahnhofsnähe, insbesondere der Südstadt, verbessert werden. 

Zur Umsetzung dieser Planungsziele ist die Entwicklung eines Nahversorgungszentrums am 
Bahnhof vorgesehen. Hierbei handelt es sich nicht um die zusätzliche Ansiedlung von 
Lebensmittelmärkten, sondern um eine Verlagerung, Erweiterung und Ertüchtigung bereits 
vorhandener Anbieter aus der Stadt Grevesmühlen.  

Der Aldi-Markt will seinen Standort aus dem Gewerbegebiet „Grüner Weg“ an den 
Bahnhofsstandort verlagern und der Markant-Markt beabsichtigt seinen Standort aus dem 
zentralen Versorgungsbereich in der Wismarschen Straße an den Bahnhofsstandort zu 
verlagern. Mit der Entwicklung des Nahversorgungsangebotes am Bahnhof würde nach 
gutachterlicher Einschätzung die Versorgungslücke in der Südstadt weitestgehend 
geschlossen werden und der Anbieter Markant könnte in der Stadt Grevesmühlen 
verbleiben, da unabhängig von der Entwicklung des Standortes am Bahnhof, der jetzige 
Standort des Markant-Marktes geschlossen wurde. Am Standort bieten sich nach Prüfung 
durch die Vorhabenträger, dem Eigentümer und anderwertige Projektentwickler  sowie den 
Einzelhandelsgutachter keine Möglichkeiten einer Anhebung des Standards an die heutigen 
Anforderungen.  

Es sollen somit folgende Nutzungen im Plangebiet etabliert werden:  

• ein Verbrauchermarkt "Markant" mit einer Verkaufsfläche von ca. 1.500 m²  
• ein Discounter "Aldi" mit einer Verkaufsfläche von ca. 1.000 m²  
• eine kleinteilige Verbindungszone mit maximal  180 m² große Fläche für Bäcker, 
• Errichtung eines Kundenparkplatzes für Kunden-Stellplätze mit der Anbindung an die 

Gebhardstraße, 
• Errichtung von 20 Pendler-Parkplätzen in unmittelbarer Bahnhofsnähe zur Entlastung 

des Bahnhofsvorplatzes  

Die Art der baulichen Nutzung soll als sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung 
„Einkaufszentrum“ festgesetzt werden.  

Die verkehrliche Anbindung erfolgt zweifach an die Gebhardstraße. Im Laufe des 
Planverfahrens ist  eine zusätzliche Anbindung nur als Zufahrt vom Bahnhof her betrachtet 
und untersucht worden.  
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Der gewählte Standort kann in der vorgesehenen Größenordnung städtebaulich verträglich 
in das Siedlungsgefüge der Stadt Grevesmühlen integriert werden. 

Die Stadtvertreter der Stadt Grevesmühlen haben auf ihrer Sitzung am 18.02.2013 die 
Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 37 „Einzelhandel am Bahnhof“ gemäß § 2 Abs. 1 
BauGB beschlossen. 

1.5 Standort 
Der Vorhabenstandort befindet sind innerhalb der Ortslage Grevesmühlen, östlich des 
Bahnhofes. Im Süden wird das Areal von der Bahntrasse und im Norden vom Verlauf der 
Gebhardstraße begrenzt. Das Plangebiet umfasst mehrere Grundstücke, die sich noch im 
Besitz der Stadt Grevesmühlen befinden. Es besteht bereits ein beurkundeter Kaufvertrag, 
der unter der auflösenden Bedingungen abgeschlossen wurde, dass das geplante Vorhaben 
umsetzbar wird. 

Die Entwicklung des Baugebietes greift auf bereits ehemals gewerblich genutzte Flächen 
zurück. Nach erfolgtem Abbruch aus den früheren Nutzungen noch verbliebener baulicher 
Anlagen und der Beseitigung von partiell bestehenden, räumlich stark eingegrenzten Boden-
verunreinigungen stehen die ortskernnahen Flächen für die beabsichtigte bauliche Entwick-
lung wieder zur Verfügung. Eine angemessene Folgenutzung ist nicht nur sinnvoll, sie ist 
auch geboten. Denn es bestehen städtebauliche Missstände (brach liegende, minder genutz-
te Flächen mit hohem Entwicklungspotenzial in derzeit fragwürdigem Zustand, bei gleichzei-
tig von der Fläche potenziell ausgehendem Risiko für die allgemeine Sicherheit und Ord-
nung). Diese Missstände können nun dauerhaft beseitigt werden. 

Im nördlichen Areal sind derzeit gewerbliche Nutzungen ansässig; der südliche Abschnitt 
umfasst ein brach liegendes Areal des ehemaligen Güterbahnhofs, das im November 2012 
von der Stadt Grevesmühlen für eine Neuentwicklung von der Deutschen Bahn erworben 
wurde. Das restliche Umfeld ist durch Einzelhandelsnutzungen vorgeprägt, dort sind Extra 
Bau & Hobby sowie der Zoo- und der Futtermittelanbieter Tierhaus Landhof ansässig. 
Nördlich und westlich schließen sich teils gewerblich genutzte, teils brach liegende 
Grundstücke sowie der ZOB an. Im Süden stellen die Bahnanlagen eine Barriere dar. Die 
nächstliegenden Wohnbebauungen befinden sich entlang der Schweriner Straße (ca. 200 m 
entfernt) sowie in der Bahnhofsvorstadt (ca. 250 m) sowie direkt an der östlichen 
Geltungsbereichsgrenze liegende Wohnhaus, Gebhardweg 1. 
 
Der Standort ist per Pkw gut anfahrbar. In das innerstädtische Verkehrsgerüst ist er über die 
Gebhardstraße und den Gebhardweg eingebunden, die als Verbindungsglieder zwischen 
Schweriner Straße im Osten (L 02) und Bahnhofstraße bzw. Rudolf-Breitscheid-Straße im 
Westen fungieren. Über die Bahnhofstraße, die jenseits des Bahnübergangs in Richtung 
Süden als Rehnaer Straße fortgeführt ist, wird die Südstadt erschlossen. 
 
Die neu ausgebaute Gebhardstraße ist zweistreifig trassiert mit begleitendem Fußweg sowie 
Fahrradstreifen auf der Fahrbahn, der Gebhardweg präsentiert sich derzeit stark 
sanierungsbedürftig mit Kopfsteinpflaster, soll im Zuge der Projektumsetzung jedoch verlegt 
und somit modernisiert werden. 

Der Standort ist derzeit alles in allem als relativ introvertiert zu klassifizieren; er liegt jedoch 
zwischen dem gut frequentierten Verkehrsknoten Bahnhof/ZOB und der L 02 und verfügt 
insofern über Entwicklungspotenzial. Zudem besteht eine Einzelhandelsvorprägung durch 
die östlich benachbarten Märkte in der Gebhardstraße. 

1.5.1 Standortalternativen /Planungsalternativen 

Die Nahversorgungsabdeckung in Grevesmühlen konzentriert sich in der Ausgangslage auf 
die Stadtquartiere nördlich der Bahntrasse und ist dort recht gut ausgebaut. Demgegenüber 
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weisen der Bereich südlich der Bahnstraße sowie die Ortsteile Wotenitz, Questin und 
Büttlingen seit der Verlagerung von Lidl aus der Rehnaer Straße an den Standort Lübecker 
Straße sowie den Marktaustritt von Schlecker keine fußläufig erreichbaren 
Versorgungsstrukturen mehr auf und ist insofern vollständig unterversorgt.  

Das Projektvorhaben beinhaltet in der im Einzelhandelskonzept untersuchten Variante die 
Ansiedlung eines Markant Verbrauchermarktes und Aldi Discounters, wobei sich Aldi und 
Markant aus ihren mit Objektmängeln behafteten Bestandsgebäuden im Grünen Weg bzw. 
der Innenstadt an den Projektstandort verlagern werden. Im Zuge der Neuentwicklung 
könnte die Versorgungslücke in der Südstadt weitestgehend geschlossen werden (obwohl 
die fußläufige Erschließung dorthin durch die Bahntrasse weiterhin nicht optimal ist). 

Die Betreiber Markant und Aldi können sich am neuen Standort in marktgerechten 
Objektbedingungen zukunftsfähig positionieren. Gemäß den Empfehlungen des 
Einzelhandelskonzeptes (s. Kap. 4.4.5) muss eine Nachnutzung des dann leer fallenden 
Aldi-Objektes für Lebensmitteleinzelhandel sowie sonstige innenstadtrelevanten 
Einzelhandelsnutzungen ausgeschlossen werden. 

Als Standortalternativen für die beabsichtigte Ansiedlung des Nahversorgers sind innerhalb 
der Stadt Grevesmühlen sowie in deren Umfeld verschiedene Bereiche durch das 
Einzelhandelskonzept geprüft worden.  

Vor dem Hintergrund der zu berücksichtigenden Standortanforderungen bezüglich der 
Funktion sowie der erforderlichen Dimensionierung sind keine o.g. Standorte für 
großflächigen Einzelhandel geeignet. Die Flächen sind aufgrund der Größe nicht für die 
Ansiedlung eines Nahversorgungsbetriebes in der erforderlichen Dimensionierung zu nutzen. 
Außerdem wären Konflikte zu der bestehenden Wohnbebauung einschließlich ihrer 
Freiflächen zu erwarten.  

Das Einzelhandelskonzept unterstreicht, dass in absehbarer Zeit kaum zusätzliche 
Flächenpotenziale mit ausgesprochener Einzelhandelseignung in der Innenstadt aktivierbar 
sind. Gewisse Reserven resultieren aus der Wiederbelebung von Leerständen, wobei es sich 
jedoch mit Ausnahme des Markant-Marktes ausschließlich um kleinteilige Einheiten handelt. 
Der bislang genutzte Standort des Einzelhandelsunternehmens Markant ist aufgrund der 
Größe und fehlenden Erweiterungsmöglichkeiten sowie der schwierigen Anlieferungs- und 
Verkehrssituation nicht für ein Nahversorgungsunternehmen in der wirtschaftlich 
erforderlichen Dimensionierung zu entwickeln. Insofern weist die Innenstadt derzeit nur 
bedingt kurzfristig aktivierbare marktgängige Flächen mittlerer Größe (>100qm) auf, wie sie 
von filialisierenden Konzepten nachgefragt werden. In Einzelfällen wäre insoweit auch die 
Möglichkeit der Flächenzusammenlegung kleinerer Einheiten zu prüfen.  

Als grundsätzliche Standortalternative zur Innenstadt kommen Flächen unmittelbar am 
Bahnhof Grevesmühlen in Betracht. Das Vorhabengebiet weist eine ausreichende 
Flächenverfügbarkeit auf. 

1.5.2 Alternative Nutzungskonzepte 

Die Entwicklungsplanung aus dem Jahr 2010 sieht für den Bereich nördlich und östlich des 
Bahnhofsgebäudes unter der Bezeichnung „Quartier Am Bahnhof“ u.a. Flächen für Gewerbe, 
Wohnen sowie einen neu zu gestaltenden Bahnhofsvorplatz vor.  

Für die Stadt kommt dem Areal städtebaulich und infrastrukturell eine besondere Rolle zu. 
Es bildet einen wesentlichen Eingangsbereich für Gäste der Stadt, einen der meist 
frequentierten öffentlichen Bereiche und städtebaulich das Zentrum der angrenzenden 
Bahnhofsvorstadt und der Südstadt. Derzeitig ist das Erscheinungsbild aber nicht 
zufriedenstellend und die Funktionalität zu gering. 

Die zentrale Lage innerhalb Grevesmühlens sowie die gute fußläufige Erreichbarkeit vor 
allem für Bus- und Bahnpassagiere sind die wesentlichen Vorteile des Standortes. Die 
Nutzung als Gewerbe- und Wohnstandort ließ sich in letzten Jahren aber wegen der hohen 
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Kosten für die Herrichtung der Flächen nicht realisieren. Eine Nutzung ausschließlich zu 
Wohnzwecken kann auch wegen der Nähe zu den Gleisen der Deutschen Bahn nicht 
Gegenstand der Planung sein. Der Bereich des Vorhabengebietes ist wegen der hiermit 
verbundenen Lärmemissionen nur für weniger sensible Nutzungen geeignet. 

Das Angebot der Investoren, bestehende Einzelhandelsbetriebe hierher zu verlagern 
gestattet es, in absehbarer Zeit die städtebaulichen Missstände zu beseitigen und das 
„Quartier Am Bahnhof“ zu einem attraktiven Eingangsbereich für die Stadt umzugestalten, 
der neben Handel und Gastronomie auch Pendlerparkplätze enthält.  

Für den gewählten Standort und damit gegen eine andere Fläche, etwa in der Innenstadt, wo 
keine ausreichenden Flächenangebote zur Verfügung stehen oder innerhalb der 
bestehenden Siedlungsstruktur von Grevesmühlen, spricht damit noch ein weiterer 
wesentlicher städtebaulicher Grund: Von der Ansiedlung eines Nahversorgungsbereiches ist 
hier ein wesentlicher Impuls für die geplante weitere Entwicklung des Bahnhofbereiches zu 
erwarten. Gleichzeitig wird sich eine Siedlungserweiterung im unmittelbaren Umfeld des 
Nahversorgers auch positiv auf dessen langfristige Funktion und Existenz auswirken. 
Derartige Synergieeffekte sind in ansonsten in ihrer baulichen Entwicklung bereits 
weitestgehend abgeschlossenen Gebieten nicht gegeben. 

Grundsätzliche Nutzungsalternativen bestehen nicht. Da die Plangebietsflächen brach 
liegen, scheidet eine Weiterführung bestehender Nutzungen aus. 

Im Flächennutzungsplan der Stadt Grevesmühlen ist das Plangebiet als gewerbliche 
Baufläche und Bahnanlagen dargestellt und somit grundsätzlich für eine bauliche 
Entwicklung vorgesehen.  

1.5.3 Sonstige Planungsalternativen 

Den städtebaulichen Vorgaben für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 37 ging ein 
umfangreicher Diskussions- und Abstimmungsprozess zwischen der Vorhabenträgerin, der 
Stadt Grevesmühlen, den Stadtvertretern sowie der Öffentlichkeit voraus. Als Alternative 
zum Nahversorgungszentrum am Bahnhof wurde die Bebauung des Sparkassenplatzes 
geprüft. Es hat sich jedoch herauskristallisiert, dass die Alternative  „Sparkassenplatz“ nicht 
realisierbar ist. 

Die Entwicklung des Baugebietes greift auf bereits ehemals im Wesentlichen gewerblich 
genutzte Flächen zurück. Nach erfolgtem Abbruch aus den früheren Nutzungen noch ver-
bliebener baulicher Anlagen und der Beseitigung von partiell bestehenden, räumlich stark 
eingegrenzten Bodenverunreinigungen stehen die ortskernnahen Flächen für die beabsich-
tigte bauliche Entwicklung wieder zur Verfügung. Eine angemessene Folgenutzung ist nicht 
nur sinnvoll, sie ist auch geboten. Denn es bestehen städtebauliche Missstände (brach lie-
gende, minder genutzte Fläche mit hohem Entwicklungspotenzial in derzeit fragwürdigem 
Zustand, bei gleichzeitig von der Fläche potenziell ausgehendem Risiko für die allgemeine 
Sicherheit und Ordnung). Diese Missstände können nun dauerhaft beseitigt werden. 

Vor diesem Hintergrund ergeben sich Planungsalternativen grundsätzlicher Art nicht.  

2 ANGABEN ZUM BESTAND 

2.1 Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Das Gebiet des Bebauungsplanes Nr. 37 befindet sich im Südwesten der Stadt Grevesmüh-
len.  

Der räumliche Geltungsbereich wird örtlich begrenzt: 

Im Norden: durch die Gebhardstraße,die im Bereich des Planvorhabens integriert ist, 
Im Osten: durch das Gelände des ehemaligen Güterbahnhofes 
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Im Süden: durch die Anlagen der Deutschen Bahn 
Im Westen: durch die vorhandenen Großbaumbestand, das Wohnhaus und eine denk-
  malgeschützte Grünfläche. 

Das Plangebiet in der Gemarkung Grevesmühlen umfasst eine Fläche von 2,4 ha. Die ge-
naue Abgrenzung ergibt sich aus der Planzeichnung. Der zuvor beschriebene Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes Nr. 37 umfasst die Teilflächen der Flurstücke Nr. 1/19, Flur 4 
und die Flurstücke 953/6 (tw.), 953/5(tw.), 954/1, 954/2, 955/3 (tw.), 956/7, 956/20 (tw.) und 
1700, 1701(tw.) der Flur 6. 

2.2 Strukturen und Nutzungen 
Das Plangebiet ist ein innerstädtisches, überwiegend gewerblich geprägtes Gebiet mit hete-
rogener Bebauungsstruktur: Der Gebäudebestand reicht vom Container bzw. Garagen über 
zahlreiche eingeschossige Gewerbegebäude bis hin zu entlang der südlichen Geltungsbe-
reichsgrenze liegende großflächige Gebäude des Güterbahnhofes. Die Gebäude stammen 
zum überwiegenden Teil aus den 1940er  bis 1970er Jahren. Die Gebäude entsprechen 
nicht mehr den heutigen Anforderungen. Mehrere Gebäude stehen seit Jahren leer. Es ist 
der vollständige Abbruch der Gebäude vorgesehen. 

Die Nutzungsstruktur ist ebenso heterogen: Prägend sind besonders kleine und mittlere La-
gerhallen bzw. Garagen sowie KFZ-Werkstätten. Entlang der Gebhardstraße befinden sich 
kleine Wohngebäude und mehrere Wohncontainer der Obdachlosenunterkunft. 

Heterogen geprägt ist auch die Grundstücksituation: Neben der Grundstücksparzellen im 
nordöstlichen Bereich des Plangebietes gibt es im westlichen und südlichen Teil vergleichs-
weise große Grundstücke. 

Die Flächen innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich in Eigentum der Stadt.  

Die Topographie des Geländes weist Höhendifferenzen auf: Im Bereich der Gebhardstraße 
liegt mit 30,63 über HN der tiefste Punkt; von dort steigt das Gelände nach Süden an, der 
höchste Punkt des Plangebietes an der Kurve der Genhardweges liegt mit einer Höhe von 
ca. 33.31 über HN ca. 2,7 m über dem tiefsten Punkt. 

Im nordwestlichen Bereich des Plangebietes sind landschaftsbildwirksame Gehölzstrukturen 
vorhanden. 

2.3 Vorhandene Erschließung und technische Infrastruktur 
Das Plangebiet ist durch die nördlich angrenzende Gebhardstraße und den westlich angren-
zenden Gebhardweg erschlossen.  

Die Ver- und Entsorgung kann grundsätzlich durch die vorhandenen Leitungstrassen sicher-
gestellt werden.  

2.4 Wasserschutzgebiet 
Das Plangebiet befindet sich in der Trinkwasserschutzzone IIIB der Wasserfassung Wote-
nitz. Die Verbote und Nutzungsbeschränkungen zum Trinkwasserschutz gemäß der Richtli-
nie für Trinkwasserschutzgebiete - 1. Teil "Schutzgebiete für Grundwasser" (DVGW Regel-
werk Arbeitsblatt W 101) sind zu beachten.  
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3 PLANERISCHE RAHMENBEDINGUNGE 

3.1 Rechtlich beachtende Tatbestände 

3.1.1 Ziele der Raumordnung 

Nach § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung 
anzupassen. Die für die Bauleitplanung maßgebenden Ziele und Grundsätze der Raumord-
nung sind im Landesentwicklungsplanung (LEP) sowie im Raumentwicklungsprogramm 
Westmecklenburg (RREP WM) ist dargelegt. Danach ist die Stadt Grevesmühlen als Mittel-
zentrum eingestuft. 

Der Lebensmittel-Verbrauchermarkt Markant  und Lebensmitteldiscounter Aldi haben bereits 
im Bestand eine herausragende Bedeutung für die Nahversorgung der Stadt Grevesmühlen. 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanentwurfs zielen daher darauf ab, der Märkte durch 
das Einräumen von Entwicklungsmöglichkeiten langfristig am Standort „Grevesmühlen“ zu 
sichern. Die Stadt Grevesmühlen  als Mittelzentrum kommt mit der langfristigen Sicherung 
der wohnungsnahen Versorgung im südlichen Gemeinderaum ihrer Aufgabe nach, die 
grundzentrale Versorgung in ihren Teilräumen zu gewährleisten. Damit entspricht sie dem im 
Abschnitt 3.1.2. des LEP („Daseinversorge“) formulierte Ziel, demnach zur Herstellung dau-
erhaft gleichwertiger Lebensverhältnisse die Angebote der Daseinsvorsorge und die Versor-
gungsstrukturen in allen Teilräumen in ausreichendem Umfang und in ausreichender Qualität 
gesichert und entwickelt werden sollen. Dabei zielt die Planung insbesondere auch auf fol-
gende Ziele ab: Alle Gemeinden sollen für ihre Bevölkerung ein zeitgemäßes Angebot an 
Einrichtungen und Angeboten des allgemeinen täglichen Grundbedarfs bei angemessener 
Erreichbarkeit sichern und entwickeln. 

Aufgrund der Tatsache, dass es sich bei der vorliegenden Planung um die Neuordnung einer 
bestehenden Einzelhandelssituation handelt, ist die grundsätzliche Vereinbarkeit mit den 
Ziele der Raumordnung gegeben. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich im besiedelten Bereich. In dem 
RREP WM  wird als raumordnerische Zielsetzung beschrieben, trotz der gestiegenen Mobili-
tät der Bevölkerung wohnortnahe Versorgungseinrichtungen weiterhin für die hierauf ange-
wiesenen Bevölkerungsgruppen (z. B. Senioren) zu sichern. Mit der Sicherung der Nahver-
sorgungseinrichtung wird auch das Planungsziel der Verkehrsvermeidung verfolgt. Der 
Standort verfügt über ein dichter besiedeltes fußläufiges Umfeld und kann aus der Südstadt  
gut fußläufig und /oder per Rad aufgesucht werden. Die vorliegende Planung zur Sicherung 
und Entwicklung der vorhandenen Nahversorgungseinrichtung entspricht diesen 
übergeordneten Vorgaben. 

Das geplante Nahversorgungszentrum liegt an einem städtebaulich integrierten Standort. 
Durch den geplanten Standorttausch mit einem Am Lustgarten 1 bestehenden Lebensmit-
telmarkt (Markant) bzw.  an der Ortsumgehung liegenden Lebensmitteldiscounter Aldi und an 
den hier in Rede stehenden Planstandort eröffnen sich hingegen vielschichtige neue Pla-
nungsperspektiven. Ein Flächentausch kann daher eine hervorragende städtebauliche Alter-
native mit positiven Synergieeffekten (u.a. insbesondere Stärkung der Nahversorgungsfunk-
tion im Südstadt, Revitalisierung einer Gewerbebrache, Förderung der Innenentwicklung vor 
Außenentwicklung, Schließung von Baulücken etc.) sein.  

Anlässlich der beabsichtigten Einzelhandelsplanung wurde vor der förmlichen Einleitung des 
Bebauungsplanverfahrens ein Einzelhandelsgutachten in Auftrag gegeben. Um die raumord-
nerische Verträglichkeit der Verlagerung und Erweiterung des Markant Marktes und Aldi-
Discounters zu überprüfen, wurde durch die BulwienGesa AG im Jahr 2013 eine Auswir-
kungsanalyse für Einzelhandelsgroßprojekte in Grevesmühlen durchgeführt.  

Diese kam zu dem Ergebnis, dass in Grevesmühlen eine Erweiterung der Lebensmittelver-
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kaufsflächen um insgesamt von bis zu ca. 1.200 qm (für Objektanpassungen) möglich und 
gleichwohl noch ausreichend tragfähig ist, weil  

§   es sich nicht um Neuansiedlungen sondern die Verlagerung bereits bestehender Be-
triebe handelt. Der Mehrumsatz im Vergleich zur Ausgangslage ist mit niedrigeren 
Flächenproduktivitäten behaftet - im Einzelhandel gilt üblicherweise die Regel ab-
nehmender Skalenerträge, d. h. bei Flächenerweiterungen fällt der Umsatzzuwachs 
in aller Regel unterproportional zum Flächenzuwachs aus. Grund hierfür ist u. a , 
dass das Sortiment nicht proportional zur Verkaufsfläche ausgeweitet wird (bei Aldi 
bleibt es z. B. konstant) und ein Teil der zusätzlichen Fläche für breitere Gänge, 
niedrigere Regale usw. verwendet wird. Dadurch wird der Markt attraktiver und er-
zielt einen höheren Umsatz, jedoch in aller Regel nicht in dem Maße, in dem die Flä-
che erhöht wird. Bei Supermärkten wird das Sortiment vertieft, d. h. je Produkt und 
Warengruppe kann anschließend eine größere Auswahl angeboten werden. Bei ei-
ner Sortimentsvertiefung werden Produkte mit niedrigerer Umschlagshäufigkeit als 
das bereits vorhandene Standardsortiment aufgenommen, so dass auch dieser Ef-
fekt tendenziell zu sinkenden Flächenerträgen führt. 

§   Betreiber und Investor deckungsgleich sind und durch die Vermietung des Aldi-
Marktes das operative Geschäft durch Mieterträge gestützt werden kann. Der Markt 
kann daher auch bei einer erwarteten unterdurchschnittlichen Flächenauslastung 
nachhaltig wirtschaftlich betrieben werden (vgl. Einzelhandelskonzept Seite 97). 

Die mit der Projektentwicklung verbundenen lokalen Verdrängungswirkungen wurden im 
Rahmen der in das Einzelhandelskonzept eingebetteten Wirkungsanalyse überprüft. Nach 
Verzicht auf den ursprünglich vorgesehenen Drogeriemarkt - welcher in erheblicher Konkur-
renz zur Innenstadt gestanden hätte (Rossmann ist dort ein wichtiger Ankerbetrieb) - sind die 
vom Markant/Aldi-Verbund ausgehenden Verdrängungswirkungen mit Umverteilungsquoten 
von max. -9 % gering bis mäßig und dürften vom übrigen Nahversorgungsnetz aufgefangen 
werden können. 

Im Einzelnen: 

§ Zur Innenstadt besteht ein nennenswertes Wettbewerbsverhältnis nur im Lebens-
mittelhandel. Nach Schließung und Verlagerung des Markant-Marktes geht ein 
Teil seiner bisherigen Umsätze auf die übrigen Anbieter über. Die zusätzlichen 
Belastungseffekte des Standortes Gebhardstraße neutralisieren diesen Effekt 
zwar, führen darüber hinaus jedoch nicht zu nennenswerten weiteren Belastun-
gen. Es soll daher eine Nachnutzung des Altobjektes durch einen „frequenzbrin-
genden Anker“ mit überörtlicher Ausstrahlung angestrebt werden. 

§ Stadtteil-Nahversorgung in der Kernstadt: 

Überschneidungen der Nahbereiche bestehen v. a. mit Netto in der Wismarschen 
Straße sowie nachgeordnet  mit Sky und Lidl. Hier sowie auch an den städtebau-
lich nicht hinreichend integrierten und insofern nicht geschützten Standorten 
Marktkauf, Norma und Penny sind Umverteilungswirkungen in einer Spannweite 
von etwa -5 % bis max. -9 % zu erwarten. Da Netto, Lidl und Sky jeweils wettbe-
werbsfähig aufgestellt sind, ist mit einer Ausdünnung im siedlungsintegrierten 
Netz nicht zu rechnen. Der vergleichsweise nahe gelegene Netto-Markt in der 
Wismarschen Straße könnte durch das Planvorhaben selbst im Falle eines (un-
wahrscheinlichen) Marktaustritts fußläufig ersetzt werden und auch die übrigen 
Standorte weisen durch überlappende Nahbereiche jeweils fußläufige Einkaufsal-
ternativen auf (vgl. die Einzelergebnisse im Einzelhandelskonzept Seite 105 bis 
108), so dass auch im unwahrscheinlichen Worst Case eines einzelnen projektin-
duzierten Marktaustritts keine Verschlechterung der Nahversorgungsabdeckung 
in Grevesmühlen zu erwarten ist. Sie wird im Gegenteil durch das Planvorhaben 
deutlich gestärkt, in dem  

• eine langjährige Deckungslücke in der südlichen Kernstadt geschlossen, 
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• mit der Aldi-Verlagerung ein wichtiger und gesamtstädtisch ausstrahlender Anbieter 
aus einer randständigen Gewerbegebietslage an einen voll integrierten Standort zu-
rückverlagert wird und 

• mit der Verlagerung des Markant-Marktes auch südlich der B 105 in Kernstadtlage 
ein fußläufig erreichbares Lebensmittel-Vollsortiment verfügbar wird (Marktkauf und 
Sky sind jeweils im Norden der Stadt angesiedelt). 

Mit der Entwicklung des Standortverbunds an der Gebhardstraße sind die Tragfähigkeitsre-
serven in der Nahversorgung Grevesmühlens auf absehbare Zeit weitestgehend absorbiert. 
Das Einzelhandelskonzept trägt dem Rechnung, indem es empfiehlt 

– von einer Neuansiedlung von Lebensmittelmärkten Abstand zu nehmen sowie 

– den aufzugebenden Aldi-Standort Grüner Weg auf geeignete Weise z.B.  durch einge-
tragene Grunddiensbarkeit  für eine Nachnutzung als Lebensmittelmarkt oder für Einzel-
handel mit zentrenrelevanten Kernsortimenten auszuschließen. Dies ist möglich, da Aldi 
dort selbst Eigentümer ist. 

Die durch diesen Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen stehen den Aussagen des Re-
gionalplans nicht entgegen. Sie dienen dem Ausbau der zentralen Versorgung und damit der 
Stärkung des Mittelzentrums Grevesmühlen.  

3.1.2 Flächennutzugsplan 

Der wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Grevesmühlen aus dem Jahr 1996 
weist für den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 37 gewerbliche Bauflächen und 
Bahnanlagen aus. 

Der anzusiedelnde Verbrauchermarkt fällt unter den Begriff des großflächigen Einzelhan-
delsbetriebes gem. § 11 Abs. 3 BauNVO und ist daher planungsrechtlich ausschließlich in 
Sondergebieten oder Kerngebieten zulässig. Die Schaffung eines derartigen Baugebiets 
entspricht einer geordneten städtebaulichen Entwicklung. Der Flächennutzungsplan wird 
nach Rechtskraft des Bebauungsplans gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB berichtigt. 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes und dessen Umsetzung wird die geordnete 
städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebietes aber nicht beeinträchtigt. 
 

3.1.3 Landschaftsplan 

Der Landschaftsplan der Stadt Grevesmühlen vom 4. Mai 2009 stellt für das Plangebiet be-
stehende Bebauung – gewerbliche Baufläche dar.  

3.1.4 Einzelhandelskonzept der Stadt Grevesmühlen 

Seit Oktober 2003 liegt ein Einzelhandelsgutachten für das Stadtgebiet vor. Aufgrund der 
aktuellen Planungsabsichten wurde das Einzelhandelsgutachten fortgeschrieben und am 
10.06.2013 von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen. Damit verfügt Grevesmüh-
len über ein aktuelles Einzelhandelskonzept mit integrierter Wirkungsanalyse für ein geplan-
tes Nahversorgungszentrum am Standort „Am Bahnhof“. Im Rahmen dieses Konzeptes wur-
den Untersuchungen der stadtspezifischen Zentrenlandschaft und lokalen Zentrencharakte-
ristika vorgenommen sowie Entwicklungsziele erarbeitet. 

Das Einzelhandelskonzept beinhaltet eine umfassende Bestandserhebung des Einzelhan-
delsangebotes in der Stadt Grevesmühlen. Sowohl die Angebotsseite als auch die Nachfra-
geseite wurden untersucht und einer städtebaulichen Bewertung unterzogen. Des Weiteren 
wurden ein absatzwirtschaftlicher und räumlicher Entwicklungsrahmen für das städtische 
Zentrenkonzept und die Sicherung der Nahversorgung erarbeitet. 
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Aufgrund des Beschlusses der Stadtvertreter der Stadt Grevesmühlen ist das Einzelhandels-
konzept gemäß § 1 Absatz 6 Nr. 11 BauGB bei der Aufstellung von Bebauungsplänen und 
ihrer Änderung zu berücksichtigen.  

Die 1. Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes empfiehlt die Entwicklung eines Nahver-
sorgungsbereiches am Bahnhof.  Dorthin sollen in der Stadt bereits ansässige Betriebe ver-
lagert werden. Verdrängungswirkungen werden durch das Einbringen ihres bisherigen Um-
satzes gegenüber einer echten Neuansiedlung erheblich reduziert.  

Im Fazit verbessert die Planung die Nahversorgung im Stadtgebiet erheblich. Aldi wird künf-
tig wieder siedlungsintegriert situiert sein und den Bewohnern der südlichen Wohnquartiere 
kann künftig eine attraktive wohnungsnahe und auch fußläufige Nahversorgung angeboten 
werden. Dadurch dürften auch bestehende Einkaufsorientierungen vornehmlich von Haus-
halten aus der Südstadt in das weitere Umland reduziert werden, was potenziell dem gesam-
ten Handel in der Stadt zugute kommt. Die direkten Belastungswirkungen auf die Innenstadt 
sind hingegen bei einem Verzicht auf den ursprünglich geplanten Drogeriemarkt gering. 

Es sei noch einmal daran erinnert, dass Markant in seiner derzeitigen Verfassung keinen 
nenneswerten Beitrag zur Attraktivierung und Außenwirkung der Innenstadt leistet und dass 
dieser Markt unabhängig von der Entwicklung des Nahversorgungszentrums am Bahnhof an 
seinem jetziger Standort geschlossen werden wird.  

Folgendes  Konzept ist aus Gutachtersicht verträglich und wird zur Umsetzung empfohlen: 

§ Empfehlung gemäß Konzeptvorgaben: max. 10% (150 qm) oder je Sortiment max. 
100 qm für branchenübliche zentrenrelevante Rand- und Aktionssortimente; 

• Verlagerung (Aldi) Discountmarkt mit zu 1.000 qm VKF 

Empfehlung gemäß Konzeptvorgaben: max. 10 % (100 qm) Für zentrenrelevante 
 Rand- und Aktionssortimente. 

§ Konzessionärszone mit max. 180 qm VKF für ergänzende Einzelhandelsnutzungen 
mit nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten, Gastronomieeinrichtungen oder 
Dienstleistern. Zentrenrelevante Kernsortimente dürfen darin auf max. 100 qm VKF 
angeboten werden. Aktuell geplant sind: Backshop, Blumenshop, Frisör; mithin keine 
zentrenrelevanten Branchen. Allerdings gelten für diesen Standort dieselben Empfeh-
lungen wir für integrierte Standorte im übrigen Stadtgebiet auch - zentrenrelevante 
Kernsortimente wären also ggf. bis 100 qm VKF zulässig. 

§ Neuentwicklungen und Standortarrondierungen von Betrieben mit nicht zentrenrele-
vanten Kernsortimenten sind grundsätzlich möglich. "Zentrenrelevante" Randsorti-
mente sind auf maximal 10 % der VKF bzw. max. 100 qm je Einzelsortiment zu be-
grenzen. 

§ Der Standort Rehnaer Straße (ehemals Lidl und Schlecker, derzeit leer stehend) ist 
für Einzelhandel bzw. für eine Verbesserung der Nahversorgung der Südstadt grund-
sätzlich wenig geeignet, weil er aufgrund der verkehrlich recht isolierten Lage, dem 
begrenzten Einwohnerpotenzial und den Schrankenschließzeiten des 
Bahnübergangs und somit reduzierter Strahlkraft gehandicapt ist. Nicht von ungefähr 
ist der Standort deshalb seit längerem vakant. Nach Entwicklung des Nahversor-
gungszentrums am Bahnhof bietet der Standort künftig erst recht keine wirtschaftli-
chen Entwicklungschancen für die Nahversorgung. Zudem dürften die Tragfähig-
keitsspielräume in Grevesmühlen danach ausgeschöpft sein. Faktisch wäre der 
Standort insoweit einer anderen, evtl. gewerblichen oder Wohnnutzung zuzuführen.  

Wirkungsanalyse 
Um belastbar abschätzen zu können, ob das Planvorhaben städtebaulich schutzwürdige 
Einzelhandelsbereiche beeinträchtigen kann, ist eine Wirkungsanalyse durchgeführt worden. 
Dieser Analyse wurde das von der Vorhabenträgerin in ihrem Antrag auf Aufstellung des 
Bebauungsplanes vorgesehene Nutzungskonzept mit einer Verkaufsfläche von insgesamt 
2.500 qm zugrunde gelegt.  
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Da die Kaufkraft in Grevesmühlen begrenzt ist, steht die Frage der Umsatzumverteilung im 
Mittelpunkt der Auswirkungsanalyse. Bei Nahrungs- und Genussmitteln sind von der Um-
satzumverteilung vor allem die Wettbewerber des institutionellen Lebensmitteleinzelhandels 
in Grevesmühlen betroffen. 

Die höchsten Umlenkungsquoten werden in Grevesmühlen (vor allem bei den systemglei-
chen Anbietern) bei den Solitärstandorten erreicht. Dort entstehen max. 9 % Umsatzverlage-
rung durch die Ansiedlung des Projekts. Aber auch an allen anderen Standorten entstehen 
durch die geplante Ansiedlung eines Lebensmittelmarktes keine städtebaulich schädlichen 
Umsatzumlenkungen, die über den Abwägungsschwellenwert von 10 % hinausgehen. 

Fazit: 
Die Ansiedlung des Nahversorgungzentrums mit einer Gesamtfläche von 2.500 qm kann als 
städtebaulich und raumordnerisch verträglich eingestuft werden. Die Bauleitplanung fügt sich 
konsistent in die Inhalte und Vorgaben des fortgeschriebenen Einzelhandelskonzeptes ein 
und dient damit der Gewährleistung einer wohnortnahen Versorgung mit nahversorgungsre-
levanten Sortimenten. Die Auswirkungen der Planung auf die Nahversorgungsstrukturen in 
Grevesmühlen wurden in der Wirkungsanalyse dargelegt. Sowohl die Nahversorgungsstan-
dorte in Innenstadt als auch andere Nachversorgungsstandorte sind nicht gefährdet. 

Die Wirkungsanalyse befindet sich in der Anlage zu dieser Begründung.  

Das geplante Vorhaben ist hinsichtlich der städtebaulichen Auswirkungen auf die zentralen 
Versorgungsbereiche sowie auf die wohnortnahe Nahversorgung als verträglich zu bewer-
ten. 

Die fußläufige erreichbare Nahversorgung der Innenstadtbewohner ist auch im Falle einer 
Markant-Verlagerung durch Kloppenburg und den Frischemarkt Boost im zentralen Versor-
gungsbereich „Innenstadt“ sowie durch den Sky-Markt im ZVB Innenstadt-
Ergänzungsbereich „Sky/Kik“ gesichert.  

Das prioritäre Ziel der Schaffung einer Nahversorgungsmöglichkeit für die Südstadt lässt sich 
mit dem geplanten Planvorhaben erreichen. Zudem wird der bisher randständige Aldi-
Discounter an einen Standort inmitten der Kernstadt verlagert und somit städtebaulich inte-
griert. 

Das Vorhaben entspricht somit den Zielen und Empfehlungen des vorliegenden Einzelhan-
delskonzeptes für die Stadt Grevesmühlen. 

3.2 Andere beachtliche Tatbestände 

3.2.1 Denkmalschutz 

Im Rahmen der Bauleitplanung sind gem. § 1 (6) Nr. 5 BauGB die Belange des Denkmal-
schutzes und der Denkmalpflege zu beachten. Folglich wird nachrichtlich auf die Meldepflicht 
von ur- und frühgeschichtlichen Bodenfunden im Zuge von Bauausführungen mit folgendem 
Text hingewiesen: „Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbun-
gen entdeckt werden, ist gemäß § 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern die zuständige un-
tere Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund und die Fund stelle bis zum 
Eintreffen von Mitarbeitern des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege oder dessen Ver-
treter in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfür der Entdecker, der 
Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes 
erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige. Der Beginn der 
Erdarbeiten ist der unteren Denkmalschutzbehörde spätestens zwei Wochen vor Termin 
schriftlich und verbindlich mitzuteilen, um zu gewährleisten, dass Mitarbeiter oder Beauftrag-
te des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege bei den Erdarbeiten zugegen sein können 
und eventuell auftretende Funde gemäß § 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern unverzüg-
lich bergen und dokumentieren können. Dadurch wer den Verzögerungen der Baumaßnah-
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men vermieden (vgl. § 11 Abs.3 DSchG M-V).“ 

Der im Plangebiet vorhandene Altbestand an Gebäuden ist abzureißen. Dazu gehören fol-
gende Gebäude: 

- die ehemalige Kfz-Werkstatt mit Nebengebäuden auf dem Flurstück 955/3 der Flur 6 
in der Gemarkung Grevesmühlen (s. Schreiben des Landkreises NWM zur Anzeige 
zum Abriss vom 12.03.2013) sowie das Nebengebäude auf dem Flurstück (keine Ab-
rissgenehmigung notwendig) 

- das unter Denkmalschutz stehende Güterabfertigungsgebäude auf dem Flurstück 
1/12 der Flur 4 in der Gemarkung Grevesmühlen (s. Abrissgenehmigung des Land-
kreises NWM vom  01.07.2013) sowie  auf dem zuvor genannten Flurstück vorhan-
denes Nebengebäude (keine Abrissgenehmigung/Anzeige erforderlich). 

3.2.2 Altlastverdächtige Flächen 

Im Rahmen der Aufstellungsverfahren haben die Stadt Grevesmühlen und der Vorhabenträ-
ger gezielte Nachermittlungen über Altablagerungen innerhalb ihrer Grenzen durchgeführt 
und entsprechendes Datenmaterial gesammelt.  

Im Jahr 2009 wurde eine orientierende Altlastenuntersuchung für das Gelände der KFZ - 
Werkstätten durch das Sachverständigenbüro Sietan, Hagenow durchgeführt. Zur Feststel-
lung des Gefährdungspotentials wurden durch den Auftragnehmer Recherchen der regiona-
len und lokalen geologischen und hydrologischen Verhältnisse sowie der historischen Nut-
zung vorgenommen, 5 Rammkernsondierungen durchgeführt und 10 Bodenproben entnom-
men und untersucht. Unter der Voraussetzung der Beibehaltung einer gewerblichen Nutzung 
wurde überwiegend ein geringes Gefährdungspotential festgestellt. Im nördlichen Bereich 
der Liegenschaft liegt jedoch ein lokal begrenzter Mineralölkohlenwasserstoffschaden vor. 
Es wurden bevorzugt längerkettige Kohlenwasserstoffe, vermutlich hervorgerufen durch Mo-
tor- und Schmieröle, festgestellt. Das Ausmass der Kontamination wurde damals nicht unter-
sucht. Auf Grundlage weiterführender Detailuntersuchung durch das Institut für Umwelt-
schutz und Qualitätssicherung Kiel im Jahr 2013 wurden fundierte Aussagen über Kontami-
nationsumfang getroffen. Aufgrund der Aussage der Gutachten liegt keine Altlast mit Auswir-
kungen auf eine künftige gewerbliche Nutzung  vor. Dieses wurde durch zuständige Behörde 
des Landkreises Nordwestmecklenburg bewertet. Mit den Schreiben vom 05.09.2013 hat die 
zuständige untere Behörde bestätigt, dass eine Sanierung des Altschadens nicht erforderlich 
ist. Die Bestätigung gilt unter dem Vorbehalt, dass eine Grundstücksnutzung erfolgt, bei de-
nen eine Gefährdung von Schutzgütern nicht anzunehmen ist. Bei der vorgesehenen Nut-
zung als Parkplatzfläche oder vergleichbarer Nutzung ist dies der Fall. Bei einer wesentli-
chen Änderung der Nutzung ist eine erneute Bewertung der Gefährdung erforderlich. 

3.2.3 Baumschutzsatzung 

Für die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes vorhandenen Bäume gilt die Baumschutz-
satzung vom 24. Juli 2002. 

3.2.4 Vorprüfung des Einzelfalls gemäß UVPG 

Nach Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) besteht das 
Erfordernis, bezüglich der beabsichtigten Ansiedlung eines Verbrauchermarktes eine Über-
prüfung der Umweltverträglichkeit durchzuführen. Es handelt sich um eine allgemeine 
Prüfung des Einzelfalls, die nach Nr. 18.8 der Anlage 1 des UVPG durchzuführen ist, wenn 
ein großflächiger Einzelhandelsbetrieb i. S. des § 11 Abs. 3 S. 1 BauNVO mit einer Ge-
schossfläche von 1.200 qm oder mehr angesiedelt werden soll. 
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Diese Vorprüfung wurde 2013 vom Planungsbüro Mahnel, Grevesmühlen, durchgeführt und 
kommt zu dem Schluss, dass die Ansiedlung eines Einzelhandelsbetriebes im Plangebiet als 
umweltverträglich einzustufen ist. Zu dieser Einschätzung tragen der Standort des Vorha-
bens inmitten der Ortslage sowie die Vorbelastung des Standortes durch Altlasten bei. Eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung ist nicht erforderlich. 

3.2.5 Artenschutz 

Zur Überprüfung, ob durch die geplante bauliche Entwicklung möglicherweise planungsrele-
vante Arten im Plangebiet betroffen sind, ist im August 2013 gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG 
sind eine faunistische Bestandserfassung und ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (AFB) 
zum überplanten Bereich erstellt worden. Der Untersuchungsumfang für die Auswahl der 
Artengruppen ist mit dem Landkreis Nordwestmecklenburg abgestimmt und erfolgte nach 
fachlichen Gesichtspunkten. Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände können bei Berück-
sichtigung von Vermeidungs-, Verminderungsmaßnahmen sowie bei Umsetzung von vorge-
zogenen Maßnahmen außerhalb des Plangebietes für bestimmte Arten vermieden werden. 
Hierzu zählen insbesondere die Neuanlage von Lesesteinhaufen am Rand des Gebietes zur 
Bahnstrecke hin sowie Fledermausfassaden-Flachkästen am Gebäude des Bahnhofes oder 
anderen geeigneten Standorten der Umgebung des Plangebietes anzubringen. 

3.2.6  Gender Mainstreaming 

Als öffentlicher Belang ist Gender Mainstreaming gem. § 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB in der Bau-
leitplanung zu berücksichtigen. Unter dem Begriff Gender wird das Geschlecht als gesell-
schaftliche Strukturierungskategorie betrachtet. Die sich hieraus ergebenden spezifischen 
Lebenssituationen mit unterschiedlichen Bedürfnissen sollen „chancengleich“ behandelt 
werden. Ziel ist es, Chancengleichheit in der Stadtentwicklung und Städtebaupolitik herzu-
stellen, so dass Räume gleichberechtigt durch Mädchen und Jungen, Jugendliche, Frauen 
und Männer genutzt werden und eine gleichberechtigte Teilhabe an ihnen besteht. 

Eine Vorstehendes berücksichtigende Bauleitplanung bezieht sich unter anderem auf die 
Vereinbarkeit von Erwerbs- und Versorgungsarbeit, Mobilität, Freiraumangebot, Wohnen und 
Sicherheit sowie Partizipation insbesondere im Rahmen des Planungsprozesses. 

Die städtebauliche Konzeption für das Nahversorgungszentrum sieht eine benutzerfreundli-
che Lage der Baukörper, ihrer Zugänge und vorgelagerten Stellplätze vor. Die Anlieferung 
soll separiert vom Kundenverkehr geführt werden. Sämtliche Zugänge werden barrierefrei 
ausgebildet, Gebäude und Freianlagen ausgeleuchtet, Wegebeziehungen werden offen und 
frei von Angsträumen gestaltet. 

Die Umsetzung dieser Ziele erfolgt im Rahmen der weiterführenden Genehmigungs- und 
Ausführungsplanung. 

3.3 Andere planerisch beachtliche Tatbestände 

3.3.1 Schalltechnische Untersuchung 

Das Plangebiet liegt im Einflussbereich von Verkehrsadern (Rudolf-Breitscheid-Straße, Geb-
hardstraße und Bahnstraße) sowie von gewerblichen Nutzungen. Inwieweit verkehrliche und 
gewerbliche Immissionen insgesamt auf das Plangebiet einwirken oder auch durch die Pla-
nung selbst erzeugt werden, wird im Rahmen des Bauleitplanverfahrens gutachtlich unter-
sucht. Im Bebauungsplan werden dann bei Erfordernis die entsprechenden Regelungen zu 
treffen zu sein, damit gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sichergestellt sind. 

Von IBS, Mölln, wurde 2013 eine Schalltechnische Untersuchung angefertigt, in der die vo-
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raussichtlichen Schallquellen, die beim Betrieb des Verbrauchermarktes auftreten, unter-
sucht wurden. Dies sind neben den Kundenparkplätzen und mit den Lärmquellen Pkw und 
Einkaufswagen vor allem die Anlieferung durch Lkw. Angaben über stationäre Lärmquellen 
(Haustechnik) liegen derzeit noch nicht vor.  Da es sich bei dem Bebauungsplan um eine 
Angebotsplanung handelt, kann die von der genauen Nutzung und Ausgestaltung der bauli-
chen Anlagen abhängige Schallemission eines zulässigen Vorhabens auf der Ebene des 
Bebauungsplans nicht abschließend geklärt werden. 

Die Einhaltung der bestehenden gesetzlichen und untergesetzlichen Regelungen (insbeson-
dere TA Lärm) sind im Plangebiet auch unabhängig von der Aufstellung und den Festset-
zungen des Bebauungsplans einzuhalten. Die bestehenden Regelungen reichen grundsätz-
lich aus, um gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse im Sinne des BauGB sicherzustellen. 
Der Nachweis der Verträglichkeit ist dabei im Rahmen der Baugenehmigung zu führen. 

Erfahrungen aus der Praxis zeigen, dass die festgesetzte Einzelhandelsnutzung durchaus 
mit der angrenzenden Wohnnutzung verträglich und das Problem der Schallemission in die-
ser Nachbarschaft lösbar ist. Die Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass die zu erwar-
tenden Schallemissionen mit allen Nutzungen in der Umgebung verträglich sind, wenn be-
stimmte Vorgaben eingehalten werden. Hierzu spricht das Gutachten Empfehlungen aus (z. 
B. Ausschluss der Lkw-Anlieferung in den Nachtstunden). 

Die Verkehrslärmbelastungen an der Gebhardstraße, der Rudolf-Breitscheid-Straße und der 
Schweriner Straße liegen am Tag bereits im Prognose-Nullfall planungsunabhängig über 
dem für Allgemeine Wohngebiete geltenden Orientierungswert des Beiblattes 1 zu DIN 
18005-1 von 55 dB(A) und auch über dem Immissionsgrenzwert der 16. BImSchV von 59 
dB(A). Der durch geplante Einkaufsmärkte generierte zusätzliche Verkehr führt zu einer mar-
ginalen Aufhebung der Verkehrslärmimmissionen um 0,2 - 0,7 d(B)A, ohne das eine erstma-
lige oder weitergehende Überschreitung des als Schwelle für verfassungsrechtlich bedenkli-
che Planungssituationen und Eingriffe  anzusehenden Höchstwertes.  
FAZIT: 
Das Planungsvorhaben löst in der Umgebung des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes 
Nr. 37 auch bei einer summarischen Betrachtung der Anlagengeräusche und des Verkehrs-
lärms keine Betroffenheiten bezüglich der Zumutbarkeitsschwellen für die Gesamtlärmbelas-
tungen aus. 

 
Vorbelastung 
 
Das Plangebiet liegt im Schalleinwirkungsbereich der südlich angrenzenden Bahnanlagen. 
Da es sich bei dem Bebauungsplan um nicht lärm- und emissionsempfindliche Nutzungen 
handelt ist davon auszugehen, dass dies Verkehrsemissionen zu keinen Störungen der be-
absichtigten Nutzungen führen. Aus diesem Grund werden auch keine aktiven Schall-
schutzmaßnahmen entlang der Bahnanlagen vorgeschlagen.  

Diesbezügliche Verkehrslärmberechnungen mit den Verkehrsdaten des Prognose-Planfalles 
sowie der Bahnstrecke mit bzw. ohne Schienenbonus sind als Anlagen 20 und 21 beigefügt. 
Die daraus resultierenden Lärmpegelbereiche nach Tabelle 8 der DIN 4109 als Bemes-
sungsgrundlage für den passiven Schallschutz sind in der Anlage 22 (mit Schienenbonus) 
bzw. in der Anlage 23 (ohne Schienenbonus) flächenhaft dargestellt. 

Wenn innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 37 gegenüber Außenlärm 
schutzbedürftige Räume wie z.B. Büroräume errichtet werden, greifen die baurechtlich ge-
schuldeten Anforderungen der DIN 4109 [12] an die Schalldämmungen der Außenbauteile.  

3.3.2 Verkehrsuntersuchung 

Die verkehrliche Anbindung ist über das vorhandene innerstädtische Erschließungssystem 
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bereits gegeben. Eine Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) ist durch 
Buslinien gegeben.  

Durch die LOGOS Ingenieur- und Planungsgesellschaft mbH Rostock sind im Auftrag des 
Vorhabenträgers im Zusammenwirken mit der Stadt Grevesmühlen im Juli 2013 verkehrs-
technische Untersuchungen bezüglich des geplanten Einzelhandelsstandortes durchgeführt 
worden.  

Für die genaue Platzierung von Zufahrten kommt insbesondere der an der Gebhardstraße 
(L02)  in Frage. Inwieweit ein unmittelbarer Anschluss an den Gebhardeg ebenfalls denkbar 
ist, ist im Zuge der Verkehrsuntersuchuung geklärt worden. 

Im Rahmen der Untersuchung soll die Leistungsfähigkeit der Anschlussknotenpunkte an die 
Gebhardstraße und des benachbarten Knotens Rudolf-Breitscheid-Straße/Gebhardstraße 
nachgewiesen werden. Weiterhin ist unter plausiblen Annahmen die verkehrstechnische An-
bindung des Planvorhabens an das umliegende Straßennetz geprüft worden. In diesem Zu-
sammenhang sind folgende Anbindungsvarianten geprüft worden: 

Variante 1: zwei Zu- und Ausfahrten an der Gebhardstraße 

Variante 2: zwei Zu- und Ausfahrten an der Gebhardstraße mit einer zusätzlichen Anbin-
dung   vom Bahnhof kommend, die als reine Zufahrt (Zufahrt 3) dienen kann. 

Fazit 
 

• An beiden Zufahrten wird für Variante 1 die Verkehrsqualitätsstufe QSV = A erreicht. 
Somit sind beide Zufahrten leistungsfähig und weisen Reserven auf. Es sind gemäß 
RASt 06 [3] keine baulichen Maßnahmen zur Führung der Linksabbieger erforderlich. 

 
• Der benachbarte Knoten R.-Breitscheid-Str./Gebhardstr. kann die durch das B-Plan-

Gebiet erzeugten Verkehre problemlos aufnehmen. Es wird die Verkehrsqualität QSV 
= Berreicht. Bauliche Maßnahmen sind aufgrund der geringen Verkehrsbelastung 
nicht erforderlich. 

 
• Der Knoten ist im jetzigen Ausbauzustand leistungsfähig und weist Reserven auf. 

 
• In Variante 2 können die Fahrzeuge vom Bahnhof kommend durch die zusätzliche 

dritte Zufahrt direkt zum Einzelhandelsstandort fahren. Der Weg über die R.-
Breitscheid-Straße und Gebhardstraße entfällt dadurch. Infolgedessen verringert sich 
der Verkehr am Knoten R.-Breitscheid-Str./Gebhardstr. und der zufließende Verkehr 
an der Zufahrt 1. Die Auswirkungen auf die mittleren Wartezeiten bleiben mit einer 
Reduzierung um 0,1 s gering. 

 
• Die Verkehrsqualitätsstufe bleibt bei QSV = A für die Zufahrten 1 und 2 und am Kno-

ten R.-Breitscheid-Str./Gebhardstr. bei QSV = B. Die Leistungsfähigkeit ist an allen 
drei Knoten gegeben. 

 
• Für Radfahrer sind rot markierte Radfahrstreifen auf der Fahrbahn vorhanden.  

 
• Zur Querung von Radfahrern und Fußgängern über die Gebhardstraße stehen aus-

reichend Zeitlücken zur Verfügung. Es ist keine Querungsanlage auf der Geb-
hardstraße erforderlich. 
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4 PLANUNGSKONZEPT 
 

4.1 Art der baulichen Nutzung 

 

Innerhalb des Plangebietes wird entsprechend den unten Kap. 1 erläuterten Planungszielen 
zur Entwicklung und zum Ausbau des Nahversorgungsstandortes Am Bahnhof im Einklang 
mit dem konkreten Bauvorhaben ein sonstiges Sondergebiet (SO) „Nahversorgungszentrum“ 
gem. § 11 BauNVO festgesetzt.  

Zur Umsetzung des unter Kap. 3.1.4 beschriebenen Einzelhandelsgutachtens werden in die-
sem Zusammenhang detaillierte Festsetzungen zur Zulässigkeit von Sortimenten sowie der 
Verkaufsflächengröße getroffen. Entsprechend sind innerhalb des sonstigen Sondergebietes 
ein Lebensmittelvollsortimenter mit einer Verkaufsfläche von max. 1.500 qm und ein Le-
bensmitteldiscounter mit einer Verkaufsfläche von max. 1.000 qm zulässig. Zusätzlich wird in 
die Festsetzungen eine Grevesmühlener Sortimentsliste aufgenommen, die sicherstellt, dass 
hier ausschließlich nahversorgungsrelevante Sortimente angeboten werden. Dies entspricht 
der Zielsetzung, die wohnungsnahe Versorgung der Bevölkerung mit Waren des täglichen 
Bedarfs auch in südlichen Bereich der Stadt Grevesmühlen zu gewährleisten. 

Lediglich zur Abrundung eines Warenangebotes sind zentrenrelevante Sortimente als Rand- 
und Aktionssortimente bis 10% bzw. auf begrenzter Verkaufsfläche zugelassen, sofern sie 
sich der Verkaufsfläche deutlich unterordnen. Dies entspricht einer üblichen Größenordnung 
im Bereich der Vollsortimenter. Damit ist sichergestellt, dass die Zweckbestimmung und 
städtebauliche Zielsetzung gewahrt bleibt. 

Gutachterlich wurde der Standort am Bahnhof zusätzlich für die Ansiedlung eines Drogerie-
marktes geprüft. Diese Kombination aus Verbrauchermarkt, Discounter und Drogeriemarkt 
konnte der Stadt Grevesmühlen nicht empfohlen werden. Zur Umsetzung diese Empfehlung 
wird im Bebauungsplan eine entsprechende Festsetzung getroffen.  

Im Bebauungsplan sollen als Art der Nutzung außerdem Schank- und Speisewirtschaften 
ermöglicht werden. Mit solchen angegliederten Nutzungen kann ein Lebensmittelbetrieb at-
traktiver gestaltet werden und eine weiteres Versorgungs- und Dienstleistungsangebot am 
Bahnhofvorplatz wird ermöglicht.  

4.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Plangebiet ist hinsichtlich der Baustruktur und -dichte als Einheit zu sehen. Deshalb wird 
ein gemeinsames großes Baufenster ausgewiesen und im gesamten Plangebiet einheitliche 
Bauweise, Geschossigkeit, Gebäudehöhe und Traufhöhe sowie und Geschossflächenzahl 
festgesetzt.  

Im sonstigen Sondergebiet, das nach BauNVO keine definierte Obergrenze für eine Versie-
gelung hat, wird die Obergrenze der Grundflächenzahl mit 0,8 festgesetzt. Die festgesetzten 
Pflanzgebotsflächen sichern eine aufgelockerte Straßenraumgestaltung und wirken als opti-
scher Grünpuffer zwischen Straße und Baukörper. 

Neben der GFZ wird eine Geschossflächenzahl festgesetzt, um so indirekt die Verkaufsflä-
chen zu begrenzen. 

Die Ausweisung eines großen Baufensters ermöglicht, die Organisation der Baukörper sowie 
die Orientierung der Eingänge den Betriebsabläufen und Kundenströmen anzupassen. 

Höhe baulicher Anlagen 

Die Festsetzung der Höhe baulicher Anlagen orientiert sich einerseits an den bestehenden 
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Gebäuden im Umfeld des Bebauungsplanes sowie an der zugrunde liegenden aktuellen Pla-
nung, um die Umsetzung planungsrechtlich zu sichern. 

Die Höhe der baulichen Anlagen wird durch die Festsetzung von maximalen Zahl der Vollge-
schosse (I), Gebäudehöhen ( 9,0 m) und Traufhöhen (6,0 m) festgelegt und bestimmt maß-
geblich das Erscheinungsbild und die Baumasse der zulässigen Gebäude und Bauwerke. 

Zur eindeutigen Bestimmung der zulässigen Gebäudehöhen in Bezug auf die umgebenden 
vorhandenen Nutzungen werden die Höhen der baulichen Anlagen als maximale Gebäude-
höhen in Metern über Bezugspunkt festgesetzt.  

Als Bezugspunkt für die maximalen Höhen baulicher Anlagen wird ein Höhenbezugspunkt 
mit 32,50 m festgesetzt. 

Technikaufbauten 

Die für den Betrieb des Einkaufszentrums erforderlichen notwendigen technischen Aufbau-
ten dürfen die festgesetzten maximalen Gebäudehöhen geringfügig überschreiten. Hierzu 
gehören z.B. Beleuchtungsmasten, Treppenhauseingänge, Fahrstuhlüberfahrten u.a. In je-
dem Fall ist sicher gestellt, dass die zulässigen Überschreitungsmöglichkeiten nur in gerin-
gem, i.d.R. von den umgebenden Straßen kaum wahrnehmbarem Umfang auftreten. 

Werbe-Pylon 

Im Plangebiet sind zwei Pylone mit zulässigen Höhen von 8,0 m bzw. 15,0 m über festge-
setzten Bezugspunkt zulässig. Im Übrigen wird auf die weiteren Regelungen zu Werbeanla-
gen im städtebaulichen Vertrag verwiesen.  

Die Höhenfestsetzung für die Pylone trägt dem privatwirtschaftlichen Interesse der Betreiber 
des Einkaufszentrums nach Fernwirkung und -werbung sowie dem öffentlichen Interesse am 
Schutz des Stadtbildes Rechnung. Daher wurde die Höhe so festgesetzt, dass die Pylone 
ausreichend in Erscheinung treten und Fernwirkung entfalten kann, gleichzeitig aber das 
Stadtbild nicht übermäßig stark beeinträchtigt wird. 

4.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 

Die Festsetzung der Bauweise erfolgt als abweichende Bauweise, um für das Einkaufszent-
rum die Errichtung eines langgestreckten Gebäudekomplexes von mehr als 50 m Länge un-
ter allgemeiner Einhaltung seitlicher Grenzabstände bauplanungsrechtlich auch ermöglichen 
zu können. Die vorgegebenen Baufluchten werden dabei aufgegriffen und fortgeführt. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden in dem Bebauungsplanentwurf unter Ein-
beziehung von in der Form eines städtebaulichen Entwurfslageplanes vorliegender Pla-
nungsabsichten mittels Baugrenzen festgesetzt. Die festgesetzten Baugrenzen dienen der 
Zielsetzung, weitgehend kompakt geschlossene Baukörper errichten zu können. Neben der 
getroffenen Festsetzung der abweichenden Bauweise (keine grenzständige Bebauung, Ge-
bäudelängen über 50 Meter) ist die Festsetzung entsprechender Baugrenzen hierzu sinnvoll 
und notwendig. 

4.4 Stellplatzflächen 

Gemäß den bauordnungsrechtlichen Bestimmungen wird durch das geplante Vorhaben ein 
erheblicher Stellplatzbedarf abzudecken sein. Soweit die Anforderungen zu Stellplätzen und 
Garagen Mindest- und Höchstzahlen vorsehen, müssen die örtlichen Gegebenheiten be-
rücksichtigt werden. 

Da der vorliegende Bebauungsplanentwurf im Sinne einer Angebotsplanung zu verstehen 
ist, in deren Grenzen sich die künftige bauliche Nutzung des Grundstückes bewegen kann, 
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bleibt eine abschließende Beurteilung von Stellplatzbedarf und -angebot dem später anzu-
schließenden konkreten Baugenehmigungsverfahren vorbehalten. 

4.5 Verkehrsflächen 

Die verkehrliche Erschließung soll zukünftig für Kfz-, Fahrrad- und Fußgängerverkehr von 
der Gebhardstraße aus erfolgen. Die Gebhardstraße ist Teil des Bebauungsplanes, ohne 
dass damit Änderungen an deren Verlauf oder Erschließungsfunktion verbunden sind.  

Zur Regelung der Zufahrtssituation werden entlang der Gebhardstraße gem. § 9(1) Nr. 11 
BauGB zwei Einfahrt- und Ausahrtbereiche festgesetzt.  

Mit der planungsrechtlichen Sicherung wird gewährleistet, dass durch die Bauleitplanung 
keine Verschärfung der Verkehrssituation in diesem Bereich entsteht. 

Für die westliche Anbindung wird der hier vorhandene Gebgardweg in den Bebauungsplan 
aufgenommen und als öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung festgesetzt. 
Damit wird die Erreichbarkeit des Sondergebietes insbesondere für Bahnkunden erleichtert. 
Diese Verkehrsfläche stellt außerdem langfristig auch eine Erschließung für die im Geltungs-
berteich des Bebauungsplanes zu errichtete ca. 32. Pendlerparkplätze, die dem einen ge-
ordneten Parken in unmittelbarer Bahnhofsnähe ermöglichen und somit den Bahnhofsvor-
platz entlasten. 

Zur Wahrung ausreichender Sichtverhältnisse im Einmündungsbereich wird zudem das 
Sichtdreieck gem. RAS-K-1 (Richtlinie für die Anlage von Straßen – Knotenpunkte) eingetra-
gen.  

Zur Sicherung der Anbindung des Flurstückes 1/19 wird im nordöstlichen Bereich des Be-
bauungsplanes im ein Geh- und Fahrrecht gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB festgesetzt. 

4.6 Ver- und Entsorgung 

Aufgrund der innerörtlichen Lage ist das Plangebiet an alle leitungsgebundenen Infrastruk-
tureinrichtungen angebunden. Es sind Anschlüsse an die Trinkwasser-, Gas-, Strom- und 
Telekommunikationsversorgung und Schmutzwasser vorhanden bzw. können für die Neu-
bauplanung angepasst werden. Zur Erschließung des Gebietes sind neben dem Bau von 
Ver- und Entsorgungsleitungen auch die Umverlegung sowie der Rückbau von Anlagen not-
wendig. 

Wasserversorqung: 
Der Anschlusspunkt sollte in der Gebhardstraße sein. Die weitere Erschließung hat auf 
Grundlage einer technischen Planung zu erfolgen. Von Vorteil ist sicherlich, wenn beide 
Märkte einen eigenen Trinkwasserhausanschluss von der vorhandenen Versorgungsleitung 
erhalten. Der vorhandene Trinkwasserhausanschluss des Flurstückes 955/3 ist zurück zu 
bauen.  
 
Löschwasserversorgung  
Die Vereinbarung ZVG-Stadt Grevesmühlen beinhaltet die Bereitstellung von Trinkwasser für 
Löschwasserzwecke zur Sicherung des Grundschutzes. Das bedeutet, dass aus dem öffent-
lichen Trinkwassernetz 48 m3/h bei Einzelentnahme aus den im 300 m Bereich vorhandenen 
Hydranten zur Verfügung gestellt werden können. Derzeit gibt es im 300m Bereich keine 
Hydranten. Darüber hinaus benötigte Löschwassermengen werden vom ZVG nicht zugesi-
chert. ln diesem Zusammenhang sind andere Möglichkeiten eventuell in Abstimmung mit den 
zuständigen Mitarbeitern des ZVG zu prüfen. 

Schmutzwasserentsorgung 
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 Grundsätzlich ist die Entsorgung des Schmutzwassers gesichert. Anschlussmöglichkeiten 
sind dabei im Gebhardweg oder in der Gebhardstraße. Die weitere Erschließung hat auf 
Grundlage einer technischen Prüfung zu erfolgen. 

Niederschlagswasserbeseitigung 
Über den vorhandenen zentralen Regenwasserkanal im Gebhardweg werden das gesamte 
Bahnhofsgelände sowie weitere vorhandene Gebäude entwässert. Mit der Planung ist die 
Überbauung des Kanals durch Gebäude vorgesehen, was nicht zulässig ist. Eine Stilllegung 
ist nicht möglich, so dass eine Umverlegung im Rahmen der Erschließung erfolgen muss. 
Bei ausreichender Überdeckung kann eine Trasse über die Parkplatzflächen gewählt wer-
den. Die Leitungstrasse ist rechtlich über eine Dienstbarkeit im Grundbuch zu sichern. Dies-
bezüglich  sind Schutzstreifenbreiten einzuhalten. Aus Sicht des ZVG kann die Einleitung 
des anfallenden Niederschlagswassers nur gedrosselt erfolgen, da die vorhandene Einleit-
menge in die Vorflut nicht erhöht werden kann. Es ist die Errichtung einer Rückhaltung 
(Staukanal, Mulde, Kaskade) auf dem Grundstück erforderlich. Die technische Planung ist 
mit dem ZVG abzustimmen. 

 

5 LÄRMIMMISSIONEN 
 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes werden die Lärmpegelbereiche (LBP) nach DIN 
4109 festgesetzt. Danach liegt die südliche Baugrenze im Lärmpegelbereich V mit der erfor-
derlichen resultierenden Schalldämmung der Außenbauteile von Büroräumen von erf. R’w,res 
= 40 dB und das restliche Baufeld im Lärmpegelbereich IV mit erf. R’w,res = 35 dB.  

Nach Auskunft des Vorhabenträgers ist nicht mit Betroffenheiten bezüglich schutzbedürftiger 
Räume zu rechnen. Sofern dennoch vorsorglich Festsetzungen zu passiven Schallschutz-
maßnahmen getroffen worden. Anhand der Lärmpegelbereiche sind im konkreten Einzelfall 
beim Neubau oder baulichen Änderungen eines Gebäudes aus der textlichen Festsetzung 
unter Pkt. 7 die Anforderungen abzuleiten. 

 

6 GRÜNFLÄCHEN 
 

Im nordwestlichen Bereich des Bebauungsplanes soll die vorhandene Grünfläche mit erhal-
tenswerten Bäumen als innerörtliche Freifläche erhalten werden. Die hier festgesetzte pri-
vate Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“ ist Bestandteil des Parkes  am 
Bahnhof. 

Um eine landschaftsgerechte Einbindung der neu geplanten, umstrukturierten Bebauung in 
das Stadtbild zu gewährleisten sowie eine florale Trennung gegenüber der angrenzenden 
gewerblichen Flächen, ist in Zusammenhang mir qualitativen wie quantitativen Regelungen 
an der Geltungsbereichsgrenze des Bebauungsplanes ein mit unterschiedliche Breite 
Pflanzstreifen festgesetzt. Die Pflanzmaßnahmen sind in Teil B – textliche Festsetzungen 
geregelt.  

6.1 Sicherstellung von Flächen und Maßnahmen im Sinne des Artenschutzes 

Im Ergebnis des AFB kann die Vermeidung des Eintretens von Verbotstatbeständen hin-
sichtlich der im Geltungsbereich nachgewiesenen, nach EU-Recht geschützten Arten durch 
geeignete Vermeidungs-, CEF- Maßnahmen und die Bauphase begleitende Maßnahmen 
sowie Beschränkungen gewährleistet werden. 
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CEF-Maßnahmen  
 
Fledermäuse – Als CEF-Maßnahme für die Artengruppe der Fledermäuse sind 6 Fleder-
mausfassaden-Flachkästen am Gebäude des Bahnhofs oder anderen geeigneten Standor-
ten der Umgebung des Plangebietes anzubringen. 

 

Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen  
 
Brutvögel – Zur Minimierung der Beeinträchtigungen für die Brutvogelarten der Freiflächen 
und Gebäude, ist der Zeitraum der Entfernung der Vegetationsschicht und der Abbruch der 
Gebäude auf den Zeitraum außerhalb der Brutzeit (September bis März) zu beschränken. 
Zur Minimierung der Beeinträchtigungen für die Brutvogelarten, die in Gehölzen und Gebü-
schen brüten, ist ebenfalls dieses Zeitfenster zu beachten.  

Amphibien/ Reptilien – Bei Erdarbeiten ist darauf zu achten, dass steile Böschungen vermie-
den werden bzw. die Kabelgräben schnellstmöglich zu verschließen sind und vorher eventu-
ell hereingefallene Tiere (Amphiben, Reptilien usw.) aus den Gräben zu entfernen sind.  

Reptilien – Die Beräumung des Gleisbereiches und der Freiflächen südlich des Gebhardwe-
ges hat zu Vermeidung von Verbotstatbeständen gemäß §44 Abs. 1 BNatSchG im Zeitraum 
von Mai bis September erfolgen, damit die Tiere flüchten können.  

Fledermäuse – Der Gebäudeabbruch ist in der Zeit von Oktober bis März durchzuführen, um 
eine Beeinträchtigung eventuell vorhandener Wochenstuben- bzw. Übergangsquartiere 
nachhaltig auszuschließen.  

Die benannten Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen sind im Rahmen einer ökologi-
schen Baubegleitung vor und während der Bauphase durch einen hierfür geeigneten Fach-
gutachter sicherzustellen. 

 

Empfehlungen des Gutachters für Vorsorgemaßnahmen  
 
Empfehlungen für Vorsorgemaßnahmen werden im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag ge-
geben. Im Rahmen des fortschreitenden Planungsprozesses werden Vorsorgemaßnahmen 
abgestimmt und festgelegt.  
 
Brutvögel  
Für die Artengruppe der Brutvögel ist als Vorsorgemaßnahme der Anbau von 2 Stück Sper-
lingsmehrfachquartieren am Bahnhofsgebäude anzuraten, um den Brutplatzverlust zu kom-
pensieren. Ansonsten sind keine weiteren Vorsorgemaßnahmen notwendig.  
 
 
Reptilien  
Durch die Umsetzung des Vorhabens kommt es zu einem Teilverlust an Landlebensräumen 
bzw. potenziellen aktuellen Winterquartieren von Reptilien.  

Durch die Anlage von zusätzlichen Winterquartieren/Verstecken in den Randstrukturen und 
in das direkte Gewässerumfeld lässt sich die Funktion von der eigentlichen Vorhabenfläche 
in die Randstrukturen bzw. in die gewässernahen Bereiche verlagern.  

Als Maßnahme sollten Lesesteinhaufen am Rand des Gebietes zur Bahnstrecke hin 
angelegt werden, die einen Anteil von etwa 30 % unbelastetem Totholz habensollten. 
Die Steinhaufen (etwa 2 Kubikmeter je Haufen) sind mit einer 15 cm starken Erdschicht zu 
überdecken. Die Korngröße der Steine sollte möglichst vielfältig sein. Es kann auch unbelas-
teter Bahnschotter bzw. Abbruchmaterial verwendet werden. Die Hohlräume zwischen den 
Steinen sollten so klein sein, dass Prädatoren wie Marder nicht die überwinternden Tiere 
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schädigen können. Es sollten insgesamt etwa 4 Haufen angelegt werden. Die Maßnahme ist 
auch für die Artengruppe der Amphibien zielführend.  

Amphibien  

Für die Artengruppe der Amphibien sind keine weiteren Vorsorgemaßnahmen notwendig.  

Fledermäuse  

Für die Artengruppe der Fledermäuse ist als Vorsorgemaßnahme die Gestaltung eines Kel-
lerraumes des Bahnhofes als Winterquartier für Fledermäuse zu empfehlen. Diese Maß-
nahme kann auch als CEF-Maßnahme für andere Projekte, bei denen es zu maßgeblichen 
Eingriffen in Fledermaus-Winterquartiere kommt, angerechnet werden.  

Insbesondere vor dem Hintergrund, dass die neuen Quartiere vor dem Verlust funktionsfähig 
hergestellt und besiedelt werden müssen, ist dies dringend anzuraten.  

Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund zu sehen, dass mehrere leer stehende und zur 
Sanierung vorgesehene Gebäude in der Altstadt bzw. deren Keller aktuell Winterquartiere für 
Fledermäuse darstellen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stadt Grevesmühlen,       Der Bürgermeister 
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Gutachterbüro Martin Bauer, Stadt Grevesmühlen B-Plan Nr. 37, Artenschutz 

1 Einleitung 

Es ist vorgesehen, auf Flächen im Umfeld des Bahnhofes Grevesmühlen eine 
bauliche Neuordnung vorzunehmen. Es ist geplant, hier Einzelhandel zu etablieren. 
Der Gebäudebestand steht bereits seit längerem leer und ist teilweise abbruchreif. 
Im Zuge dieser baulichen Neuordnung sind der Abbruch des gesamten 
Gebäudebestandes mit Ausnahme des Bahnhofsgebäudes und die Entfernung der 
Gehölze vorgesehen. Diese Planung bzw. deren Umsetzung hat Auswirkungen auf 
gesetzlich geschützte Tierarten. Zur Bewertung der artenschutzrechtlichen Belange 
erfolgte eine aktuelle Erfassung der Artengruppen Fledermäuse, Brutvögel, 
Amphibien und Reptilien innerhalb des Vorhabengebietes bzw. in den unmittelbar 
angrenzenden planungsrelevanten Bereichen. Weiterhin erfolgt eine Begutachtung 
und Bewertung des Gebäudebestandes in bezug auf gebäudebewohnende 
Vogelarten und Fledermäuse. In diese Gebäudebegutachtung wurde das Gebäude 
des Bahnhofes mit einbezogen. 
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Abbildung 1: Geltungsbereich des Bebauungsplanes (Quelle: Planungsbüro Mahnei) 
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2 Rechtliche Grundlagen 

Bei dem Vorhaben handelt es sich um einen Eingriff im Sinne des § 14 BNatSchG, 
dessen Zulassung im Rahmen der Eingriffsregelung gemäß den Maßgaben des § 15 
BNatSchG zu regeln ist. 
In der artenschutzrechtlichen Prüfung wird für alle europarechtlich geschützten Arten 
(alle · Tier- und Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und alle 
europäischen Vogelarten nach Art. 1 Vogelschutzrichtlinie) sowie für alle weiteren 
streng geschützten Arten geprüft, ob Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG 
(Tötung von Individuen, Beschädigung oder Zerstörung von Nist-, Brut-, Wohn- oder 
Zufluchtstätten oder Störung der Art an ihren Nist-, Brut-, Wohn- oder 
Zufluchtstätten) zutreffen. 
Werden solche Verbotstatbestände erfüllt, wird geprüft, ob die Voraussetzungen für 
eine Befreiung nach § 67 BNatSchG (für Projekte die nicht im Rahmen einer 
Bebauungsplanung umgesetzt werden) gegeben sind. 
Für Vorhaben im Rahmen der Bebauungsplanung ist gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG 
die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung durch das LUNG M-V bzw. seit dem 1. 
Juli 2012 durch den Landkreis Vorpommern-Rügen erforderlich. 
Verschlechtert sich der Erhaltungszustand einer europarechtlich geschützten Art 
durch ein Vorhaben trotz Kompensationsmaßnahmen, ist die Baumaßnahme 
unzulässig. 
Es werden nachfolgend nur die Brutvögel, Amphibien, Reptilien und Fledermäuse 
betrachtet, da nur diese Artengruppen potenziell betroffen sein können. 

Naturschutzrechtliche Bewertung der Erheblichkeit des Vorhabens 

Bei baulichen Planvorhaben sind artenschutzrechtliche Belange zu berücksichtigen. 
Es ist abzuprüfen, inwiefern das Planvorhaben Auswirkungen auf besonders 
geschützte sowie andere Tier- und Pflanzenarten (Anhang EU-Vogelschutzrichtlinie 
bzw. Arten der FFH-Richtlinie) hat. 

In § 44 Bundesnaturschutzgesetz Abs.1 Nr.1- 4 ist folgendes dargelegt: 
Es ist verboten, 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu 
fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der 
Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen 
Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, 
Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche 
Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der 
lokalen Population einer Art verschlechtert. 

3. Fortpflanzungs- und Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders 
geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu 
entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre 
Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 
zerstören. 
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In § 44 BNatSchG ist weiterhin jedoch auch folgendes vermerkt (Abs. 5): 

• Sind in Anhang IVa der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Tierarten oder 
europäische Vogelarten betroffen, liegt ein Verstoß gegen das Verbot des 
Absatzes 1 Nr. 3 und im Hinblick auf damit verbundene unvermeidbare 
Beeinträchtigungen wild lebender Tiere auch gegen das Verbot des Absatzes 
1 Nr. 1 nicht vor, soweit die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder 
Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen 
Zusammenhang weiterhin erfüllt wird . 

• Soweit erforderlich, können auch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen 
festgesetzt werden . 

• Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, liegt bei Handlungen zur 
Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens ein Verstoß gegen die Zugriffs-, 
Besitz- und Vermarktungsverbote nicht vor. 

• Die Zugriffs- und Besitzverbote gelten nicht für Handlungen zur Vorbereitung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung. 

Nachfolgende Arten sind zu berücksichtigen: 

sämtliche europäische Vogelarten gemäß Art. 1 VogelSchR und den 
dazugehörigen Anlagen einschI. regelmäßig auftretende Zugvögel n. Art . 4 
Abs. 2 VogelSchR 

11 sämtliche Arten des Anhangs IV a FFH-RL 
111 Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IV b der Richtlinie 

92/43/EWG aufgeführten Arten 

Gemäß EU-Vogelschutzrichtlinie (VogeISchR) Artikel 1 unterliegen alle europäischen 
wildlebenden Vogelarten den gesetzlichen Bestimmungen der Vogelschutzrichtlinie. 
Entsprechend ist § 44 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) anzuwenden. 
Welche Tier- und Pflanzenarten besonders geschützt bzw. streng geschützt sind, 
bestimmen § 7 Abs. 2 Nr. 13 und Nr. 14 BNatSchG. 

Demnach sind besonders g~schützte Arten: 
a) Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang A oder B der Verordnung (EG) Nr. 338/97 
des Rates vom 9. Dezember 1996 über den Schutz von Exemplaren wild lebender 
Tier- und Pflanzenarten durch Überwachung des Handels (zuletzt geändert durch 
Verordnung (EG) Nr. 834/2004 vom 28. April 2004), aufgeführt sind, 
b) nicht unter Buchstabe a) fallende 
aal Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführt 
sind, 
bb) "europäische Vogelarten" (s. a. Erläuterungen zu V-RL), 
c) Tier- und Pflanzenarten, die in einer Rechtsverordnung nach § 52 Abs. 1 
(entspricht BArtSchVO Anhang I, Spalte 2) aufgeführt sind. 

Demnach sind streng geschützte Arten , besonders geschützte Arten, die 
a) in Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 338/97, 
b) in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG, 
c) in einer Rechtsverordnung nach § 52 Abs. 2 BNatSchG (entspricht BArtSchVO 
Anhang I, Spalte 3) aufgeführt sind. 

5 

TOP 6

76 von 107 in Zusammenstellung



Gutachterbüro Martin Bauer, Stadt Grevesmühlen B-Plan Nr. 37, Artenschutz 

Nach § 45 Abs. 7 BNatSchG können die nach Landesrecht zuständigen Behörden 
(in M-V das Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie, LUNG) von den 
Verboten des § 44 im Einzelfall weitere Ausnahmen zulassen, und zwar u.a. aus 
folgenden Gründen: 

• im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, 
einschließlich der Landesverteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, 
oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die Umwelt, oder 

• aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses 
einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art. 

Zudem darf eine Ausnahme nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen 
nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht 
verschlechtert, soweit nicht Artikel 16 Abs. 1 der FFH-RL weitergehende 
Anforderungen enthält. 
So können nach Artikel 16 Abs. 1 FFH-RL, sofern es keine anderweitige 
zufriedenstellende Lösung gibt und unter der Bedingung, dass die Populationen der 
betroffenen Art in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet trotz der Ausnahmeregelung 
ohne Beeinträchtigung in einem günstigen Erhaltungszustand verweilen, die 
Mitgliedstaaten von den Bestimmungen der Artikel 12, 13 und 14 sowie des Art. 15 
lit. a) und b) im folgenden Sinne abweichen: 
a) zum Schutz der wildlebenden Pflanzen und Tiere und zur Erhaltung der 
natürlichen Lebensräume; 
b) zur Verhütung ernster Schäden insbesondere Kulturen und in der Tierhaltung 
sowie an Wäldern, Fischgründen und Gewässern sowie an sonstigen Formen und 
Eigentum; 
c) im Interesse der Volksgesundheit und der öffentlichen Sicherheit oder aus 
anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, 
einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art oder positiver Folgen für die 
Umwelt; 
d) zu Zwecken der Forschung und des Unterrichts, der Bestandsauffüllung und 
Wiederansiedlung und der für diese Zwecke erforderlichen Aufzucht, einschließlich 
der künstlichen Vermehrung von Pflanzen; 
e) um unter strenger Kontrolle, selektiv und in beschränktem Ausmaß die Entnahme 
oder Haltung einer begrenzten und von den zuständigen einzelstaatlichen Behörden 
spezifizierten Anzahl von Exemplaren bestimmter Tier- und Pflanzenarten des 
Anhangs IV zu erlauben. 

Von den Verboten des § 44 BNatSchG kann nach § 67 BNatSchG auf Antrag 
Befreiung gewährt werden, wenn die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall zu 
einer unzumutbaren Belastung führen würde. 

Die Beeinträchtigungsverbote im Rahmen des Planvorhabens gelten grundsätzlich 
für alle Arten, die der Gesetzgeber unter Schutz gestellt hat. Im Hinblick auf die 
Durchführung einer SAP ist aber eine naturschutzfachliche Auswahl von geschützten 
Arten, die sog. Gruppe der planungsrelevanten Arten, zu berücksichtigen. Bei der 
Auswahl der zu prüfenden Arten/Artengruppen wurden die im Plangebiet 
vorkommenden Lebensraumtypen/Biotoptypen ermittelt und einbezogen. 
Für die Tier- und Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-RL wird geprüft, ob die in § 
44 BNatSchG genannten Verbotstatbestände erfüllt sind. Entsprechend erfolgt die 
Prüfung. 
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Lassen sich Beeinträchtigungen der ökologischen Funktionen der vorhabenbedingt 
betroffenen Lebensräume nicht vermeiden, wird ggf. die Durchführung von 
vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen im Sinne des § 44 Abs. 5 BNatSchG in 
Betracht gezogen (sog. CEF-Maßnahmen, measures that ensure the Continoued 
Ecological Functionality of a breeding place! resting site, Guidance Document der 
EU-Kommission, Februar 2007). Diese dienen zum Erhalt einer kontinuierlichen 
Funktionalität betroffener Lebensstätten. Können solche vorgezogenen Maßnahmen 
mit räumlichem Bezug zu betroffenen Lebensstätten den dauerhaften Erhalt der 
Habitatfunktion und entsprechendes Besiedlungsniveau gewährleisten, liegt gemäß 
§ 44 Abs. 5 BNatSchG ein Verstoß gegen die einschlägigen Verbotstatbestände des 
§ 44 Abs. 1 nicht vor. 

NaturSChutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommerns (NatSchAG M-V) 

Das Naturschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern (NatSchAG M-V) 
vom 23.02.2010 (GVOBI. 2010, S. 66) ist am 01 .03.2010 in Kraft getreten. Es enthält 
keine von den unmittelbar geltenden Artenschutzregelungen des BNatSchG 
abweichende Regelungen, da im Artenschutz keine Abweichungsmöglichkeit für die 
Länder besteht. Die Zuständigkeit des LUNG MV für den Vollzug der Paragraphen 
37 bis 55 BNatSchG folgt aus § 3 Nr. 5 NatSchAG M-V. Die Zuständigkeit ist durch 
eine Verordnung geändert und obliegt seit dem 1. Juli 2012 den Landkreisen. 
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3 Beschreibung des Vorhabens und seiner Wirkungen 

Das Vorhaben umfasst die bauliche Neuordnung des gesamten Areals. Diese 
bauliche Neuordnung beinhaltet neben dem Abbruch des Gebäudebestandes und 
der Entfernung der Gehölze auch die Umnutzung von versiegelten und 
unversiegelten Freiflächen. Dies betrifft vor allem den ungenutzten Grüngleisbereich . 
Die relevanten Projektwirkungen werden nachfolgend dargestellt: 

Vorbelastungen 
Das Vorhabensgebiet ist erheblich vorbelastet. Große Flächenanteile sind versiegelt 
und mit Gebäuden bestanden. Die überwiegend versiegelten Freiflächen sind 
teilweise von Grasfluren bestanden. Das Gelände weist mehrere wilde 
Müllablagerungen auf. 

Baubedingte Beeinträchtigungen 
Die baubedingten Beeinträchtigungen umfassen den Abbruch des 
Gebäudebestandes und die Geländeregulierung. Dies ist verbunden mit einer 
vollständigen Beseitigung der Vegetationsdecke. Weiterhin erfolgt im Rahmen der 
Erschließung die Verlegung von unterirdischen Leitungen. Der derzeitig langjährig 
stabile Zustand der Flächen wird somit gestört. Entsprechend sind diese Arbeiten als 
Beeinträchtigung zu bewerten. Durch den Abbruch der Gebäude kann es zu 
Beeinträchtigungen der Quartiere der gebäudebewohnenden Brutvogelarten und 
Fledermäuse kommen. 

Anlagenbedingt und betriebsbedingte Beeinträchtigungen 
Im Zuge der Umsetzung des Vorhabens tritt anlagen- und betriebsbedingt ein 
vollständiger Funktionsverlust für alle Artengruppen ein. 

4 Bestandsdarstellung sowie Abprüfung der Verbotstatbestände 

Das Vorhabengebiet bzw. die artenschutzrechtlich relevanten angrenzenden 
Flächen, besitzen nur eine Bedeutung für die nachfolgend aufgeführten und 
ausführlich untersuchten planungsrelevanten Artengruppen. Der 
Untersuchungsumfang für die Auswahl der Artengruppen ist mit dem Landkreis 
Nordwestmecklenburg abgestimmt und erfolgt nach fachlichen Gesichtspunkten. 
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4.1 Brutvögel 

Zur Ermittlung der artenschutzrechtlichen Betroffenheit der Artengruppe der 
Brutvögel erfolgte eine aktuelle Erfassung der Brutvögel der Gebäude und 
Freiflächen in den Jahren 2012 und 2013. Auswertbare Daten lagen für das Gebiet 
nicht vor. Das Untersuchungsgebiet ist nicht Bestandteil eines Europäischen 
Vogelschutzgebietes (SPA), auch liegt keines in planungsrelevanter Nähe. 

4.1.1 Methodik 

Bei der Auswahl der Erfassungsmethodik wurde der Grundsatz der Deutschen 
Ornithologischen Gesellschaft (1995) berücksichtigt, den Beobachtungsaufwand auf 
die Vogelarten zu legen, deren Vorkommen oder Fehlen ein Maximum an 
Informationen über den Zustand der Landschaft liefert. Hierfür sind die 
Brutvogelarten der Roten Liste der Bundesrepublik Deutschland (SÜDBECK ET AL . 

2009) bzw. des Landes Mecklenburg-Vorpommern (EICHSTADT ET AL. 2003) gut 
geeignet. Im vorliegenden Gutachten werden die in diesen Roten Listen aufgeführten 
Vogelarten einschließlich der Arten als "Wertarten" betrachtet, die in Anhang I der 
EU-Vogelschutzrichtlinie aufgeführt sind. Bei allen diesen Arten handelt es sich um 
Arten , die einer Gefährdung unterliegen, bzw. für deren Erhaltung eine Verpflichtung 
besteht. Entsprechend ihrer höheren ökologischen Ansprüche gegenüber anderen 
Arten bzw. ihrer Gefährdung sind diese Arten bestens dazu geeignet, den Zustand 
der Landschaft bezüglich ihrer Vorbelastungen einzuschätzen. Das 
Untersuchungsgebiet wurde insgesamt dreimal in den Monaten Mai bis Juli 2012 
(Gebäude und Bahnhof) und März bis Juni 2013 (Freiflächen und Gehölzbestände) 
begangen. Es wurden alle revieranzeigenden bzw. jungeführenden Vögel registriert. 
Es erfolgten auch Begehungen in den frühen Morgenstunden bzw. in den 
Abendstunden. Die Beobachtungsergebnisse werden in Form einer Tabelle mit der 
Einstufung der Gefährdung nach den Roten Listen der Bundesrepublik Deutschland 
(SÜDBECK ET AL. 2009) und des Landes Mecklenburg-Vorpommern EICHSTADT ET AL. 
2003) im gesamten Untersuchungsgebiet zusammengefasst. Der Gebäudebestand 
wurde intensiv untersucht. 

4.1.2 Ergebnisse 

Im Untersuchungsgebiet konnten in den Jahren 2012 und 2013 insgesamt 20 
Brutvogelarten nachgewiesen werden. Es handelt sich um ein Artenspektrum des 
Siedlungsbereiches. Einige wenige Arten brüten in und an Gebäuden. Die Arten 
Haussperling und Bluthänfling sind in Vorwarnlisten der Roten Listen aufgeführt. Es 
handelt sich aber nicht um eine echte Gefährdungskategorie. 
Alle festgestellten Vogelarten sind gemäß Vogelschutzrichtline (VogeISchR) im 
Artikel 1 aufgeführt. Die festgestellten Arten sind ebenfalls nach der 
Bundesartenschutzverordnung als "Besonders geschützt" eingestuft. Von allen in der 
Tabelle aufgeführten Arten erfolgten Nachweise an mindestens zwei 
Begehungstagen, bei denen Verhalten festgestellt wurde, das auf Revierbindung 
schließen lässt (Gesang, Brutfleck, Jungtiere, Füttern). In der folgenden Tabelle 
werden alle 20 im UG festgestellten Brutvogelarten dargestellt. 
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Deutscher Artname wissenschaftlicher Artname 
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1 Ringeltaube Co/umba pa/umbus X Bg 
2 Blaumeise Parus caeru/eus X Bq 
3 Kohlmeise Parus major X Bg 
4 Fitis Phylloseopus trochilus X Bq 
5 Mönchsgrasmücke Sy/via atriucapilla X Bg 
6 Gartenqrasmücke Si/via borin X Bq 
7 Dorngrasmücke Sy/via communis X Bg 
8 Zaunköniq Troq/odvtes troq/odvtes X Bq 
9 Star Sturnus vu/garis X Bg 
10 Amsel Turdus meru/a X Bq 
11 Grauschnapper Muscicapa striata X Bg 
12 Rotkehlchen Erithacus rubecu/a X Bq 
13 Hausrotschwanz Phoenicurus ochrurus X Bg 
14 Heckenbraunelle Prunella modu/aris X Bq 
15 Haussperling Passer domesticus X Bg V V 
16 Bachstelze Motacilla alba X Bq 
17 Grünfink Carduelis ch/oris X Bg 
18 Stieqlitz Carduelis carduelis X Bq 
19 Bluthanfling Carduelis cannabina X Bg V 
20 Goldammer Emberiza citrinella X Bq 

Tabelle 1: Gesamtartenliste der Brutvögel im Untersuchungsgebiet 

Die Gefahrdungskategorien werden entsprechend der Roten Liste der gefahrdeten Brutvogelarten 
Mecklenburg-Vorpommerns (EICHSTIIDT ET AL. 2003) und der Roten Liste der Brutvögel Deutschlands 
(SÜDBECK ET AL. 2009) angegeben. 

Gefährdungskategorien der Roten Listen 
V Art der Vorwarnliste, Bestandsrückgang oder Lebensraumverlust, aber (noch) keine akute 

Bestandsgefahrdung 

Einstufung der Arten gemäß Vogelschutzrichtlinie (VogelSchR) 
X Art gemaß Artikel 1 
I Art gemaß Anhang I 

Einstufung gemäß Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) 
Bg Besonders geschützte Arten 
Sg Streng geschützte Art 
Die streng geschützten Arten sind ebenfalls besonders geschützt. 
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4.1.3 Ergebnisse (Brutvögel der Gebäude) 

Nachfolgend werden die Ergebnisse der Begutachtung des Gebäudebestandes 
dargelegt. Die begutachteten Gebäude sind in Abbildung 2 mit Nummerierung 
dargestellt. Eine Erläuterung der Ergebnisse der Bestandserfassung erfolgt bezogen 
auf die einzelnen Gebäude. 

Abbildung 2: Gebäudebestand des Untersuchungsgebietes 

4.1.3.1 Beschreibung des Gebäudebestandes 

Der zu begutachtende Gebäudebestand besteht aus mehreren ehemaligen 
Betriebsgebäuden der ehemaligen KFZ-Werkstatt bzw. des Güterbahnhofes. 
Mehrere Gebäude stehen seit Jahren leer und sind nicht verschlossen. Es ist der 
vollständige Abbruch der Gebäude mit Ausnahme des Bahnhofes vorgesehen. 
Nachfolgend werden die Gebäude kurz in bezug auf Bauart und Besonderheiten 
beschrieben und abgebildet. Die Beschreibung des Gebäudebestandes erhebt 
insbesondere in Bezug auf die Entstehungszeit der Gebäude bzw. deren 
Nutzungsgeschichte keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Die Recherchen erfolgten 
nur als Grundlage zur Einordnung der Gebäude und zur Einschätzung der 
potenziellen Eignung als Habitat für die untersuchten Artengruppen. 

Gebäude 1 (Bahnhof) 

Es handelt sich um das ehemalige Empfangsgebäude des Bahnhofes 
Grevesmühlen. 
Im und am Gebäude konnten keine Besiedlungsspuren von Brutvögeln bzw. 
Fledermäusen vorgefunden werden. 
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Abbildung 3: ehemaliges Bahnhofsgebäude 

Gebäude 2 (Güterbahnhof) 

Es handelt sich um den Güterbahnhof. Das Gebäude steht mit dem Gebäude 1 in 
Verbindung. Im und am Gebäudebestand konnten bis auf Hinweise für eine Nutzung 
als Übergangsquartier für Fledermäuse keine Besiedlungsspuren von Brutvögeln 
bzw. Fledermäusen vorgefunden werden. 

Abbildung 4: ehemaliger Güterbahnhof 
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Gebäude 3 (Lager) 

Es handelt sich um ein ehemaliges unterkellertes Lager. Im und am Gebäude 
konnten keine Besiedlungsspuren von Brutvögeln bzw. Fledermäusen vorgefunden 
werden. 

Abbildung 5: Ansicht des ehemaligen Lagergebäudes 

Gebäude 4 (KFZ-Werkstatt) 

Es handelt sich um eine ehemalige KFZ-Werkstatt. Teile des Daches sind 
eingestürzt. Im und am Gebäudebestand konnten keine Besiedlungsspuren von 
Brutvögeln bzw. Fledermäusen vorgefunden werden. 

Abbildung 6: Ansicht der ehemaligen KFZ-Werkstatt 
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Gebäude 5 (Garage hinter der ehemaligen KFZ-Werkstatt) 

Es handelt sich um Gebäude hinter der KFZ-Werkstatt. Es wurde ehemals als 
Garagen bzw. Lager genutzt. Im Gebäude konnte ein Nest des Hausrotschwanzes 
und ca. 5 Nester des Haussperlings vorgefunden werden. 

Abbildung 7: teilweise bereits eingestürztes Garagengebäude 

Gebäude 6 (Garage) 

Es handelt sich um eine offene Garage auf dem Areal der ehemaligen KFZ
Werkstatt. Im und am Gebäudebestand konnten keine Besiedlungsspuren von 
Brutvögeln bzw. Fledermäusen vorgefunden werden. 

Abbildung 8: Garagen 
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Gebäude 7 (Lagerhalle) 

Es handelt sich um die ehemalige Lagerhalle der BHG. Im und am Gebäudebestand 
konnten keine Besiedlungsspuren von Brutvögeln bzw. Fledermäusen vorgefunden 
werden. 

Abbildung 9: Garagen 

Gebäude 8 (Gebhardstraße 4) 

Es handelt sich um die Obdachlosenunterkunft, bestehend aus mehreren 
Wohncontainern und einem Wohnhaus. Im und am Gebäudebestand konnten keine 
Besiedlungsspuren von Brutvögeln bzw. Fledermäusen vorgefunden werden. 

Abbildung 10: Wohncontainer und Wohnhaus der Obdachlosenunterkunft 

15 

TOP 6

86 von 107 in Zusammenstellung



Gutachterbüro Martin Bauer, Stadt Grevesmühlen B-Plan Nr. 37, Artenschutz 

Gebäude 9 (Brieftaubenverein) 

Es handelt sich um ein ehemaliges Lagergebäude, das derzeit durch den 
Brieftaubenverein Grevesmühlen genutzt wird . Im und am Gebäudebestand konnten 
keine Besiedlungsspuren von Brutvögeln bzw. Fledermäusen vorgefunden werden. 

Abbildung 11: Gebäude des Brieftaubenvereins 

4.1.3.2 Ergebnisse der Gebäudebegutachtung 

Nachfolgend werden die Ergebnisse der Gebäudebegutachtung (Vögel) in 
tabellarischer Form zusammengefasst dargestellt: 

Gebaude Rauchschwalbe Mehlschwalbe Hausrotschwanz Haus-
LId Bezeichnung alte genutzte alte genutzte alte genutzte sperling 
Nr. Nester Nester Nester Nester Nester Nester 
1 Bahnhof - - - - - - -

2 Goterbahnhof - - - - - - -
3 Lager - - - - - - -
4 KFZ-Werkstatt - - - - - - -
5 GaraQe (KFZ-Werk.) - - - - - 1 5 
6 Garaqe - - - - - - -
7 Lagerhalle - - - - - - -
8 Obdachlosenquart. - - - - - - -
9 Brieftaubenverein - - - - - - -

Tabelle 2: Ergebnisse der Gebäudebegutachtung 

aktuell genutzte aktuell genutzte aktuell genutzte Nester aktuell genutzte 
Nester der Nester der von Bachstelze bzw. Nester des 
Rauchschwalbe Mehlschwalbe Hausrotschwanz Haussperlings 

0 0 1 5 

Tabelle 3: Zusammenfassung der aktuell besiedelten Nester in und an den Gebäuden 
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4.1.4 Auswirkungen des Vorhabens auf die Brutvögel 

Brutvogelarten der Freiflächen und Gehölze 
Das festgestellte Arteninventar weist keine Wertarten auf. Der überwiegende Teil der 
Arten brütet in Gebüschen bzw. in der Vegetation in der Nähe von GebÜschen. 
Entsprechend konzentrieren sich die Revierzentren auf die Gebüsch- und 
Gehölzstrukturen. 

Brutvogelarten des Gebäudebestandes 
Im brüteten nur Hausrotschwanz und Haussperling. Im Zuge der Umnutzung der 
Gebäude kann es zu Verlusten von Quartieren kommen. Die Quartierverluste 
können durch Regelung der Abbruchzeiten minimiert werden. Die Funktion kann 
durch Vorsorgemaßnahmen kompensiert werden. 

4.2 Reptilien 

Zielstellung war es, einen Nachweis der Zauneidechse zu erbringen bzw. ihr 
Vorkommen als artenschutzrechtlich relevante Art auszuschließen. 

4.2.1 Methodik 

Es erfolgte im Zeitraum April bis Anfang Juli 2013 eine Erfassung der Artengruppe 
der Reptilien mittels 5-maliger Begehung bzw. der Kontrolle der ausgelegten 5 
Reptilienbleche bzw. anderer natürlicher Versteckmöglichkeiten in den frühen 
Morgen- bzw. Abendstunden. Die Ausbringung der Reptilienbleche erfolgte an 
potenziell günstigen Standorten. Die Bleche wurden vor allem in den Randstrukturen 
im Bereich der Grüngleise ausgebracht. Das gesamte Gelände wurde ebenfalls im 
Zuge der Begehungen am Tage begutachtet. Es wurden alle Arten qualitativ erfasst. 

Abbildung 13: "Reptilienblech" Im Bereich der alten Bahngleise 
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4.2.2 Ergebnisse 

Bei den Kontrollen der Reptilienbleche bzw. sonstiger Verstecke wurden 
Ringelnatter, Blindschleiche und Waldeidechse nachgewiesen. Diese Arten wurden 
ebenfalls bei den Begehungen im Gelände festgestellt. 
Die Zauneidechse konnten im Untersuchungsgebiet nicht nachgewiesen werden. 
Offenbar stellt das Untersuchungsgebiet keinen optimalen Lebensraum für die 
Zauneidechse dar. Ein Vorkommen der Zauneidechse wäre durchaus möglich 
gewesen, ist aber aufgrund der Ergebnisse der zweijährigen Untersuchung 
auszuschließen. 

Artname BArtSchV RLM-V RLD FFH 
Waldeidechse Lacerta vivipara Bg 3 - -
Ringelnatter Na/rix na/fix Bg 3 V -
Blindschleiche iAnguis fragilis Bg 3 - -

Tabelle 4: Gesamtartenliste der festgestellten Reptilien 

Die Gefahrdungskategorien werden entsprechend der Roten Lisle der gefahrdeten Amphibien und 
Reptilien Mecklenburg-Vorpommerns (BAST ET AL. 1991) und der Roten Liste und Gesamtartenliste der 
Kriechtiere (Rep/ilia) Deutschlands (KÜHNEL ET AL. 2009) angegeben. 

Gefährdungskategorien der Roten Listen 
3 Gefahrdet 
V Art der Vorwarnliste, Beslandsrückgang oder Lebensraumverlust, aber (noch) keine akute 

Beslandsgefahrdung 

Einstufung gemäß Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) 
Bg Besonders geschützte Arten 

Einstufung der Arten gemäß FFH-Richtlinie 
IV Art gemaß Anhang IV 
V Art gemaß Anhang V 

Waldeidechse (Lacerta vivipara) 
Die Wald eidechse bevorzugt deckungsreiche Habitate mit Bereichen starker 
Sonneneinstrahlung und mäßig feuchtem Untergrund. Sie ernährt sich hauptsächlich 
von Insekten und Spinnen. Dabei bevorzugt sie im Gegensatz zur Zauneidechse 
(Lacerta agilis) die Nähe des Wassers, und flüchtet bei Gefahr gelegentlich auch 
dort hin. Die Aktivität beginnt, je nach Witterung, im April und endet im Oktober. Die 
Winterruhe wird in Steinhaufen und Baumstubben verbracht. Die Waldeidechse ist 
lebend gebärend und benötigt daher keinen besonderen Eiablageplatz. 
Nachweise im Untersuchungsgebiet 
Die Wald eidechse konnte mehrfach im Bereich der Bahngleise in hohen 
Abundanzen beobachtet werden. Aufgrund der Tatsache, dass die Art lebend 
gebärend ist, kann sie bei Flächeninanspruchnahme schneller Ausweichen als die 
Zauneidechse. Es ist nicht von einer artenschutzrechtlich relevanten Betroffenheit 
der Art durch das Vorhaben auszugehen. 
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Ringelnatter (Natrix natrix) 
Die Ringelnatter ist eine tagaktive Schlange, die sich hauptsächlich von Amphibien 
und deren Entwicklungsstufen, Fischen und gelegentlich von Kleinsäugern ernährt. 
Voraussetzung dafür ist eine relativ stabile Amphibienpopulation bzw. ein Bestand 
an Jungfischen. Sie besiedelt hauptsächlich Uferbereiche und feuchte Grünländer. 
Um ihren hohen Wärmebedarf zu decken, benötigt sie sonnenexponierte offene 
Stellen. Weiterhin benötigen die Ringelnattern ausreichend Unterschlupf- und 
Überwinterungsmöglichkeiten bzw. Schilfhaufen oder ähnliches zur Eiablage. Die 
Aktivität beginnt je nach Witterung Ende März bzw. Anfang April und endet Ende 
September bzw. Anfang Oktober mit dem Beziehen des frostfreien Winterquartiers. 
Die Eiablage erfolgt im Juli ins feuchte Erdreich und in faulendes Pflanzenmaterial 
(wie Schilf o. ä.). Die Art hat einen relativ großen Aktivitätsbereich. 
Nachweise im Untersuchungsgebiet 
Die Ringelnatter konnte im Gelände mehrfach nachgewiesen werden. Nachweise 
unter den "Blechen" gelangen nicht. Es ist nicht davon auszugehen, dass sich die 
Ringelnatter im Untersuchungsgebiet reproduziert. Es ist nicht von einer 
artenschutzrechtlich relevanten Betroffenheit der Art durch das Vorhaben 
auszugehen. 

Blindschleiche (Anguis fragilis) 
Diese Art bevorzugt als Lebensraum deckungsreiches Gelände, mit Biotopstrukturen 
wie Steinhaufen und Baumstubben. Wichtig sind weiterhin offene Bereiche zum 
Sonnen. Die Aktivitäten beginnen bereits im März und enden im November. Sie sind 
besonders in den Morgenstunden und abends aktiv, so dass sie nicht häufig 
beobachtet werden. Aufgrund ihrer versteckten Lebensweise, wird sie oft übersehen. 
Nachweis im Untersuchungsgebiet 
Die Blindschleiche konnte in hoher Besiedlungsdichte im Bereich der Bahngleise 
nachgewiesen werden. Es ist nicht von einer artenschutzrechtlichen Betroffenheit 
der Art durch das Vorhaben auszugehen. 

4.2.3 Auswirkungen des Vorhabens auf die Reptilien 

Die Reptilien besiedeln in relativ ho her Dichte insbesondere den Bereich der 
Bahngleise. Das Untersuchungsgebiet besitzt eine Bedeutung als Lebensraum und 
Überwinterungshabitat für die ubiquitär, allgemein verbreiteten Arten. Diese Funktion 
wird im räumlichen Zusammenhang weiter erfüllt werden. Die Zauneidechse konnte 
im Untersuchungsgebiet nicht nachgewiesen werden. Entsprechend ist nicht von 
einer artenschutzrechtlichen Betroffenheit der Reptilien auszugehen. Durch 
Bauzeitenregelungen kann das Verbot der Tötung umgangen werden. 
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4.3 Amphibien 

Innerhalb des Vorhabensgebietes befinden sich keine potenziellen Laichgewässer 
für Amphibien. Potenziell ist aufgrund der aktuellen Biotopausstattung bzw. den 
angrenzenden Biotopstrukturen (Tannenberg) von einer Bedeutung des 
Vorhabensgebietes für Amphibien auszugehen. Entsprechend erfolgte die aktuelle 
Untersuchung dieser Artengruppe zur Bewertung der artenschutzrechtlichen 
Erheblichkeit des Vorhabens. 

4.3.1 Methodik 

Zur Erfassung der Wanderungsbewegungen der Amphibien wurde das 
Untersuchungsgebiet von April bis Juli 2012 bzw. 2013 mehrfach begangen. Es kann 
davon ausgegangen werden , dass alle vorkommenden Arten qualitativ erfasst 
worden sind. 

4.3.2 Ergebnisse 

Im Untersuchungsgebiet wurde bei den Untersuchungen im Jahr 2013 nur eine 
Amphibienart nachgewiesen. Es handelt sich um die Erdkröte. Die Art reproduziert 
sich nicht im Untersuchungsgebiet. Das Untersuchungsgebiet besitzt eine 
nachgeordnete aktuelle Habitatfunktion als Migrationskorridor, Landlebensraum bzw. 
Winterquartier für die Erdkröte. 

Artname BArtSchV RL M-V RL 0 
Erdkröte ufo bufo Bg 3 

Tabelle 5: Gesamtartenliste der Amphibien im Untersuchungsgebiet 

Die Gefahrdungskategorien werden entsprechend der Roten Liste der gefahrdeten Amphibien und 
Reptilien Mecklenburg-Vorpommerns (BAST ET AL. 1992) und der Roten Liste und Gesamtartenliste der 
Lurche (Amphibia) und Kriechtiere (Reptilia) Deutschlands (KÜHNEL ET AL. 2009) angegeben. 

Gefährdungskategorien der Roten Listen 
2 Stark gefahrdet 
3 Gefahrdet 

Einstufung gemäß Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) 
Bg Besonders geschützte Arten 
Sg Streng geschützte Arten 
Die streng geschützten Arten sind ebenfalls besonders geschützt. 

Einstufung der Arten gemäß FFH-Richtlinie 
IV Art gemaß Anhang IV 
V Art gemaß Anhang V 
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Bemerkungen zu den einzelnen Arten: 

Erdkröte (Bufo bufo) 
Die Erdkröte ist die größte heimische Krötenart. Als Lebensraum ist sie nicht sehr 
wählerisch, sie bevorzugt sowohl Wälder als auch Offenlandschaften. Dort gehen sie 
meist in den Abendstunden auf Beutejagd. Bei warmer, feuchter Witterung jagen sie 
auch tagsüber. Als Laichgewässer werden stehende Gewässer unterschiedlicher 
Größe bevorzugt. Die Erdkröten leben in der überwiegenden Zeit des Jahres an 
Land und suchen das Gewässer einmal jährlich, immer wieder auf den gleichen 
Wegen lediglich zur Fortpflanzung auf. Die Ausgangsorte für diese saisonale 
Wanderung, sind die näher gelegenen Überwinterungsquartiere, die sie nach ihren 
Herbstwanderungen aufgesucht haben. Die Frühjahrswanderungen beginnen je 
nach Witterung im März und setzen sich bis in den April fort. Bei optimalen 
Bedingungen treten nächtliche Massenwanderungen auf. Diese beginnen mit der 
Abenddämmerung und enden in den frühen Morgenstunden, sofern die untere 
Temperaturschwelle nicht schon vorher erreicht wurde. Bereits im August beginnen 
schon einzelne geschlechtsreife Tiere die Herbstwanderung, die sie im September, 
spätestens in den ersten Oktobertagen zu den Überwinterungsplätzen führt. 
Unabhängig davon, in welchem Zustand sich die Laichgewässer befinden, führen die 
Laichwanderungen der Erdkröten in der Regel immer zu den Gewässern zurück, in 
denen die Embryonalentwicklung der Kröten stattfand. 
Nachweise im Untersuchungsgebiet 
Die Erdkröte konnte in beiden Untersuchungsjahren im August um östlichen Bereich 
in den Gleisanlagen beobachtet werden. Es handelte sich um viele diesjährige 
Jungtiere, die offenbar aus den Gewässern am Tannenberg stammen. Die Jungtiere 
erkunden neue Lebensräume. Das Vorhabengebiet besitzt aber nur eine 
untergeordnete Bedeutung als Habitat für die Erdkröte. Offenbar nutzen nur einzelne 
Tiere das Vorhabengebiet in der Phase der Migration bzw. als Winterquartier. 
Entsprechend ist nicht von einer Betroffenheit der Art auszugehen. 

4.3.3 Auswirkungen des Vorhabens auf die Amphibien 

Im Zuge der Realisierung des Vorhabens kommt es nicht zum Verlust von 
Laichgewässern. Innerhalb des Vorhabengebietes befinden sich keine potenziellen 
Laichgewässer für Amphibien. Das Vorhabengebiet besitzt nur eine untergeordnete 
Bedeutung als Habitat für die Erdkröte. Offenbar nutzen nur einzelne Tiere das 
Vorhabengebiet in der Phase der Migration bzw. als Winterquartier. Entsprechend ist 
nicht von einer Betroffenheit der Amphibien auszugehen. 
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4.4 Fledermäuse 

Die Erfassung der Artengruppe der Fledermäuse erfolgte vor allem mit der 
Zielstellung, den Bestand an Gebäuden bzw. die Großbäume, die im Rahmen der 
Umsetzung des Vorhabens gefällt werden müssen, bezüglich der aktuellen 
Habitatfunktion für Fledermäuse zu untersuchen. Es erfolgte eine aktuelle Erfassung 
und Bewertung der Gebäude und Großbäume innerhalb des Vorhabensgebietes 
hinsichtlich ihrer Bedeutung als Winterquartier bzw. SommerquartierlWochenstuben. 
Die Bedeutung der Freiflächen bzw. der Randstrukturen hinsichtlich ihrer Bedeutung 
als Nahrungshabitat und Leitlinie für die Fledermäuse wurde sekundär bewertet. Alle 
heimischen Fledermausarten sind gemäß Bundesartenschutzverordnung als "Streng 
geschützt" eingestuft. Entsprechend besteht eine artenschutzrechtliche Bedeutung 
für alle Fledermausarten im Rahmen der Planverfahren bzw. der 
artenschutzrechtlichen Prüfung. 

4.4.1 Methodik 

Die potentiell als Fledermausquartiere geeigneten Gebäude wurden im Zuge der 
Gebäudebegutachtung von Innen und Außen auf Spuren der Besiedelung 
untersucht. Es erfolgte zusätzlich vier Begehungen in den Abend und Nachtstunden 
(2012 und 2013). Zur Erfassung des Fluggeschehens der Arten auf der 
Nahrungssuche erfolgte der Einsatz eines so genannten Fledermausdetektors (BAT
Detektor) . Ergänzt werden die akustischen Informationen durch die Gegebenheiten 
am Untersuchungsort und durch Sichtbeobachtung gegen den Abendhimmel. 
Weiterhin wurden die Großbäume auf Höhlen bzw. Quartiere von 
baum bewohnenden Arten untersucht. 

4.4.2 Ergebnisse 

Aktuell konnten im Untersuchungsgebiet keine Sommerquartiere 
(Männchenquartiere, Wochenstuben) insbesondere von gebäudebewohnenden 
Arten festgestellt werden. Im ehemaligen Güterbahnhof konnte ein 
Übergangsquartier von Zwergfledermäusen festgestellt werden. 
Es konnten im Untersuchungsgebiet keine Winterquartiere bzw. potenziell dazu 
geeignete Habitate von gebäudebewohnenden Arten festgestellt werden. Die 
Gehölze im Untersuchungsgebiet wiesen keine geeigneten Quartierstandorte für 
baumbewohnende Arten auf. Eine Nutzung der vorhandenen Gehölzbestandes als 
Sommer- bzw. Winterquartier ist infolge des geringen Alters der Bäume und der 
fehlenden Höhlen sowie der klimatischen Schwankungen der freistehenden Bäume 
auszuschließen. Im Rahmen der Abendbegehung konnten insgesamt fünf Arten 
festgestellt werden. Alle festgestellten Arten mit Ausnahme der Zwergfledermaus 
nutzen das Untersuchungsgebiet nur als Bestandteil ihres Jagdreviers. Eine 
Aussage zur Bestandsgröße ist infolge der geringen Anzahl der Begehungen sowie 
der geringen Nachweisfrequenz schwer möglich. 
Die häufigsten Arten sind Zwergfledermaus und Rauhautfledermaus. Die 
Breitflügelfledermaus und der Große Abendsegler wurde nur vereinzelt beobachtet. 
Der Stellenwert dieses Jagdhabitats in Bezug zum Gesamthabitat der Arten ist aber 
infolge der fehlenden Nähe zum SommerquartierlWochenstube als nicht maßgeblich 
zu betrachten. Da die Untersuchungen nur innerhalb des Untersuchungsgebietes 
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erfolgten, ist eine Zuordnung der festgestellten Tiere zu einem Sommerquartier bzw. 
Winterquartier nicht möglich. 

Artname BArt5chV RLM-V RLD FFH-RL 
Breitflügelfledermaus Eptesicus serotinus 5g 3 G IV 

Großer Abendsegler Nyctalus noctula 5g 3 V IV 

Rauhautfledermaus Plpistrellus nathusii 5g 4 - IV 
Zwergfledermaus Pipistrellus pipistrellus 5g 4 - IV 

Mückenfledermaus Pipistrellus pygmaeus 5g (4) D IV 

Tabelle 6: Gesamtartenliste der Fledermäuse im Untersuchungsgebiet 

Die Gefährdungskategorien werden entsprechend der Roten Lisle der gefährdeten Role Lisle der 
gefährdeten Säugetiere Mecklenburg-Vorpommerns (LABES ET AL. 1991) und der Roten Listen der 
Säugetiere Deutschlands (MEINIG ET AL. 2009) angegeben. 

Gefährdungskategorien der Roten Listen 
3 Gefährdet 
4 Potentiell gefährdet 
G Gefährdung anzunehmen 
D Daten unzureichend 

Einstufung der Arten gemäß FFH-Richtlinie 
IV Art gemäß Anhang IV 

Einstufung gemäß Bundesartenschutzverordnung (BArt5chV) 
Bg Besonders geschützte Arten 
Sg Streng geschützte Arten 
Die streng geschützten Arten sind ebenfalls besonders geschützt. 

4_4_3 Auswirkung des Vorhabens auf die Fledermäuse 

Nachfolgend werden die Auswirkungen auf die Artengruppe der Fledermäuse 
betrachtet und Vorschläge zur Minimierung dieser Auswirkungen unterbreitet. 

Winterquartiere 
Das Untersuchungsgebiet weist nach eingehender Untersuchung keine 
oberirdischen bzw. unterirdischen Gebäude bzw. Gebäudeteile auf, die eine aktuelle 
Bedeutung als Winterquartier für Fledermäuse besitzen. Geeignete größere 
Baumhöhlen kommen im Baumbestand des Untersuchungsgebietes ebenfalls nicht 
vor. Solche Baumhöhlen werden vom Großen Abendsegler als Winterquartier 
genutzt. Das gesamte Untersuchungsgebiet weist keine Habitateignung als 
Winterquartier sowohl für in Gebäuden überwinternde Arten , als auch für Arten , die 
in Baumhöhlen überwintern auf. Entsprechend ist eine artenschutzrechtliche 
Betroffenheit von Winterquartieren der Fledermäuse auszuschließen. 

SommerquartierelWochenstuben/Übergangsquartiere 
Sommerquartiere bzw. Vermehrungsquartiere der gebäudebewohnenden Arten wie 
Zwergfledermaus und Rauhautfledermaus konnten im Untersuchungsgebiet nicht 
festgestellt werden . Quartiere für baumbewohnende Arten konnten ebenfalls nicht 
festgestellt werden. Das Gebäude des Güterbahnhofes besitzt eine Bedeutung als 
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Übergangsquartier. Entsprechend ist in der Nähe ein Vermehrungsquartier u 
vermuten. 
Entsprechend besteht eine bedingte artenschutzrechtliche Betroffenheit. 

Nahrungsreviere 
Das Untersuchungsgebiet, insbesondere die Freiflächen und die 
Gehölzrandstrukturen besitzen nur eine Bedeutung als Nahrungsrevier für 
Fledermausarten, die ihr Vermehrungshabitat bzw. ihr Winterquartier außerhalb des 
Untersuchungsgebietes haben. Die maßgeblichen Jagd- bzw. Nahrungshabitate 
liegen außerhalb des Vorhabensgebietes. Aufgrund des aktuellen Insektenreichtums 
der Flächen des Untersuchungsgebietes bedingt durch die Habitatdiversität besitzen 
die Flächen heute eine Bedeutung als Nahrungshabitat. Diese Funktion wird auch 
bei Umsetzung des Vorhabens weiter erfüllt. Entsprechend besteht keine 
artenschutzrechtliche Betroffenheit. 
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5 Zusammenfassung der artenschutzrechtlichen Erfordernisse 

Nachfolgend werden die Erfordernisse zur Durchführung von CEF-Maßnahmen, 
Minimierungs- und Vermeidungs-Maßnahmen sowie von Vorsorgemaßnahmen 
dargelegt und verifiziert. 

5.1 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) 

CEF-Maßnahmen sind Maßnahmen, die vor dem Eingriff in maßgebliche 
Habitatbestandteile von Arten gemäß der Anhänge 11 und IV der FFH-Richtlinie und 
für Arten gemäß Anhang I der Vogelschutzrichtlinie bzw. für europäische 
Brutvogelarten, die mehrjährig dieselben Niststätten nutzen (Rauchschwalbe, 
Mehlschwalbe, Greifvögel usw.). Diese Maßnahmen verfolgen das Ziel die 
Habitatbestandteile im Vorfeld durch geeignete Maßnahmen wie den Anbau von 
Nisthilfen oder die Schaffung der durch das Vorhaben beeinträchtigten 
Habitatbestandteile funktionsgerecht herzustellen. 
Durch die Umsetzung der CEF-Maßnahmen wird ein artenschutzrechtlicher 
Verbotstatbestand umgangen. 

Brutvögel 
Für die Arten der Freiflächen besteht kein Erfordernis zur Durchführung von CEF
Maßnahmen. Der Gebäudebestand beherbergt keine Nester von Rauch- oder 
Mehlschwalben. Entsprechend sind keine CEF-Maßnahmen für die Brutvogelarten 
erforderlich. 

Amphibien 
Für die Artengruppe der Amphibien sind keine CEF-Maßnahmen erforderlich, da 
keine Arten, die in der FFH-Richtlinie in den Anhängen 11 und IV aufgeführt sind, im 
Untersuchungsgebiet und dessen planungsrelevantem Umfeld vorkommen bzw. hier 
maßgebliche Habitatbestandteile besitzen. 

Reptilien 
Für die Artengruppe der Reptilien sind keine CEF-Maßnahmen erforderlich , da keine 
Arten, die in der FFH-Richtlinie in den Anhängen 11 und IV aufgeführt sind, im 
Untersuchungsgebiet und dessen planungsrelevantem Umfeld vorkommen. 

Fledermäuse 
Für die Artengruppe der Fledermäuse sind nur für die Zwergfledermaus CEF
Maßnahmen erforderlich. Im ehemaligen Güterbahnhof konnte ein 
Übergangsquartier festgestellt werden. Da überdies methodisch bedingt nicht mit 
letzter Sicherheit eine weitere Nutzung der Gebäude durch Fledermäuse 
ausgeschlossen werden kann (insbesondere Wochenstube bzw. Männchenquartiere 
der Gattung Pipistrellus) , sollte als CEF-MaßnahmeNorsorgemaßnahme der Anbau 
von 6 Fledermausfassaden-Flachkästen am Gebäude des Bahnhofes im Umfeld 
erfolgen, um den Arten hier optimale Quartiermöglichkeiten zu bieten. Es ist 
ebenfalls eine ökologische Baubegleitung beim Abbruch des Gebäudes des 
Güterbahnhofes erforderlich. 
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5.2 Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen 

Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen sind dazu geeignet, die Auswirkungen 
von Vorhaben, die die unter dem Schwellenwert der nachhaltigen Beeinträchtigung 
liegen, zu kompensieren bzw. die Habitatqualität besonderer schutzwürdiger Arten 
zu verbessern. Diese Maßnahmen können im Zuge des allgemeinen Ausgleiches 
erfolgen und sind hier zu bilanzieren. Hierbei sind aber die Habitatansprüche der 
Arten zu berücksichtigen. 

Brutvögel 
Zur Minimierung der Beeinträchtigungen für die Brutvogelarten der Freiflächen und 
Gebäude, ist der Zeitraum der Entfernung der Vegetationsschicht und der Abbruch 
der Gebäude auf den Zeitraum außerhalb der Brutzeit (September bis März) zu 
beschränken. Zur Minimierung der Beeinträchtigungen für die Brutvogelarten, die in 
Gehölzen und Gebüschen brüten ist ebenfalls dieses Zeitfenster zu beachten. 

Amphibien 
Bei Erdarbeiten ist darauf zu achten, dass steile Böschungen vermieden werden 
bzw. die Kabelgräben schnellstmöglich zu verschließen sind und vorher eventuell 
hereingefallene Tiere (Amphiben, Reptilien usw.) aus den Gräben zu entfernen sind. 

Reptilien 
Die Beräumung des Gleisbereiches und der Freiflächen südlich des Gebhardweges 
sollte zu Vermeidung von Verbotstatbeständen gemäß §44 Abs. 1 BNatSchG im 
Zeitraum von Mai bis September erfolgen, damit die Tiere flüchten können. 
Bei Erdarbeiten ist darauf zu achten, dass steile Böschungen vermieden werden 
bzw. die Kabelgräben schnellstmöglich zu verschließen sind und vorher eventuell 
hereingefallene Tiere (Amphiben, Reptilien usw.) aus den Gräben zu entfernen sind. 

Fledermäuse 
Der Gebäudeabbruch sollte in der Zeit von Oktober bis März erfolgen, um eine 
Beeinträchtigung eventuell vorhandener Wochenstuben- bzw. Übergangsquartiere 
nachhaltig auszuschließen. 

5.3 Vorsorgemaßnahmen 

Aufgrund der Erfordernisse des Artenschutzrechtes sind artenschutzrechtlich 
begründete Vorsorgemaßnahen zu empfehlen. 

Brutvögel 
Für die Artengruppe der Brutvögel ist als Vorsorgemaßnahme der Anbau von 2 
Stück Sperlingsmehrfachquartieren am Bahnhofsgebäude anzuraten, um den 
Brutplatzverlust zu kompensieren. Ansonsten sind keine weiteren 
Vorsorgemaßnahmen notwendig. 
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Reptilien 
Durch die Umsetzung des Vorhabens kommt es zu einem Teilverlust an 
Landlebensräumen bzw. potenziellen bzw. aktuellen Winterquartieren von Reptilien. 
Durch die Anlage von zusätzlichen WinterquartierenNerstecken in den 
Randstrukturen und in das direkte Gewässerumfeld lässt sich die Funktion von der 
eigentlichen Vorhabensfläche in die Randstrukturen bzw. in die gewässernahen 
Bereiche verlagern. 
Als Maßnahme sollten Lesesteinhaufen am Rand des Gebietes zur Bahnstrecke hin 
angelegt werden, die einen Anteil von etwa 30 unbelastetem Totholz haben sollten. 
Die Steinhaufen (etwa 2 Kubikmeter je Haufen sind mit einer 15 cm starken 
Erdschicht zu überdecken. Die Korngröße der Steine sollte möglichst vielfältig sein . 
Es kann auch unbelasteter Bahnschotter bzw. Abbruchmaterial verwendet werden. 
Die Hohlräume zwischen den Steinen sollten so klein sein, dass Prädatoren wie 
Marder nicht die überwinternden Tiere schädigen können. Es sollten insgesamt etwa 
4 Haufen angelegt werden. Die Maßnahme ist auch für die Artengruppe der 
Amphibien zielführend. 

Amphibien 
Für die Artengruppe der Amphibien sind keine weiteren Vorsorgemaßnahmen 
notwendig. 

Fledermäuse 
Für die Artengruppe der Fledermäuse ist als Vorsorgemaßnahme die Gestaltung 
eines Kellerraumes des Bahnhofes als Winterquartier für Fledermäuse zu 
empfehlen. Diese Maßnahme kann auch als CEF-Maßnahme für andere Projekte, 
bei denen es zu maßgeblichen Eingriffen in Fledermaus-Winterquartier kommt 
angerechnet werden. 
Insbesondere vor dem Hintergrund, dass die neuen Quartiere vor dem Verlust 
funktionsfähig hergestellt und besiedelt werden müssen ist dies dringend anzuraten. 
Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund zu sehen, dass mehrere leer stehende 
und zur Sanierung vorgesehene Gebäude in der Altstadt bzw. deren Keller aktuell 
Winterquartiere für Fledermäuse darstellen. 

6 Rechtliche Zusammenfassung 

Nach Umsetzung der 
Vermeidungsmaßnahmen 
Genehmigungstatbestand. 

CEF-Maßnahmen 
besteht kein 

sowie 
weiterer 

der Vorsorge- und 
artenschutzrechtlicher 
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Stadt Grevesmühlen

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/12SV/2014-435
öffentlich

25.04.2014
G. Matschke

Satzung über den Bebauungsplan Nr. 39 für das Gebiet "Zum 
Sägewerk" südlich des Bahngleises der Stadt Grevesmühlen
hier: Aufstellungsbeschluss
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

08.05.2014 Bauausschuss Stadt Grevesmühlen
12.05.2014 Hauptausschuss Stadt Grevesmühlen
19.05.2014 Stadtvertretung Grevesmühlen

Beschlussvorschlag:
1. Die Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen fasst den Beschluss über die 

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 39 für das Gebiet „Zum Sägewerk“ südlich des 
Bahngleises der Stadt Grevesmühlen.

2. Die Abgrenzung des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 39 ist dem in der 
Anlage beigefügten Plan zu entnehmen.

3. Die Planungsziele bestehen im folgendem:
- Überprüfung der im Flächennutzungsplan ausgewiesenen Nutzung als gemischte
  Baufläche „M“
- Städtebauliche Neuordnung der vorhandenen gewerblichen Nutzungen und Prüfung
  der Grundstückszuordnung
- Klärung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Neufestlegung des
  Gebietscharakters als Gewerbegebiet (GE), Mischgebiet (MI), allgemeines Wohnge-
  biet (WA), Sondergebiet (SO) bzw. deren entsprechender Nutzungen in Teilen 
- Überprüfung notwendiger Schallschutzmaßnahmen
- Schaffung einer öffentlichen inneren Erschließung zur bedarfsgerechten Anbindung
  der Bauflächen
- Überprüfung von Anbindevarianten des Gebietes an die Rehnaer Straße und das
  überörtliche Verkehrsnetz im Zusammenhang mit dem geplanten
  Planfeststellungsverfahren der Deutschen Bahn für die Neuordnung des
  Bahnübergangs und des Bahnsteiges

4. Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen.
5. Die Planungsanzeige an die für die Raumordnung und Landesplanung zuständigen 

Behörden und Stellen ist vorzunehmen. Mit den Behörden und sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange sowie der Öffentlichkeit sind frühzeitige Abstimmungen im Sinne 
des § 3 Abs. 1 BauGB und im Sinne des § 4 Abs. 1 BauGB zu führen.

        

Sachverhalt: 
Es bestehen Baurechte, die als Bestandsschutz bzw. nach § 34 BauGB aus der örtlichen
Betrachtungsweise ausgewiesen wurden. Dabei hat sich gezeigt, dass die Ausweisung im 
Flächennutzungsplan als gemischte Baufläche „M“ in bisherigen Bauvoranfragen nicht als 
tragfähiges Instrument akzeptiert wurde. 
Im Geltungsbereich befinden sich mehrere Grundstücke mit aufstehenden Gebäuden, die 
nicht mehr im ursprünglichen Sinne genutzt werden und deren baulicher Zustand als 
schlecht einzustufen ist. Bauliche Erweiterungen, Umnutzungen und Neubauten wären ohne 
Bebauungsplan nur im Einzelfall und nicht generell geregelt. Zudem sind einzelne 
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Grundstücke im Areal lediglich privatrechtlich gesichert; faktisch bestehen keine adäquaten 
Erschließungswege. 
Im Rahmen des Verfahrens soll auch geprüft werden, inwieweit das Sägewerk und die 
weiteren gewerblichen Ansiedlungen aufgrund der vorgenannten Einschränkungen der Lage 
zu überörtlichen Erschließungswegen sowie der Nähe zur benachbarten Wohnbebauung 
zukunftsfähig sind. In diesem Zusammenhang soll auch überprüft werden, ob Teile des 
Geltungsbereichs aus der gewerblichen Nutzung herausgenommen werden können und zum 
Wohngebiet entwickelt werden können.
Hierzu sind u.a. Fragen des Schallschutzes des Altlastenbefundes sowie 
Betriebsverlagerungen zu prüfen.

Information zum Einfluss dieser Entscheidung auf Leitbilder:
Leitbild 2: „Grevesmühlen, die wachsende Stadt“   

Finanzielle Auswirkungen:

    

Anlage/n: Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 39 für das Gebiet „Zum Sägewerk“ 
                südlich des Bahngleises

    

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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Stadt Grevesmühlen

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/12SV/2014-436
öffentlich

25.04.2014
G. Matschke

Beschluss zur Satzung der Stadt Grevesmühlen über eine 
Veränderungssperre nach § 14 BauGB für das Gebiet
der Satzung über den Bebauungsplanes Nr. 39 "Zum Sägewerk" 
südlich des Bahngleises der Stadt Grevesmühlen
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

08.05.2014 Bauausschuss Stadt Grevesmühlen
12.05.2014 Hauptausschuss Stadt Grevesmühlen
19.05.2014 Stadtvertretung Grevesmühlen

Beschlussvorschlag:

Aufgrund der §§ 14 Abs. 1 und 16 Abs. 1  des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414) zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetztes zur Stärkung der Innenentwicklung in den Städten und weiteren Fortentwicklung 
des Städtebaurechts vom 11.06.2013 (BGBl. I, S. 1548) sowie aufgrund des § 5 Abs. 1 der 
Kommunalverfassung für das Land M-V vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V 2011 S. 777) 
beschließt die Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen folgende Satzung über eine 
Veränderungssperre für das Gebiet des Bebauungsplanes Nr. 39 „Zum Sägewerk“ südlich 
des Bahngleises der Stadt Grevesmühlen:

§ 1
Zu sichernde Planung

1. Die Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen hat beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 39
für das Gebiet  „Zum Sägewerk" südlich des Bahngleises aufzustellen. 

2. Zur Sicherung der Planung wird für den Geltungsbereich des in Aufstellung befindlichen 
Bebauungsplanes Nr. 39 für das Gebiet „Zum Sägewerk“ südlich des Bahngleises der Stadt 
Grevesmühlen eine Veränderungssperre erlassen.

§ 2
Geltungsbereich der Veränderungssperre

Der Geltungsbereich der Veränderungssperre ist deckungsgleich mit dem Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes Nr. 39 „Zum Sägewerk“ südlich des Bahngleises der Stadt 
Grevesmühlen. 
Der Geltungsbereich der Veränderungssperre befindet sich zum überwiegenden Teil in der 
Flur 4 sowie teilweise in der Flur 15 der Gemarkung Grevesmühlen. Er umfasst folgende 
Flurstücke:

Gemarkung Grevesmühlen, Flur 4
260/7; 260/11; 260/12; 260/14; 260/15; 260/16; 260/17; 262/1(tlw.); 263/1; 263/2; 264/5; 
264/7; 264/8; 264/9; 264/11; 264/12; 264/13; 264/14; 264/15; 265 und 266/1

Gemarkung Grevesmühlen, Flur 15
138/1; 138/2; 138/3; 139/1; 139/3; 139/4; 140/1; 141/1 und 141/2

Die Abgrenzung des Geltungsbereiches ergibt sich aus dem Übersichtsplan als Anlage zu 
dieser Satzung auf der Grundlage der amtlichen Liegenschaftskarte des Kataster- und 
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Vermessungsamtes des Landkreises Nordwestmecklenburg im Maßstab 1:2000. Die Anlage 
ist Bestandteil der Satzung.

§ 3
Rechtswirkungen der Veränderungssperre

1. In dem von der Veränderungssperre betroffenen Gebiet dürfen
    a) Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht
    beseitigt werden;
    b) erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und
    baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder
    anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden. 

2. Wenn überwiegend öffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von Abs. 1  eine 
Ausnahme gemäß § 14 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) zugelassen werden. Die 
Entscheidung über Ausnahmen trifft die Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der 
Stadt Grevesmühlen.

§ 4
Inkrafttreten und Außerkrafttreten der Veränderungssperre

1. Die Veränderungssperre tritt mit Ablauf des Tages der ortsüblichen  Bekanntmachung in 
Kraft.
2. Die Veränderungssperre tritt außer Kraft, sobald und soweit für ihren Geltungsbereich der 
Bebauungsplan in Kraft tritt, spätestens jedoch nach Ablauf von 2 Jahren. Die Stadt kann die 
Frist kann gemäß § 17 Abs. 1 und 2 BauGB verlängern.

§ 5
Entschädigungen im Rahmen der Veränderungssperre

Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB wird hingewiesen. Danach können 
Entschädigungsberechtigte Entschädigungen verlangen, wenn die Veränderungssperre 
länger als 4 Jahre über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der ersten Zurückstellung eines 
Baugesuches nach §15 Abs. 1 BauGB hinaus andauert und dadurch Vermögensnachteile 
entstanden sind. Die Fälligkeit des Anspruches kann dadurch herbeigeführt werden, dass 
der Entschädigungsberechtigte die Leistungen der Entschädigung schriftlich bei der Stadt 
Grevesmühlen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 3 
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, 
die Fälligkeit herbeigeführt wird. 

§ 6
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften

Eine Verletzung der im § 214 Abs. 1 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formschriften ist 
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit der Bekanntmachung der 
Veränderungssperre schriftlich gegenüber der Stadt Grevesmühlen geltend gemacht worden 
ist. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften begründen 
soll, ist darzulegen (§ 215 Abs. 1 BauGB).

Der Beschluss über die Veränderungssperre ist gemäß § 16 Abs. 2 BauGB ortsüblich 
bekannt zu machen.

Anlage: Übersichtsplan über den Geltungsbereich der Satzung über die Veränderungssperre
 

              

Sachverhalt: 
Die Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen hat auf ihrer heutigen Sitzung die Aufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 39 für das Gebiet "Zum Sägewerk" südlich des Bahngleises 
beschlossen. 
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Es besteht die Gefahr, dass künftige Bauanträge das Planungsziel des Bebauungsplanes Nr. 
39 unterlaufen könnten und die Durchführung der Planung  unmöglich machen würden.
Zur Sicherung der von der Stadt Grevesmühlen angestrebten Planungsabsichten ist  daher 
der Erlass einer Veränderungssperre notwendig. 
Die Veränderungssperre tritt automatisch außer Kraft, sobald und soweit der Bebauungsplan 
Nr. 39 Rechtskraft erlangt hat, spätestens jedoch nach Ablauf von zwei Jahren.
Die Möglichkeit einer Verlängerung der Geltungsdauer richtet sich nach den Bestimmungen 
des § 17 Abs. 1 und 2 BauGB.

Information zum Einfluss dieser Entscheidung auf Leitbilder:
Leitbild 2: „Grevesmühlen, die wachsende Stadt“

      

Finanzielle Auswirkungen:

       

Anlage/n: Übersichtsplan über den Geltungsbereich der Satzung über die 
                Veränderungssperre

       

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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